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Zu Silvester soll man zu Hause 
bleiben. Zu Silvester soll man 
sich nicht in der Nähe einer 
Tankstelle (Shop?) aufhalten. 
Zu Silvester soll man nicht auf 
eine Gruppe herumstehender 
Wiener Polizisten (und Polizis-
tinnen) zugehen und eine Kon-
versation beginnen. Vor allem 
soll man einen Polizisten dabei 
nicht mit dem Finger 
berühren. Schon gar 
nicht, wenn man eine 
47-jährige Dame ist. 

Dann endet das nämlich mit 
einem Steißbeinbruch, mehre-
ren Hämatomen, einer Anzeige 
wegen „Widerstands gegen die 
Staatsgewalt“ und einer An -
klage durch die Staatsanwalt-
schaft, ohne dass der Herr 
Staatsanwalt auch nur eine 
Zeugeneinvernahme durchge-
führt hat. Und der Polizeigene-
ral sagt dazu: „Es gibt keinen 

Hinweis auf eine Misshand-
lung.“ 

Der Falter hFalter hFalter at diesen leider 
relativ typischen Vorfall aufge-
deckt. Die Misshandelte bzw. 
ihr Anwalt haben das Video 
von der Tankstelle aufgetrie-
ben. Dort sieht man einen viel-
leicht unangebrachten Versuch 
der Dame, mit den Polizisten 

in silvesterlichen Kon-
takt zu treten. Darauf-Darauf-Darauf
hin stößt sie ein Poli-
zist aggressiv weg, wei-

tere Ordnungshüter, genug für 
eine mittlere Demo, stürmen 
herbei, die Dame wird zwischen 
Auto und Tankstellenwand ge-
drängt und verschwindet unter 
einem Pulk von Polizei. Aber: 
„Kein Hinweis auf Misshand-
lungen.“ Sehr vertrauensbil-
dend ist das alles – nämlich wie 
krass überreagierenden Polizis-
ten die Mauer gemacht wird. 

Polizeieinsatz

RARAUU
Veranstaltungen, Kino   . . . 22, 23
Sport  . . . . . . . . . . . . . . . . 35, 36 
TV, Switchlist  . . . . . . . . . 44, 45 
Schach, Rätsel, Sudoku   . . . . I 13
Wetter  . . . . . . . . . . . . . . . . . . 22

STANDARDSSTANDARDS

Westen: Süden: Osten:

–2 bis +9° –1 bis +9° +4 

ZITAT ZITAT DES DES TAGESTAGES

„Es gibt mehr Drogensüchtige, 
mehr psychische Erkrankungen wie 

Depression, mehr Kriminalität.“  Kriminalität.“  Kriminalität.“
Epidemiologe Richard Wilkinson über die 

Folgen sozialer Ungleichheit Seite 17 

*

Wo Reiche vor Steuern 
flüchteflüchteflüch n und Senioren bis 

80 JahrJahrJa e arbeiten 
Seiten 18 und 19

60. Song Contest: 
The MakeMakeMa makes makes mak

singen für Österreich 
Seite 43

Contact Center 0800 88 66 00
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für Sparer

www.denizbank.at

Eröffnen Sie jetzt Ihr Sparkonto
und profitieren Sie von den
attraktiven Zinsen der DenizBank.

36 Monate
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* Zinssatz p.a., gültig nur für Privatpersonen und
bis auf Widerruf.

DenizBank ist ein Unternehmen der Sberbank Gruppe.

Tagesgeld

1,0 %*

Bankgenkgenk heimnis wird de fac fac f to abg abg a eschafft 
Maßnahme gegen den Steuerbetrug von Betrieben, Gremien von SPÖ und ÖVP stimmen der Steuerreform zu

Wien – SPÖ und ÖVP sind einen 
Schritt weiter bei der Steuer -
reform. Die Parteigremien haben 
die in der Nacht auf Freitag finali-
sierten Pläne abgesegnet. Im SPÖ-
Präsidium und im ÖVP-Vorstand 

abgesegnet. 
ÖVP-Vorstand 

abgesegnet. 

fielen die Beschlüsse einstimmig, 
im rund 70-köpfigen SPÖ-Vor-

einstimmig, 
SPÖ-Vor-

einstimmig, 

stand gab es nur drei Gegenstim-
men – zwei von Vertreterinnen der 
Sozialistischen Jugend, eine von 
den SPÖ-Studenten. 

Jugend, 
SPÖ-Studenten. 

Jugend, 

Für Wirbel sorgt aber das 
 Vorhaben, das Bankgeheimnis für 
 Betriebe deutlich aufzuweichen. 
Die Finanz soll künftig im Zuge 
von Abgabenprüfungen Einblick 
in alle Bankkonten nehmen kön-
nen. Über  diese Schiene will man 

Schwarzgelder leichter aufspüren 
können. Die Banken sind bereits 
alarmiert. 

Die Maßnahme soll jedenfalls 
700 Millionen Euro zur Gegenfi-
nanzierung der rund fünf Milliar-
den Euro schweren Steuerreform 
beisteuern. Inklusive der neuen 
Regis trierkassenpflicht will man 
sich fast zwei Milliarden unter 
dem Titel „Betrugsbekämpfung“ 
holen. 

Bundeskanzler Werner Fay-
mann (SPÖ) sagte am Freitag bei 
der offiziellen Präsentation, das 
Finanzministerium schätze die 
Schwarzgelder in Österreich auf 
vier Milliarden. Die Hälfte davon 
wolle man sich zurückholen. 

Die Entlastung liegt bei rund 
fünf Milliarden Euro. Der aller-
größte Teil (4,5 Milliarden) fließt 
in die Tarifreform, um 400 Millio-
nen werden Kleinstverdiener ent-
lastet. Man investiere „in die Kauf-Kauf-Kauf
kraft der Bevölkerung“ und reagie-

re in der Krise „nicht mit dem Rot-
stift“, erklärte Faymann. 

Ein 200-Millionen-Paket soll es 
nun doch für die Wirtschaft geben 
– unter anderem wird die Begüns-
tigung für die Mitarbeiterbetei -
ligung ausgeweitet. Vizekanzler 
Reinhold Mitterlehner (ÖVP) 
meinte, die Steuerreform sei „kein 
lächerlicher PR-Gag“, sondern 
eine Summe, die den Bürgern 
wirklich in der Geldtasche zu -
gutekomme. Sieger wollte er auf 
keiner der beiden Verhandler -
seiten ausmachen: „Wir machen 
keine Steuerreform für die ÖVP, 
keine Steuerreform für die SPÖ, 
sondern eine Steuerreform für 
 Österreich.“ (red) 

HEUTEHEUTE
Kopf des Tages 

Der Osteuropa-Historiker Philipp 
Ther lehrt seit 2010 an der Univer-
sität Wien. Nun gewann er den 
Leipziger Sachbuchpreis. S. 39, 48 

Kopftuchverbot gekippt 
In Deutschland wurde das Kopf-Kopf-Kopf
tuchverbot für Lehrerinnen durch 
das Bundesverfassungsgericht auf-auf-auf
gehoben. Seite 15, Kommentar Seite 48 

Dienstfreistellung 
Die beschuldigte Vizechefin in 
der Korruptionsaffäre rund um 
die Pensionsversicherungsanstalt 
wurde dienstfrei gestellt.  Seite 25

Reform im Überblick Seite 2 
Reaktionen Seite 2 
Interview G. Haber Seite 3 
Kritik in der SPÖ Seite 4
Einigkeit in der ÖVP Seite 5 
Betrug auf der Spur Seite 6
Vorzieheffekte Seite 7
Kommentar Seite 48

ZUM ZUM THEMATHEMA

Brüssel/Wien – Der deutsche Fi-
nanzminister Wolfgang Schäuble 
fordert Athen auf, seine Verpflich-
tungen einzuhalten. „Parolen hel-
fen da nicht weiter“, erklärte der 
CDU-Politiker im Standard-Inter-
view. Griechenland – und nicht 
Deutschland oder Europa – sei für 
die Probleme verantwortlich. Die 
zuletzt von der griechischen Re-
gierung geforderten Reparations-
zahlungen lehnt er ab. 

Bei einem Treffen des griechi-
schen Ministerpräsidenten Alexis 
Tsipras mit EU-Kommissionschef 
Jean-Claude Juncker wurde indes 
Einigkeit demonstriert. Juncker 
schloss ein Scheitern der Ver-
handlungen mit Athen über wei-
tere Hilfen aus. (red)   Seiten 28, 29 

Kolumne Hans Rauscher Seite 46 
Kommentar Seite 48

Schäuble an Athen: 
„Parolen helfen 
da nicht weiter“
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Im Zusammenhang mit der 
Steuerreform taucht das The-
ma Gerechtigkeit auf. Wie soll 

der Wohlstand möglichst gerecht 
aufgeteilt werden, wo soll umver-
teilt werden? Wer muss mehr bei-
tragen, wer soll entlastet werden? 
Die STANDTANDTA ARNDARND D-Redaktion beschäf-beschäf-beschäf
tigt sich in dieser Schwerpunkt-
ausgabe mit den verschiedenen 
Vorstellungen zu dem Thema, 
Auslandskorrespondenten geben 
Einblick, wie Politik anderswo 
 Gerechtigkeit fördert. Die Bilder 
in dieser Schwerpunktausgabe 
stammen von Jochen Höller (Seite 
38), sie wurde von Lisa Nimmervoll
redaktionell betreut und von 
Simon Klausner gestaltet. 

Alexandra Föderl-Schmid
Chefredakteurin 

Gerechtigketigketig it – 
auch eine Frage 
der Verteilung

Geld! Geld! Geld! Nach Gelde drängt, am Gelde hängt doch alles: „Ach wir Armen!“, hätte Goethes Mephistopheles gesagt. Auch die 
„Finanzblase“ des Künstlers Jochen Höller speist sich aus Geld, das er aus Büchern über Finanzblasen, Krisen und Reichtum extrahierte.
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Die Regierung hat sich geeinigt, 
die Parteigremien von Rot und Schwarz hwarz hw

haben ihren Segen zur Steuerreform erteilt. 
Das Gefeilsche geht jetzt aber erst richtig los. Vor 

allem ÖVPler wollen noch einiges verhindern.

verhandlungen angekündigt (sie-
he Seiten 5 und 6). Beide Maßnah-
men braucht die Koalition aber, 
um die Steuerreform im Ausmaß 
von fünf Milliarden Euro finanzie-
ren zu können. 

Am Tag der Präsentation hiel-
ten sich die Kritiker daher auch 
weitgehend zurück. Von beiden 
Parteigremien wurden die Steuer-
pläne abgesegnet. Wie berichtet, 
sinkt der Eingangssteuersatz von 
36,5 auf 25 Prozent. Kleinstverdie-
ner werden über eine erhöhte 
Steuergutschrift (Negativsteuer) 
entlastet. Einige Details wurden 
in der letzten Verhandlungsrunde 
noch abgeändert. Der erhöhte 
Steuersatz von 3,5 Prozent bei der 
Grunderwerbssteuer soll nun erst 
bei Immobilien und Grundstü-
cken, die mehr als 400.000 Euro 
wert sind, greifen. Die ÖVP möch-
te aber auch diesen Passus noch 
nachverhandeln. 

Der Anteil an vermögensbezo-
genen Steuern ist noch einmal 
 etwas geschrumpft. Statt der ur-
sprünglich von der SPÖ anvisier-

Steuerreform wagt wagt wa sich an heilige Kühe

Günther Oswald 

E ine „Bombe“ gebe es noch, 
von der kein Medium etwas 
mitbekommen habe, froh-

lockte ein Verhandler in der Nacht 
auf Freitag. Zuvor hatten die 
Steuerteams rund um Kanzler 
Werner Faymann und ÖVP-Chef 
Reinhold Mitterlehner in einer gut 
dreistündigen Runde die letzten 
Details der Steuerreform geklärt. 
Freitagmittag schlug dann die 
Bombe ein. Das Bankgeheimnis, 
eine heilige Kuh in Österreich, 

Bankgeheimnis, 
Österreich, 

Bankgeheimnis, 

soll für die heimischen Unterneh-
men deutlich gelockert werden, 
gaben die beiden Regierungspar-
teien bekannt. Durch diese Maß-
nahme will man Steuerbetrügern 
leichter auf die Schliche kommen 
– 700 Millionen Euro sollen jähr-
lich eingenommen werden. 

Konkret ist die Einführung 
eines zentralen Bankkontenregis-
ters geplant. Im Zuge von Abga-
benprüfungen wird die Finanz auf 
dieses Register zugreifen können. 
Bisher mussten Banken nur auf 
richterliche Anordnung Konto -
informationen preisgeben. OECD 
und auch die Korruptionsstaats-
anwaltschaft drängen seit Jahren 
auf Verschärfungen in diesem 
 Bereich. 

Banken alarmiert 
Unklar war zunächst die genaue 

Ausgestaltung. Laut SPÖ sollen 
nur Betriebe unter die Lupe ge-
nommen werden. Für Privatper -
sonen gelte das Bankgeheimnis 
weiterhin. Später wurde diese 
Darstellung auch vom Finanzmi-
nisterium bestätigt. 

Die Banken sind jedenfalls 
 bereits alarmiert: Der langjährige 
ÖVP-Abgeordnete und Chef des 
Sparkassenverbands, Michael 
Ikrath, sieht einen „eklatanten 

Wortbruch der Regierung“. Stets 
habe man versprochen, am Bank-
geheimnis für Inländer ändere 
sich nichts. „Deswegen bin ich 
fassungslos über diese Ankündi-
gung.“ Ikrath im Gespräch mit 
dem  STANDTANDTA ARNDARND D: „Wollen wir wirk-
lich die monetären Schlafzimmer 
unserer Bürger für die behörd -
lichen Voyeure öffnen, sodass 
 diese beliebig ein und aus gehen 
können?“ Der Banker erwartet 
nun Widerstand im ÖVP-Klub.

Den könnte es auch noch bei 
einem anderen Thema geben: Der 
Wirtschaftsbund mobilisiert wei-
ter gegen die geplante Registrier-
kassenpflicht, Christoph Leitl hat 
bereits parlamentarische Nach-

ten zwei Milliarden Euro sind es 
letztlich nur 350 Millionen gewor-
den. Wobei bei der Kapitalertrag-
steuer (KESt) noch Hürden auf die 
Koalition warten. Sie soll nur bei 
Dividenden und Spekulationsge-
winnen von 25 auf 27,5 Prozent 
steigen. Hebt man den Satz aber 
bei den Dividenden an, steigt die 
KESt auch automatisch bei den 
Sparbüchern. Das will die Regie-
rung aber unbedingt vermeiden. 

Feilschen im Parlament 
Daher braucht man die Zustim-

mung von Grünen oder FPÖ im 
Parlament. Beide Parteien haben 
bisher aber eher abgewunken. 
Was die Grünen möglicherweise 
überzeugen könnte: Auch für die 
Änderung 
überzeugen 
Änderung 
überzeugen 

des Bankgeheimnisses 
braucht die Regierung eine Verfas-
sungsmehrheit im Nationalrat. 

Der Spitzensteuersatz für Ein-
kommen über einer Million steigt 
ab 2016 von 50 auf 55 Prozent. Die-
se Maßnahme soll allerdings auf 
fünf Jahre befristet sein. Die Ver-
gangenheit hat freilich gezeigt, 

dass derartige Versprechungen 
nicht zwingend halten müssen. 
Auch die vor zwei Jahren einge-
führte „Solidarabgabe“ für Spit-
zenverdiener (ab 186.000 Euro) 
wurde zunächst befristet einge-
führt, mittlerweile handelt es sich 
um eine Dauerregelung. 

Einige steuerliche Ausnahmen 
werden eingeschränkt. So können 
Ausgaben für private Kranken-, 
Unfall- und Pensionsversicherun-
gen, aber auch Ausgaben für 
Wohnraumschaffung und -sanie-
rung künftig nicht mehr als Son-
derausgaben in der Steuererklä-
rung berücksichtigt werden (im 
ersten Jahr bringt das 200 Millio-
nen). Diese Einschränkung gilt 
aber nur für Neuverträge, an be-
stehenden Kontrakten ändert sich 
nichts. 

Bis zuletzt schwammig blieb, 
wie die Regierung im Bereich Ver-
waltung und Förderungen eine 
gute Milliarde einsparen will. Ver-
einbart wurde nur: Zwei Drittel 
steuert der Bund bei, ein Drittel 
Länder und Gemeinden. 
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Regierung schafft Bankgenkgenk heimnis de facto ab

Steuerreform imÜberblick

Quelle: APA, Regierung

NENENEUEUEUER SR SR STEUTEUTEUERTERTERTARARARIFIFIF EntEntEntlaslaslastuntuntung:g:g: ArbeArbeArbeitneitneitnehmehmehmer ur ur undndnd PePePensnsnsioniioniionistststenenen
(Bruttogehalt x 12 abzgl. Sozialversicherungsbeiträgen)

AUSAUSAUSNAHNAHNAHMENMENMEN IMIMIM STEUSTEUSTEUERREERREERRECHTCHTCHT WERWERWERDENDENDEN GESTGESTGESTRICHRICHRICHENENEN 909090000 MillMillMillioneioneionennn
Mehrwertsteuer steigt von 10 auf 13 Prozent bei:

Beherbergung,Saatgut,Saatgut,Saat lebendeTiere, kulturelleDienstleistungen,Futtermittel,rmittel,rmitt Holz, JHolz, JHolz ugend-
betreuung, Luftverkehr,Brkehr,Brkehr äder,Mäder,Mäder useen, FilmvorfühFilmvorfühFilmv rungen,Ab-Hof-Weinof-Weinof-W (250 Millionen)

Dienstautos höher besteuern (50 Millionen)
Einschränkung von Gebäudeabschreibung für Betriebe (400 Millionen)
Beiträge für freiwillige Krankenversicherung, Unfall- u. Pensionsversicherung sowie Aus-

gaben für Wohnraumschaffung gelten nicht mehr als Sonderausgaben (200 Millionen)

EINSEINSEINSPARUPARUPARUNGENGENGEN BN BN BEIEIEI VERWVERWVERWALTUALTUALTUNGNGNG UNDUNDUND FÖDFÖDFÖDERALERALERALISMUISMUISMUSSS 1,11,11,1MillMillMilliardiardiardenenen

SELBSELBSELBSTFISTFISTFINANNANNANZIERZIERZIERUNGUNGUNG – B– B– BESSEESSEESSERERERE KONKONKONJUNKJUNKJUNKTURTURTUR 858585000 MillMillMillioneioneionennn

STEUSTEUSTEUERBEERBEERBETRUTRUTRUGSBGSBGSBEKÄMEKÄMEKÄMPFUPFUPFUNGNGNG 1,91,91,9 MillMillMilliardiardiardenenen
Einführung Registrierkassenpflicht
Bankgeheimnis fällt (zentrales Bankkontenregister)ister)ister
Eindämmung Mehrwertsteuerbetrug
Allgemeine Eindämmung von Sozialmissbrauch

500
600
700
800
900

1.000
1.100
1.200
1.300
1.400
1.500
1.600
1.700
1.800
1.900
2.000
2.500
3.000
3.500
4.000
4.500
5.000
5.500
6.000
6.500
7.000
7.500
8.000
8.500
9.000

Brutto/Monat Jahresentlastung
Arbeitnehmer

Jahresentlastung
Pensionisten

296
290
290
290
290
290
285
174
274
370
485
577
690
803
867
882
956

1.318
1.497
1.557
1.616
1.513
1.586
1.683
1.803
1.923
2.043
2.163
2.252
2.252

110
110
110
110
110
110
169
300
431
562
693
807
824
842
859
876

1.190
1.441
1.510
1.579

1.670

1.891

2.131

VERMVERMVERMÖGEÖGEÖGENSBNSBNSBEZOGEZOGEZOGENEENEENE STEUSTEUSTEUERNERNERN 353535000MillMillMillioneioneionennn
Kapitalertragsteuer auf Dividenden und Aktiengewinne steigt
von 25 auf 27,5 Prozent (150 Millionen)
Immobilienertragsteuer steigt auf bis zu 30 Prozent (115 Millionen)
Spitzensteuersatz steigt auf 55 Prozent (50 Millionen)
Grunderwerbsteuer wird reformiert (35 Millionen)

90.000
bis 1 Mio.

neu

36,5 %

43,2 %

50,0 %

ab 1 Mio.

Lohnsteuertarife nach Brutto-Jahreseinkommen in Euro

50 %

2525 %%

18.018.000

31.031.000 60.060.060.000

35 %%
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55 %*
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bisher

AuAuAuswswswirkuirkuirkungngng derderder SteSteSteuerueruerrefrefreformormorm – BeisBeisBeispielepielepiele
Lohnsteuerentlastung pro Jahr in Euro

1.580
Familie,
zwei Kinder
(8 und 14 Jahre)

Mann: 3.000 Euro
Frau: 1.100 Euro
jeweils brutto

2.815
Ehepaar
ohne Kinder

Mann: 3.500 Euro
Frau: 3.000 Euro
jeweils brutto

560
Alleinstehende
Pensionisten

Pension
1.400 Euro

Lohnsteuer-
senkung 4,5

Negativsteuer für
Niedrigverdiener 0,4

Familien 0,1

Standortpaket* 0,2

* im ersten Jahr 0,1

Betrugs-
bekämpfung 1,9

Verwaltung,
Förderungen 1,1
Streichung Steuer-
ausnahmen 0,9
Selbstfinanzierung 0,85

Höhere Steuern 0,35

ENTENTLASLASTUNTUNGGGEGGEGENFENFINAINANZINZIERUERUNGNG 5,15,1 MillMilliardiardenen EuroEuro

90.090.00000

Negativsteuer (Gutschrift) für Geringverdiener und Pensionisten

* auf fünf
Jahre begrenzt

inEuro

Kümmerliches PakePakePa tchen, PR-Gag, Sturm im Wasserglas 
Oppositionsparteien zerpflücken Vorhaben der Regierung, Grüne lassen Zustimmung zur KESt offen

FPÖ-Chef Heinz-Christian 
Strache bezeichnete die 
Steuerreformvorhaben der 

Regierung als „kümmerliches Pa-
ketchen“. Er hielt der Regierung 
vor, sich nicht dem Ausgaben-
problem zu widmen. Strache zeigt 
sich überzeugt, dass die Wirkung 
der Steuerreform für die Arbeit-
nehmer in „spätestens zwei Jah-
ren“ wieder „verpufft“ sei: „Mei-
lensteine sehen anders aus.“ Als 
falsch hätten sich laut Strache die 
Ankündigungen der Regierungs-
spitze über keine bevorstehenden 
Steuererhöhungen herausgestellt. 
Für ihn bedeuten die „teilweise 
massiven“ Erhöhungen bei der 
Umsatzsteuer, bei der Grund-
erwerbssteuer und der Kapital-
ertragsteuer eine „weitere Mehr-
belastung“. 

Für die Grünen ist das Reform-
vorhaben lediglich eine „Tarifan-
passung“, von der vor allem Spit-
zenverdiener profitieren würden. 
Der Hauptteil der Entlastung gehe 
in die mittleren und oberen 
 Einkommensbereiche, kritisierte 
Grünen-Chefin Eva Glawischnig. 
„Die Behauptung, dass Niedrig-
verdiener entlastet werden, ist 
falsch.“ Es seien die obersten zehn 
Prozent, die „maximal Minibeträ-
ge zahlen werden“. 

Vor allem die „Millionärssteu-
ern“ seien ein „PR-Gag“: „Das be-
trifft 418 Personen.“ Verlierer sei-
en die Niedrigverdiener, und vor 
allem Frauen seien im Stich gelas-
sen worden, denn von den fünf 
Mrd. Euro Entlastungsvolumen 
würden zwei Drittel auf Männer 
entfallen. 

Als „besonders problematisch“ 
sehen die Grünen die Gegenfinan-
zierung. „Bis zur Hälfte ist diese 
Tarifanpassung auf Sand gebaut“, 
meinte Glawischnig. Sie befürch-
te, dass die Reform dank fehlender 
Gegenfinanzierung durch Kür-
zungspakete in den kommenden 
Monaten bezahlt werden müsse. 
Dass Geld aus der Betrugsbekämp-
fung kommen soll, sei zwar posi-
tiv, die veranschlagten knapp 
zwei Milliarden Euro seien aber 
„vollkommen überhöht“. 

Ob die Grünen der Regierung 
zur nötigen Verfassungsmehrheit 
für eine Erhöhung der Kapital-
ertragsteuer auf Dividenden, ohne 
dass gleichzeitig die KESt auf 
Sparbücher steigt, verhelfen wer-
den, hielt sich Glawischnig noch 
offen. 

Für die Neos greifen die Steuer-
reformpläne „viel zu kurz“. Partei-
chef Matthias Strolz ortet ledig-
lich „Beruhigungspillen“ für die 
Steuerzahler, „mutige Reformen“ 
fehlten. Überrascht 

„mutige 
Überrascht 

„mutige 
zeigt er sich, 

dass Unternehmen „völlig außen 
vor“ gelassen werden und eine 
„echte Entlastung des Faktors 
Arbeit“ nicht forciert werde. Fix-
punkte einer Steuerreform, die die 
„marodierende große Koalition“ 
nicht berücksichtigt habe, wären 
für Strolz „Zukunftsinvestitio-
nen“, „Abschaffung der kalten 
Progression“ und „Steuerverant-
wortung für die Bundesländer“. 

Für Team-Stronach-Klubobfrau 
Waltraud Dietrich ist die Reform 
eine „bloße Geldumverteilaktion“ 
und ein „Sturm im Wasserglas“. 
(red)

 S* S
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„Budgetär war halt nicht mehr drin“, 
sagt Ökonom Gottfried Haber über eine 
große, aber konventionelle Steuerreform, 
die trotzdem das Budget gefährden wird.

INTERVIEW: Lisa Nimmervoll

Standard: Nämlich  Nämlich  N mit 850 Millio-
nen Euro. Ist das realistisch? 
Haber: Die Frage ist, wie es ge-
meint ist. Ein Teil der Selbstfinan-
zierungseffekte entsteht ja auch 
dadurch, dass die Bundesländer 
Einnahmenausfälle haben über 
die gemeinschaftlichen Bundes-
abgaben. Rechnerisch richtig, 
aber eben ein Nullsummenspiel. 
Die anderen Selbstfinanzierungs-
effekte durch Konjunkturbele-
bung und tendenzielle Erhöhung 
der Konsumtätigkeit können 
durchaus einen leicht positiven 
Effekt haben, nur so hoch wird der 
nicht sein. Auch die Gesamtgrö-
ßenordnung ist deswegen zweifel-
haft, denn wenn ich von den fünf 
Milliarden Volumen, zumindest 
wenn es nach dem Plan der Regie-
rung geht, tatsächlich vier Milliar-
den gegenfinanziere, dann bleibt 
als Nettoentlastungseffekt nur 
eine Milliarde Euro übrig. Dann zu 
sagen, dieser Nettoentlastungs -
effekt ist quasi zu hundert Prozent 
über Konsumeffekte steuerwirk-
sam, ist gewagt, weil in der Regel 
würde man ja erwarten, dass es 

vielleicht zehn oder 20 Prozent 
sind, vielleicht 30, die über 
Steuereinnahmen wieder zurück-
fließen. Würde der Konsum um 
fünf Milliarden Euro steigen, dann 
könnte man optimistisch eine Mil-
liarde veranschlagen. Nur es sind 
ja nicht fünf Milliarden an Netto-
entlastungseffekt, sondern es ist ja 
eigentlich nur eine Milliarde. 

Standard: Unterm  Unterm  U Strich ist also 
die Gegenfinanzierungsseite ein 
besonders wackliges Konstrukt? 
Haber: Ja, die Gegenfinanzierungs-
seite halte ich für sehr optimis-
tisch gesetzt, und ich glaube daher 
auch, dass trotz aller richtigen 
Versuche, nicht auf Pump eine 
Steuerreform zu machen, den-
noch eine Budgetbelastung entste-
hen wird und dadurch auch die 
Stabilitätsziele gefährdet werden. 

GOTTFRIED HABER (42) studierte BWL 
und VWL an der WU, lehrte bis 2012 an der 
Uni Klagenfurt, ist jetzt Professor an der 
Donau-Uni Krems, seit 2013 Mitglied des 
Generalrats der Nationalbank und Vize-
präsident des Fiskalrats. Foto: ÖAIE/Schedl

„Die Abgabenqgabenqga uobenquobenq te wir wir w d nicht nicht nich gesenkt“

STANDTANDTA ARNDARND D: Die Regierung verkauft 
„die größte Steuerreform der Zwei-
ten Republik“. Ist sie das? 
Haber: Vom Volumen her ist sie 
mit fünf Milliarden Euro tatsäch-
lich eine große Steuerreform. Die 
Tarifreform als Kernstück ist ein 
Schritt in die richtige Richtung, 
mit dem der Mittelstand entlastet 
wird. Aber ansonsten sind die gro-
ßen Veränderungen ausgeblieben. 
Was Fragen der Steuerstruktur 
 betrifft, ist man noch sehr konven-
tionell geblieben. Da bleibt noch 
viel Raum für zukünftige Refor-
men, sowohl im Bereich des 
Steuersystems als auch insbeson-
dere im Bereich des Transfer- und 
Sozialversicherungssystems oder 
bei den Lohnnebenkosten. 

STANDTANDTA ARNDARND D: Was  Was  W fehlt Ihnen? 
Haber: Wenn man das loslöst von 
dem, was politisch machbar ist: 
Ich habe immer einen Gleittarif 
präferiert, hätte also bei der Tarif-Tarif-Tarif
reform einen stufenlosen Tarif 
 bevorzugt, bei dem man die Pro-
gressionsstufen ganz abschafft. 
Ich hätte beim Tarif auch überlegt, 
ob man nicht die Entlastungsef-Entlastungsef-Entlastungsef
fekte bei den höheren Einkommen 
geringer ausfallen lässt und einen 
höheren Entlastungseffekt im Mit-
telstandsbereich generiert. 

Standard: Dafür kommt die „Mil-
lionärssteuer“. Sie trifft 416 hand-
verlesene „Einkommensmillionä-
re“. Mehr als ein symbolischer Akt? 
Haber: Diese 55 Prozent Höchst-
steuersatz treffen tatsächlich nur 
ein paar Hundert Steuerpflichtige, 
haben aber auch den Nachteil, 
dass der Spitzensteuersatz im 
internationalen Vergleich als In-
dikator herangezogen wird, und 
auch wenn er de facto niemals 
wirksam wird, schaut das natür-
lich optisch nicht unbedingt wett-
bewerbsvorteilhaft aus. 

Standard: Am  Am  A unteren Ende der 
Einkommensskala soll es höhere 
Steuergutschriften geben. Gut so? 
Haber: Ich persönlich halte von 
Negativsteuern sehr wenig, weil 
es ja eigentlich eine Transfer -
zahlung ist. Am Ende wäre es 
transparenter zu sagen, wer keine 
Steuer zahlt, bekommt auch keine 
Entlastung über das Steuersys-
tem. Dafür gibt es eben ein Sozial-
transfersystem für zielgerichtete 
Transferunterstützung. Ich halte 
auch die Kritik, es sei zu wenig für 
Unternehmer dabei, für nicht 
ganz fair, weil der Tarif auch die 
Einkommenssteuer umfasst und 
damit auch der Großteil der Unter-
nehmer – weit mehr als 80 Prozent 
sind keine Kapitalgesellschaften – 
entlastet wird. Aber die großen 
Würfe sind ausgeblieben. Die 
Gegenfinanzierung ist sehr hoch. 

Standard: Apropos:  Apropos:  A zu hoch?
Haber: Budgetär war halt nicht 
mehr drin. Aber auf Pump macht 
eine Steuerreform auch keinen 
Sinn. Das scheint man auch nicht 
zu wollen, und das ist gut so. Aber 
das heißt halt, dass die Steuer- 
und Abgabenquote nicht gesenkt 
wird, und das wäre das Ziel, das 
man mittelfristig erreichen muss. 
Aber das geht nur über Einsparun-
gen auf der Ausgabenseite, und die 
sind kurzfristig nicht realisierbar.  

STANDTANDTA ARNDARND D: Es  Es  E sind einige Positio-
nen drin, die sehr optimistisch klin-
gen, um nicht zu sagen: unrealis-
tisch. Etwa zwei Milliarden Euro 
aus Steuerbetrugsbekämpfung. 
Haber: Steuerbetrugsbekämpfung 
ist sicher ein lohnendes, vernünf-vernünf-vernünf

tiges Ziel, weil das Schlimmste an 
einem Steuersystem ist, wenn es 
unfair ist. Und Steuerbetrug ist 
unfair. Ob man damit, vor allem 
schon 2016, tatsächlich zwei Mil-
liarden bekommt, wage ich zu be-
zweifeln. Das scheint mir sehr un-
realistisch zu sein – und hat natür-
lich auch einen gewissen konsum-
dämpfenden Effekt. Es trifft die 
Steuerpflichtigen letztlich schon, 
denn was verstehen wir unter 
Steuerbetrug? Natürlich auch so 
Dinge wie „Nachbarschaftshilfe“, 
die Putzfrau und Ähnliches. Also 
zahlt man sich damit die Steuer-
reform schon auch selbst, nicht 
nur abstrakt irgendwelche großen 
Konzerne, die die Steuerlast in der 
Regel legal verschieben. Auch die 
Selbstfinanzierungseffekte sind 
sehr hoch angesetzt. 

Finanzminister Hans Jörg 
Schellings erste Steuerreform.

Foto: Christian Fischer
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Rote Zustimmung in den Parteigremien, aber Kritik bleibt nicht aus

Im Parteivorstand der SPÖ hat 
Julia Herr, Vorsitzende der 

Sozialistischen Jugend, gegen 
die Steuerreform gestimmt. 

An der Gegenfinanzierung durch 
Betrugsbekämpfung zweifelt sie, 

auf die Millionärssteuer pocht sie. 
INTERVIEW: Katrin Burgstaller

gedeckter Scheck ist. Nichts hätte die Gegen-
finanzierung so fix abgesichert wie die Ein-
nahmen aus Vermögenssteuern, etwa der 
Erbschaftssteuer oder Vermögenssubstanz-
steuern. Ob die 1,9 Milliarden aus der Be-
trugsbekämpfung halten, weiß ich nicht. 
Wenn dann letztlich Einnahmen aus ande-
ren Quellen erschlossen werden müssen, 
fürchten wir ein Wiederaufleben der vor-
zugsweise von der ÖVP geführten Debatte 
um den Rückbau des Sozialstaats. 

Standard: Beispielsweise Immobilienge-
schenke werden künftig stärker besteuert. Ist 
das kein annehmbarer Kompromiss? 
Herr: 400 Millionen Euro werden über ver-
mögensbezogene Steuern eingehoben, unse-
re Forderung war zwei Milliarden, die ÖVP 
wollte gar keine. Ein Kompromiss wäre eine 
Milliarde gewesen. Statt den Vermögens-
steuern zuzustimmen, hat sich die ÖVP 

Vermögens
ÖVP 

Vermögens
auf 

die Registrierkassenpflicht eingelassen, die 
die kleinen Wirte trifft. Da sieht man, wel-
che Prioritäten die ÖVP hat. 

Standard: Haben  Haben  H die Sozialdemokraten zu 
schwach verhandelt? 
Herr: Das ist schwer zu sagen, weil wir von 
der Sozialistischen Jugend nicht am Ver-
handlungstisch gesessen sind. Die Optik ist 
zumindest schwierig, weil es wieder so aus-
sieht, als wäre die SPÖ 

schwierig, 
SPÖ 

schwierig, 
umgefallen. 

Standard: Kann  Kann  K die SPÖ mit der Millio -
närssteuer noch in Wahlkämpfe gehen, oder 
hat sie das nun verwirkt? 

Herr: Die Frage ist, ob 
sie noch glaubwürdig 
ist in dieser Sache. 
Wir werden dafür sor-
gen, dass das Thema 
auf dem Tisch bleibt. 

JULIA HERR (22), gebo-
ren in Sigleß im Burgen-
land, ist seit 2014 Vorsit-
zende der Sozialistischen 
Jugend.   Foto: APA

„Es sieht wieder so aus, 
als wäre die SPÖ umgefallen“

Standard: Wie  Wie  W zufrieden ist die Sozialisti-
sche Jugend mit der Steuerreform? 
Herr: Ich mache etwas, was ich nicht oft ma-
che, und zitiere Hans Niessl. Er hat ge-
meint, dass das Volumen passt und sich die 
sozialdemokratische Handschrift an der 
Entlastung der niedrigen Einkommen zeigt. 
Aber die Reichen sind schon wieder da -
vongekommen, das ist die Handschrift der 
ÖVP. 
vongekommen, 
ÖVP. 
vongekommen, 

Der Meinung sind auch wir. Wir ha-
ben uns vermögensbezogene Steuern er-
wartet, etwa detwa detwa ie Erbschafts-, die Schen-
kungs- oder die Vermögenssubstanzsteuer. 
Wenn diese Steu ern mit über 800.000 ge-
sammelten Unterschriften als Rückenwind 
nicht gekommen sind, fragen wir uns, ob 
das überhaupt jemals der Fall sein wird. 

Standard: Planen  Planen  P Sie Proteste? 
Herr: Wir haben eine Aktion vor dem Bun-
desparteivorstand gemacht, um alle Mit-
glieder darauf hinzuweisen, dass diese 
Steuern zwar nicht kommen, obwohl wir 
sie gefordert haben, wir aber daran festhal-
ten. Wir lehnen nicht alle Teile der Steuer-
reform ab. Die Senkung des Eingangssteu -
ersatzes ist ein richtiger Ansatz, ebenso die 
Erhöhung der KESt auf Dividenden und die 
Grunderwerbssteuer-Erhöhung. 

Standard: SPÖ-Bundesgeschäftsführer  SPÖ-Bundesgeschäftsführer  S Nor-
bert Darabos hat gesagt, 2,3 Milliarden kom-
men aus „gerechten“ Vermögenssteuern und 
dem Kampf gegen Steuerbetrug. Damit sind 
Sie nicht zufrieden? 
Herr: Die Frage ist, ob das tatsächlich ein 

Georg Kapsch, Präsident 
der Industriellenvereinigung, 
vermisst Strukturreformen. 
Diese Chance sei vergeben. 

Er fragt sich, warum 
die Regierung erst jetzt 

Steuerbetrug bekämpfen will. 
INTERVIEW: Marie-Theres Egyed

für Unternehmen, auch das Bankgeheimnis 
soll fallen. 
Kapsch: Davon halte ich nichts, es ist nur 
zusätzliche Bürokratie. 

Standard: Für  Für  F die Industrie sind keine Über-
raschungen dabei. 
Kapsch: Wir konnten die schlimmsten Din-
ge abwehren. Aber ich hätte gerne ein neu-
es Konzept für dieses Land gehabt. Diese 
Chance ist vertan. Positiv ist zumindest der 
Ausbau der Forschungsförderung. 

Standard: Was  Was  W waren die schlimmen Dinge? 
Kapsch: Vermögens-, Erbschafts- und Schen-
kungssteuer. Aber wir bekommen eine Er-
höhung der Arbeitszusatzkosten, obwohl 
sie erst im Vorjahr reduziert wurden. 

Standard: Kritiker  Kritiker  K bezeichnen die Grund-
erwerbssteuer als versteckte versteckte versteckt Erbschaftssteu Erbschaftssteu Erbsc er.
Kapsch: Das trifft nicht die Industrie, son-
dern alle Grundbesitzer. Vor allem im 
 ländlichen Raum. Sinnvoller wäre eine 
 Erhöhung der Grundsteuer gewesen. Dar -
über hat man sich offensichtlich nicht 
 getraut. 

Standard: Teile  Teile  T der SPÖ feiern die Anhebung 
der KESt als Millionärssteuer. 
Kapsch: Das trifft voll den Mittelstand.Es ist 
fraglich, ob es verfassungsrechtlich hält. 

Standard: Wie  Wie  W bewerten Sie die Entlastung 
der kleineren Einkommen? 
Kapsch: Wenn wir fünf Milliarden in die 

Entlastung der Tarife 
stecken, hilft es nicht, 
wenn keine Arbeits-
plätze geschaffen wer-
den. Unternehmen 
müssen auch entlastet 
werden.

GEORG KAPSCH (55) ist 
Chef der Industriellenver-
einigung und CEO der 
Kapsch-Gruppe.  Foto: Cremer

„Das ist keine Steuerreform, es ist 
nur eine Verteilung von Geld“

Standard: Sie  Sie  S wollten Ihre Stiftung abzie-
hen: Sind Sie froh, dass Sie die Drohung 
nicht wahrmachen müssen? 
Kapsch: Natürlich bin ich erleichtert. Ich 
habe das nicht als Erpressung gesehen. Es 
wird immer vergessen, dass Stiftungen 
auch Steuern zahlen. Wenn sie abwandern, 
tun sie das nicht mehr. Außerdem sind sie 
wichtig für Kultur und Wissenschaft. Das 
ist nicht reines Cash, das besteuert werden 
kann, der Großteil sind Firmenanteile von 
Familienunternehmen. 

Standard: Sind  Sind  S Sie jetzt zufrieden mit der 
Steuerreform? 
Kapsch: Es ist keine Reform, es ist nur eine 
Verteilung von Geld: Sie wird nicht ausga-
benseitig finanziert, sondern nur über Ein-
nahmen. Das schmerzt. Man hätte die Re-
form für Strukturmaßnahmen nützen kön-
nen. Davon gibt es aber keine einzige. 

Standard: In  In  I der Verwaltung soll aber über 
eine Milliarde geholt werden. 
Kapsch: Das schaue ich mir an, wie das in-
nerhalb dieser Frist gehen soll. Das Budget 
läuft jetzt schon aus dem Ruder. Wie soll 
die Reform finanziert werden? Ich glaube 
nicht daran, dass zwei Milliarden aus dem 
Kampf gegen Steuerbetrug kommen kön-
nen. Warum wurde das bisher nicht ge-
macht? Ich fürchte, dass es durch ein Defi-
zit finanziert wird. 

Standard: Stichwort Steuerbetrug: Die  Die  D Regie-
rung plant ein zentrales Bankkontenregister 

Während die jungen Roten 
ihren Unmut kundtaten, 

bejubelten andere 
die „größte Steuerreform 

aller Zeiten“. Das 
SPÖ-Präsidium votierte 

einstimmig, der Vorstand 
mit drei Gegenstimmen 

für die Steuerreform.

zielte Kompromiss ist für Ritsch 
jedenfalls „durchaus vorzeigbar“. 

Das sah auch Gesundheitsmi-
nisterin Sabine Oberhauser so. 
Was die fehlende Millionärsabga-
be anlangt, erklärte die Ministerin 
den versammelten Journalisten 
pragmatisch: „Glauben Sie nicht, 
dass es den Leuten egal ist, woher 
das Geld kommt, wenn sie es nicht 
selbst finanzieren müssen?“ 

Sogar ÖGB-Präsident Erich Fog-

Steuerfriedeerfriedeerf  oder Was die Jungsozis nicht wht wht issen  wissen  w

D raußen, vor dem Parlament, 
wähnte man sich fern des – 
auch von roter Seite als 

Traumdestination verkauften – 
Steuerparadieses. Da wurde im 
Nieselregen die Reichensteuer an 
den Galgen gehängt, da zündete die 
Vorsitzende der Sozialistischen 
Jugend die Grablichter an. Julia 
Herr (siehe Interview) und die jun-
gen Roten waren mit ihrer For -
derung nach einer Reichensteuer 
nicht durchgekommen, das woll-
te öffentlich betrauert werden. 

„Total lieb“ 
Drinnen, im SPÖ-Klub, herrsch-

te indes Charterflugstimmung. 
Uni sono sprachen die zu Präsi-
dium und Vorstand eilenden Par-
teigranden von der „größten Steu -
erreform aller Zeiten“. Die Jubel-
laune fand später in einem ein-
stimmigen Präsidiumsbeschluss 
und einem Vorstandsbeschluss 
mit lediglich drei Gegenstimmen 
(zwei von SJ-Vertreterinnen, eine 
vom VSStÖ) 
(zwei 

VSStÖ) 
(zwei SJ-Vertreterinnen, 

VSStÖ) 
SJ-Vertreterinnen, 

ihren Niederschlag. 
Manch einer konnte sich einen 

kleinen Seitenhieb in Richtung 
Jungsozis nicht verkneifen. Der 
Vorarlberger SP-Chef Michael 
Ritsch etwa sagte, vom Standard

auf die Protestaktion vor dem Par-
lament angesprochen: „Das ist to-
tal lieb. Aber da hab ich null Ver-
ständnis.“ Schließlich sei jetzt end-
lich eine Entlastung da. Und „wenn 
sie schon demonstrieren wollen, 
sollen sie das vor der ÖVP-Partei-
zentrale tun“, findet Ritsch. „Dort 
sind die Verhinderer. Man sollte 
aber auch als Jungsozi wissen, 
dass man in einer Koalition nicht 
alles durchsetzen kann.“ Der er-

lar verspürte diesbezüglich keine 
Wehmut. Die Steuerreform sei „ge-
nau das, was wir wollten“, die we-
sentlichen Forderungen von Ge-
werkschaft und Arbeiterkammer 
seien mit der Steuerreform erfüllt. 
Also gab es grünes Licht im Ge-
werkschaftsvorstand. 

Auch Burgenlands SP-Landes-
hauptmann Hans Niessl, der als 
Erster die Kampfeslosung „Mehr 
Netto vom Brutto“ in die konkrete 

Zahl „circa 1000 Euro im Jahr“ ge-
gossen hat, ist zufrieden. „Die Ent-
lastung des Mittelstands ist deut-
lich ausgefallen.“ Bei der Gegen -
finanzierung ist die Zufriedenheit 
zwar deutlich geringer, am wich-
tigsten – das hat Niessl den SP-
Verhandlern in den vergangenen 
Tagen dem Vernehmen nach auch 
sehr deutlich gemacht – ist aber 
die gewerkschaftliche Zufrieden-
heit. Die ist unabdingbar für die 
gerade anlaufende Kampagne für 
die Landtagswahl am 31. Mai. 
Niessls Zusammenfassung vom 
harten Weg ins Steuerparadies: 
„Die SPÖ 

Weg 
SPÖ 

Weg 
hat sich mit der Entlas-

tung durchgesetzt, die ÖVP mit 
dem Schutz für Millionäre.“ 

Reichhaltiges Kuchenstück 
Sein steirischer Kollege Franz 

Voves zeigte sich ebenfalls zufrie-
den: „Man muss scheinbar beim 
Koalitionspartner ÖVP viel verlan-
gen, um das zu bekommen, was 
notwendig und richtig ist – näm-
lich eine spürbare Entlastung des 
Faktors Arbeit im Interesse der 
Klein- und Mittelverdiener.“ Vo-
ves war bis zuletzt vehement für 
eine „Reichensteuer“ eingetreten. 

SP-Klubchef Andreas Schieder 
gestand zwar ein, dass in Sachen 
Gegenfinanzierung „nicht alles, 
was wir auf unserer Liste gehabt 
haben“, durchgegangen ist, aber: 
„In Summe ist es ein rundes und 
faires Paket.“ Nachschärfungen 
schloss Schieder aus. 

Die braucht es für den roten Ge-
neral Norbert Darabos auch nicht, 
er betonte, man werde sich „noch 
wundern, wie viel von dem Ku-
chen von fünf Milliarden Euro von 
den Reichen kommt“. (jub, mue, 
riss, wei)

Öffentlichkeitswirksam trauern mit der Sozialistischen Jugend: Vor dem Parlament wird symbolisch 
die Reichensteuer gehängt. Die roten Altspatzen haben dafür beim SP-Präsidium kein Verständnis.
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Mehr Sicherheit, Fahrspaß und Beschleunigung auf jedem Untergrund. Neben maximaler Allrad-Performance,
international ausgezeichnetem KODO-Design und effizienter SKYACTIV-Technologie bietet der Mazda CX-5
AWD ein Komfort- und Sicherheitspaket, das seinesgleichen sucht. Und wer sich bis 31. März für den SUV von
Mazda entscheidet, erhält zusätzlich € 1.500,– Allradbonus*. LeidenschaftLich anders.

* Allradbonus in Höhe von € 1.500,– gültig bei Kauf eines lagernden Mazda CX-5 AWD Neuwagens bis 31.3.2015,
ausgenommen Modelle 2015. Verbrauchswerte: 4,6–6,6 l/100 km, CO2-Emissionen: 119– 155 g/km. Symbolfoto. Mehr auf Mazda.at

Kraft mit Kontrolle.

Der mazDa CX-5 aWD.
Jetzt mit € 1.500,– allraDbonus*.
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Wir bewegen mit dieser Steu-
ersenkung die größte Steuer -
reform in der Geschichte der 
Zweiten Republik. 
 Bundeskanzler Werner 

Faymann (SPÖ) lobt 
 die Regierung 

Nur Gutes. 
Vizekanzler Reinhold 

Mitterlehner (ÖVP) kündigt die 
Reform knapp, aber 

erfolgversprechend an 

Wir haben gewusst, dass die, 
die etwas bekommen, das 
wahrscheinlich als zu wenig 
empfinden werden. Wo die 
Gegenfinanzierung erstellt 
wird, wird man das als zu viel 
empfinden. 
Mitterlehner rechnet allerdings 

nicht mit allzu viel Jubel 

Leben und leben lassen. 
Niederösterreichs 

Landeshauptmann Erwin Pröll 
(ÖVP) analysiert die Reform 

Die Kuh, die man melkt, 
schlachtet man nicht. 

Pröll über die verhinderte 
Vermögenssteuer 

Und wenn der Türspalt offen 
ist, sieht man Licht dahinter.

Kärntens Landeshauptmann 
Peter Kaiser (SPÖ) hofft doch 

noch auf eine Vermögenssteuer 

Wir zahlen es uns nicht 
selbst, das ist in hohem Maße 
gelungen. 

ÖGB-Chef 
gelungen. 

ÖGB-Chef 
gelungen. 

Erich Foglar zeigt 
sich trotz Verzichts auf 

Reichensteuer zufrieden 

Von einer Steuerreform kann 
man nicht sprechen, wir ha-
ben es mit einer Tarifanpas-
sung zu tun. 
Grünen-Chefin Eva Glawischnig 

hätte sich mehr erwartet

ZITIERTZITIERT

Vorab gab es heftige Querschüsse gegen die Steuerpläne 
der Regierung. Am Tag der Präsentation konnten 

parteiinterne Kritiker ruhiggestellt werden, auch der 
Wirtschaftsflügel rückte von seinem Widerstand ab. 

Der Bundesvorstand segnete die Reform einstimmig ab.

Den neuen Höchststeuersatz 
von 55 Prozent für Einkommen 
über einer Million Euro bezeich-
nete Mitterlehner als „Sondermil-
lionärssteuer“. Einen offenen 
Punkt klärte er im Hinausgehen: 
Die lange im Raum stehende Be-
leglotterie werde nicht kommen. 

Wortkarge ÖVP-Granden
Am Dienstag werde der Regie-

rungsbeschluss gefasst, hielt Mit-
terlehner zum weiteren Vorgehen 
fest. Bis dahin wird es wohl noch 
weitere Kommentare aus den Rei-
hen der ÖVP geben. Vor und nach 
der Vorstandssitzung gaben sich 
die Teilnehmer hingegen wort-
karg. Auch von Finanzminister 
Hans-Jörg Schelling  gab es vorerst 
keine Stellungnahme. Weniger 
zugeknöpft gab sich Erwin Pröll. 
Er zeigte sich erleichtert, dass kei-
ne Vermögenssteuer geplant ist: 
„Die Kuh, die man melkt, soll man 
nicht schlachten.“

Die Ruhe nach dem Sturm und 
demonstrative ive iv ÖVP-EinigkeEinigkeEinig it

Simon Moser 

Christoph Leitl kam verspätet 
und durch den Hinterein-
gang zum Bundesvorstand. 

Das war aber auch schon die 
gröbste Abweichung rund um die 
Absegnung der Steuerreformplä-
ne innerhalb der ÖVP. 

Steuerreformplä-
ÖVP. 
Steuerreformplä-

Auch Leitl, 
der noch in der Vorwoche ange-
kündigt hatte, „bis zur letzten Pa -
trone“ gegen die Registrierkassen-
pflicht kämpfen zu wollen, stimm-
te dem Gesamtpaket am Freitag zu 
und stellte sich einem einstimmi-
gen Vorstandsbeschluss nicht in 
den Weg. Er begrüße alles, was der 
Betrugsbekämpfung diene, „Schi-
kane“ und zusätzliche Bürokratie 
lehne er aber ab, sagte der Wirt-
schaftsbundobmann nach der 
 Sitzung. Generell hätte sich Leitl 
von der Steuerreform „mehr 
 gewünscht“, er hoffe aber bei 
 einigen Punkten noch auf Ände-
rungen im parlamentarischen 
Prozess. 

Zumindest wenn es nach Partei-
obmann Reinhold Mitterlehner 
geht, verlief auch die Sitzung 
selbst ohne gröbere Misstöne. Die 
Regierungspläne seien „im We-
sentlichen sehr positiv aufgenom-
men“ worden, verkündete der Vi-
zekanzler nach gut zweistündiger 

Beratung. Zwar habe es sehr wohl 
inhaltliche Bedenken gegeben, 
etwa wegen der Erhöhung der 
Mehrwertsteuer für Hotelüber-
nachtungen. Auch in Sachen 
Grunderwerbssteuer habe es Ein-
wände gegeben. „Bei einzelnen 
Punkten müssen wir nachschär-
fen“, will Mitterlehner diese noch 
ausräumen. Dies gelte auch für 
die Registrierkassenpflicht. Für 
Unternehmen, die ihr Kassensys-
tem nachrüsten müssen, stellte er 
steuerliche Abschreibungen in 
Aussicht. SPÖ-Klubchef Andreas 

Abschreibungen 
SPÖ-Klubchef Andreas 

Abschreibungen 

Schieder wies den Wunsch 
nach Nachschärfungen jedenfalls 
schon einmal zurück.

Kaum Zweifel am beschlossenen Steuerkompromiss gab es für 
Vizekanzler Mitterlehner am Freitag beim ÖVP-Bundesvorstand.

Fo
to

: C
hr

is
ti

an
 F

is
ch

er



Die Boje. Ambulatorium für Kinder und Jugendliche in Krisen. 1170 Wien, Hernalser Hauptstraße 15. Tel. 01/406 66 02.

w
w

w
.p

ic
tu

re
d

es
k.

co
m

6 der der de StanStanSt darddardda  Srd Srd a./So., 14./15. März 2015Thema: SThema: SSt SSt S Seuerr Seform Seform S

Unternehmen, Kranke und Pfuscher Pfuscher Pf werden strenger geprüft

Die Koalition hat große Pläne, wie Steuerbetrug 
reduziert werden soll. Vor allem die ÖVP sieht 
Handlungsbedarf im Sozialbereich – Stichwort 
Mindestsicherung und Krankenstand. Experten 

zweifeln an den Einnahmenschätzungen. 

Der „Missbrauch der bedarfs-
orientierten Mindestsicherung“ soll 
laut einer ÖVP-Aufstellung 

rung“
ÖVP-Aufstellung 

rung“
durch 

„effektive Arbeitsanreize“ redu-
ziert werden. Um ungerechtfertig-
ten Bezug von Mindestsicherung 
zu reduzieren, will man weiters 
auf verstärkte Kontrollbesuche 
setzen. Ebenso soll „Kranken-
standsmissbrauch“ und „E-Card-
Missbrauch“ verhindert werden. 

Wie berichtet, sind auch einige 
Maßnahmen gegen Scheinfirmen 
geplant. Die Gebietskrankenkas-
sen werden mit elektronischen 
Analysetools ausgestattet. Im Be-
reich des privaten Hausbaus sind 
verstärkte Kontrollmaßnahmen 
gegen Schwarzarbeit geplant. Die 
Details müssen hier noch auf So-
zialpartnerebene verhandelt wer-
den. Um die Pläne umzusetzen, 
bekommt das Finanzressort mehr 
Personal – was allerdings schon 
im Vorjahr vereinbart worden 
war. (go, ruz)

Den kleinen und großen 
Betrügern auf  auf  a der Spur

E in wenig erinnert der Plan 
an Griechenland. Die Ein-
dämmung von Steuerbetrug 

soll fast 40 Prozent der Steuerre-
form gegenfinanzieren. Den größ-
ten Brocken, nämlich eine Milliar-
de Euro, soll die Einführung einer 
Registrierkassenpflicht bringen. Sie 
gilt für Unternehmen, die pro Jahr 
zumindest 15.000 Euro Nettoum-
satz erzielen. Verpflichtend müs-
sen künftig auch Belege ausge-
stellt werden. Welche Sanktionen 
bei Nichterfüllung vorgesehen 
sind, war vorerst noch unklar. 
Weiters werden die Einzelauf-Einzelauf-Einzelauf
zeichnungspflichten verschärft, 
wobei auch hier noch keine aus-
formulierten Gesetze vorliegen. 

Bei den Registrierkassen setzt 
man auf ein in Deutschland ent-
wickeltes Verfahren (Insika), das 
angeblich manipulationssicher 
sein soll. Abgesehen von Feldver-
suchen kommt es aber bisher in 
der Bundesrepublik noch nicht 
zum Einsatz. Eine Beleglotterie 
wird es, entgegen ersten Meldun-
gen, doch nicht geben. 

700 Millionen Euro erhofft sich 
Rot-Schwarz durch die von den 
Banken massiv kritisierte Mög-
lichkeit für die Finanz, im Zuge 
von Abgabenprüfungen Einschau in 
alle Bankkonten zu bekommen 
(siehe Seite 2).

Der auf das Thema Steuerbetrug 
spezialisierte Ökonom 

Steuerbetrug 
Ökonom 

Steuerbetrug 
Friedrich 

Schneider hält diese Schätzungen 
für viel zu optimistisch. Die Re-
gistrierkassenpflicht werde realis-
tischerweise nur 100 bis 150 Mil-

lionen bringen. Die deutliche Auf-Auf-Auf
weichung des Bankgeheimnisses 
werde nicht mehr als 500 Millio-
nen bringen, glaubt Schneider. 

Viel mehr zu holen sei beim 
Mehrwertsteuer-Karussellbetrug 
(hier rechnet das Finanzministe-
rium nur mit rund 100 Millionen). 

Auf Drängen der ÖVP 
Millionen). 

ÖVP 
Millionen). 

wurden 
in das Betrugsbekämpfungspaket 
aber auch noch zahlreiche Punk-
te aus dem Sozialbereich aufge-
nommen (100 bis 200 Millionen). 
Viel mehr als Überschriften 

(100 
Überschriften 

(100 Millionen). 
Überschriften 

Millionen). 
gibt es 

hier zwar noch nicht, diese haben 
es aber zum Teil in sich und sor-
gen in Gewerkschaftskreise für 
Unmut. 

Vizekanzler Reinhold Mitterlehner und Kanzler Werner Faymann präsentierten am
sich in den Verhandlungen gezeigt, dass beide Koalitionspartner ein Ergebnis

D ie Erhöhung des ermäßig-
ten Steuersatzes für etliche
Waren und Dienstleistun-

gen wird sich im Konsumalltag
der Menschen niederschlagen.
Nicht nur Kino-, Theater- und
Museumsbesuche werden teurer,
so die Steuererhöhung an die Kon-
sumenten weitergegeben wird,
auch der Blumenstrauß oder die
Holzpellets werden künftig mit 13
Prozent besteuert.

Ab 2016 werden für Hotel- und
Pensionszimmer 13 Prozent
Steuer fällig. „Die Hotels werden
angesichts ihrer Kosten- und Er-
gebnissituation gar nicht anders
können, als die Erhöhung an die
Gäste weiterzugeben“, teilte die
Österreichische

weiterzugeben“,
Österreichische

weiterzugeben“,
Hoteliervereini-

gung (ÖHV) mit. „Unsere Wett-
bewerbssituation verschlechtert
sich schlagartig.“

Auch „Saatgut und Pflanzen“,
„Blumen und Blüten“ und „Blatt-
werk, Blätter, Zweige“ sowie an-
dere Pflanzenteile „zu Binde- und
Zierzwecken“ fallen unter den
neuen Mehrwertsteuersatz.

Die Preise für „lebende Tiere“
und „Futtermittel“ sind künftig
ebenfalls zu 13 Prozent mehrwert-
steuerpflichtig. Wer Tiere nur be-
suchen will, zahlt auf den Eintritt
in den Tiergarten 13 Prozent. Wei-
tere Fälle für den neuen Steuer-
satz werden der Besuch im (Frei-
oder Hallen-)Bad, aber auch Leis-
tungen von Jugendheimen (etwa
die Verköstigung in Lehrlings-
oder die Unterbringung in Erho-
lungsheimen). (red)

Höhere Steuern auf
Kino, Blumen, Holz

und Hotelzimmer

Wir helfen dir da raus.

Vorzieheffekterzieheffekterzieheffek beim Verschenken von Immobilien erwarterwarterw et
Sa./So., 14./15. März 2015 derSderSde tandtandta arndarnd d 7Thema: Steuerreform

m Fm Freitagabend im Kanzleramt die Details der Steuerreform. Für den Kanzler habe
s ws wErgebniss wErgebnis ollten. „Wir reagieren in der Krise nicht mit dem Rotstift“, sagte Faymann.
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Steuerberater beobachten bereits Vorzieheffekte
bei der Übertragung von Immobilien

innerhalb der Familie. Auch
Dividendenausschüttungen könnten möglichst

noch heuer durchgeführt werden.

Zahlte man also bei einer Woh-
nung mit einem Wert von 400.000
Euro bisher nur rund 2400 Euro
Grunderwerbssteuer (bemessen
vom Einheitswert), wird dies
künftig rund 14.000 Euro ausma-
chen. Logisch, dass Steuerberater
erwarten, dass sich der Boom bei
Übertragungen bis Jahresende
fortsetzen dürfte: Die ältere Besit-
zer-Generation verschenkt dabei
an die Nachkommen, was sie ir-
gendwann sowieso vererben woll-
te und bedingt sich lebenslanges
Wohnrecht aus. – „Mit all den
Problemen, die damit oft verbun-
den sind“, sagt Trenkwalder.

Steuern auf Aktienerträge
Auch bei der erhöhten Kapital-

ertragssteuer (KESt) auf Dividen-
den und bei Wertpapierspekula-
tionen könnte es zu – wenn auch
kleineren – „Vorzieheffekten“
kommen. Im Rahmen der Steuer-
reform wird diese KESt ab 2016
auf 27,5 Prozent erhöht. Nicht an-
getastet wird die KESt auf Spar-
buchzinsen, diese bleibt bei 25
Prozent.

Vorstellbar wäre, dass Gewinn-
ausschüttungen, so weit möglich,
heuer noch vorgezogen werden,
sagt Rief. Allerdings, meint er,
dass aufgrund der relativ geringen
Anhebung von 2,5 Prozentpunk-
ten eher die Variante gewählt wer-
de, Gewinne im Unternehmen zu
belassen.

Auf Kritik stößt die Erhöhung
trotzdem. Diese sei eine
„Watschn“ für den Mittelstand,
sagte David Gloser, Partner der
Steuerberatungskanzlei Ecovis.
Denn kleine Gewerbeunterneh-
men hielten häufig GmbHs im Fa-
milienbesitz, damit ergebe sich
für sie in Summe durch die
Steuerreform eine höhere Belas-
tung als vorher.

„Bei Wohnungen kommt emmt emm s zu
massivemassivemassi r Mehrbelastungstungst “

JohannaRuzicka

S teuerberater und Wirt-
schaftsprüfer konnten in den
letzten Monaten bereits die

große Verunsicherung beim Bür-
ger beobachten, was die künftige
Übertragung
ger
Übertragung
ger

von Eigentum be-
trifft: „Wenn man mit seinem
Eigentum sowieso etwas plante,
hat man in der letzten Zeit bereits
Grundstücksschenkungen durch-
geführt“, sagt Roland Rief vom Be-
ratungsunternehmen EY.

Diese Schenkungen wurden
vorgenommen, da man im Vorfeld
zur Steuerreform die Einführung
einer Erbschaftssteuer befürchte-

te. Diese ist jetzt nicht gekommen.
Doch ist die neue Grunderwerbs-
steuer auch nicht ohne. „Diese
Steuer führt bei Wohnungen zu
einer massiven Mehrbelastung,
auch bei der Übertragung

Mehrbelastung,
Übertragung

Mehrbelastung,
inner-

halb der Familie“, sagt Verena
Trenkwalder von der KPMG.

Ab 1. Jänner 2016 wird es also
teurer, Wohnungen, Häuser sowie
Grund und Boden zu verkaufen,
zu verschenken oder zu vererben.
Bisher bezahlte man in einem sol-
chen Fall innerhalb der Familie
zwei Prozent vom dreifachen,
niedrigen Einheitswert. Künftig
zahlt man zwischen 0,5 und 3,5
Prozent, je nach Verkehrswert.

Fünf Milliarden soll die
Steuerreform kosten – eine
Milliarde davon will die Re-

gierung über „sinnvolle Einspa-
rungen inderVerwaltung“herein-
bekommen. Verwaltungsgerichts-
hof-Präsident Rudolf Thienel lei-
tet derzeit die „Aufgabenreform-
und Deregulierungskommission“,
die bereits über 200 Vorschläge
zur Entbürokratisierung und Re-
form der Verwaltung gemacht hat.

Er schätzt im Gespräch mit dem
STANDTANDTA ARNDARND D das Vorhaben, eine Mil-
liarde einzusparen, als „ambitio-
niert, aber nicht aus der Welt“ ein.
Man müsse sich bewusst sein,
dass es nicht die eine Verwal-
tungsreform gebe, sondern „viele,
viele kleine Schritte“ nötig seien.
Grundsätzlich würden Kostenein-
sparungen durch Verwaltungsre-
formen meist erst langfristig wirk-
sam. Beim Verwaltungspersonal
könne man ohne Qualitätsein-
schränkungen etwa erst dann spa-
ren, wenn zuerst die staatlichen
Aufgaben reduziert würden.

Thienel hält es für realistisch,
dass bei den umfangreichen För-
derungen, die es inÖsterreich

umfangreichen
Österreich

umfangreichen
der-

zeit gibt, ein dreistelliger Millio-
nenbetrag eingespart werden
kann. Obwohl solche Kürzungen
„politisch schwierig“ seien, habe
es hier schon positive Rückmel-
dungen aus den Ländern an die
Kommission gegeben.

Relativ rasch finanziell wirk-
sam könnten auch weitere Aufga-
benreformen in den Ministerien
sein, sagt Thienel. (koli)

Eine Milliarde durch
Verwaltunrwaltunrw gsreform

„ambitioniert“
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Über die alte Frage, wie ein gerechtes Leben organisiert werden könnte

Alchemie des Geldes: Die „Geldschleuder“ des Künstlers Jochen Höller ist ein Gedankenexperiment, das damit spielt, wie es wäre, wenn man eine Maschine mit all dem Wissen 
über Geld und seine Vermehrung füttern könnte, um daraus Geld zu erzeugen. Nahrung gibt es genug: Von soziologischen und ökonomischen Klassikern wie Georg Simmels 

„Philosophie des Geldes“ oder Ludwig von Mises’ „The Theory of Money and Credit“ bis zu literarischen Werken wie Émile 
soziologischen 

Émile 
soziologischen 

Zolas „Das Geld“ oder John Steinbecks „Geld bringt Geld“. 
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Gerechtigkeit ist Verhandlungssache, und dabei reicht es nicht, 
wenn alle nur für sich selbst sprechen. Es bedarf eines Perspektivenwechsels: 

Erst aus der Position möglicher anderer bekommen wir das Ganze in den Blick. 
ESSAY: Bert Rebhandl

Geschichte des Nachdenkens 
über dieses schwer zu fassende 
Gut. Bis weit in die Neuzeit hinein 
gingen fast alle Konzepte davon 
aus, dass die Natur da schon ir-
gendwie die wesentlichen Vo-
raussetzungen und die richtige 
Ordnung bereithält. Das führte 
aber irgendwann zu einem Wider-
spruch zu den neu erkannten 
Idealen der Aufklärung: Freiheit 
und Gleichheit vor allem – und 
das Glück als das erstrebenswerte 
Ziel, um dessentwillen man lebt 
(und zwar mehr als nur „nackt“). 
Eine auf männliche Dominanz 
(Kaiser, Papst, Familienvater) be-
ruhende Gesellschaft mag noch so 
natürlich anmuten, es spießt sich 
da eben mit vielen Ansprüchen, 
die inzwischen als unabweisbar 
gelten. Wobei auch da zwei Schu-
len miteinander streiten: Ob die 
allgemeinen Menschenrechte, auf 
denen zum Beispiel die Zurück-
weisung jeder Diskriminierung 
nach dem Geschlecht beruht oder 
das Prinzip der Religionsfreiheit, 
universal gelten oder kulturell 
eingeschränkt, das ist eine der 
zentralen Kontroversen zwischen 
dem Islam und dem Westen (wenn 
man diese beiden Großbegriffe 
hier einmal so ungeschützt stehen 
lassen will). 

Die bedrohte Gleichheit 
Zur Jahrtausendwende schrieb 

der große Philosoph Ronald Dwor-
kin einen markanten Satz: 
„Gleichheit ist heute die bedrohte 
Art unter den politischen Idea-
len.“ Das hat mit einer ideologi-
schen Konjunktur verschiedener 
Neoliberalismen zu tun. Wenn 
Gerechtigkeit immer zwischen 
den Idealen der Freiheit und der 
Gleichheit vermittelt, so haben 
derzeit diejenigen das stärkere 
(nicht unbedingt besser begründe-
te) Wort, die im Namen der Frei-
heit gegen Strategien zur Herstel-
lung besserer Gleichheit argu-

Eine Frage der Ider Ider ntegritättättä
D er Frage nach der Gerech-

tigkeit nähert man sich am 
besten mit einer Komödie – 

das Thema ist schließlich schwer 
genug. Sullivan’s Travels von Pres-
ton Sturges bietet sich an, ein 
Klassiker aus dem Jahr 1942. Ein 
Filmemacher namens Sullivan 
möchte da einmal so richtig wis-
sen, wie das ist, wenn man in 
Schwierigkeiten ist. Wie lebt ein 
Penner? Um das zu erfahren, muss 
er einer werden. Ein Hobo mit Ver-
sorgungswagen, das macht natür-
lich wenig Sinn, und so dient die 
Mechanik der Komödie hier vor 
allem dazu, Sullivans Absiche-
rungen zu kassieren. Am Ende 
sitzt er unschuldig im Gefängnis 
und kann sich nicht ausweisen. Er 
ist auf das nackte Leben gekom-
men, würde man in der Sprache 
der neueren Theorie sagen. Wer 
das einmal erlebt hat, wird den So-
zialstaat mit anderen Augen se-
hen. 

Es ist ein normaler 
Vorgang in Gesell-
schaften, dass sie sich 
über wichtige Fragen 
des Zusammenlebens 
in Form von Erzählun-
gen verständigen. Das 
Hollywood-Kino der 
30er- und 40er-Jahre 
hat den New Deal nicht nur beglei-
tet, sondern ihm sicher auch Plau-
sibilität zuwachsen lassen. Und 
selbst einen Klassiker der neueren 
Gerechtigkeitstheorie könnte man 
mit Blick auf Sullivan’s Travels le-
sen: A Theory of Justice von John 
Rawls erschien erstmals 1971 und 
gilt bis heute als Richtmarke für 
eine reflektierte Auseinanderset-
zung mit den Begründungsproble-
men von Gerechtigkeit. 

In der Konzeption von Rawls 
gibt es ein entscheidendes theo -
retisches Manöver: Die Aushand-
lung dessen, was „gerecht“ sein 
kann, muss immer unter einem 
„Schleier des Nichtwissens“ („veil 
of ignorance“) erfolgen. Das heißt 
konkret, dass ich mich an so einer 
Diskussion immer so beteiligen 
müsste, als ginge es gerade nicht 
um mich – oder anders gesagt: als 
wüsste ich nicht, wo ich in der Ge-
sellschaft eigentlich stehe. Das Er-

gebnis, das für Rawls immer eines 
der Qualität von Institutionen sein 
muss, müsste für mich also auch 
zufriedenstellend sein, wenn ich 
ein unschuldiger Penner in einem 
Gefängnis bin. 

Man kann den „Schleier des 
Nichtwissens“ auch positiv fas-
sen: Eines der Lernergebnisse der 
Moderne ist, die eigene Position 
zu relativieren. Wir tun das an-
dauernd, der Roman als literari-
sche Form hat uns daran gewöhnt, 
in andere Figuren gleichsam zu 
schlüpfen, und das Erzählkino hat 
diese „Perspektivübernahme“ (Fe-
lix Heidenreich) fast schon zur 
Routine werden lassen. 

Konkret bedeutet 
das politisch, dass sich 
jemand in der Ein-
schätzung der Sinn-
haftigkeit einer Erb-
schaftssteuer nicht da-
von beeinflussen las-
sen müsste, selbst in 
der Erwartung einer 
hohen Summe zu le-

ben. Oder aber, dass die eigene 
Position zu Vermögensbesteue-
rung davon abstrahieren müsste, 
wie viel man selbst auf der hohen 
Kante hat. Und schließlich, dass 
man bei einer Finanztransaktions-
steuer das Für und Wider nicht 
nur durch die Nervosität bestimmt 
sein lässt, „die Märkte“ könnten 
sich an andere Finanzplätze ver-
ziehen. Der dritte Fall ist schon 
einer, der eine „Perspektivüber-
nahme“ besonders werden lässt, 
denn „die Märkte“ sind in dem 
Sinn kein Subjekt, das als solches 
an den idealtypischen Verhand-
lungsprozessen teilhat, von denen 
jemand wie Rawls (oder, in einer 
variierten Form, Jürgen Habermas 
mit seiner kommunikativen Ratio-
nalität) ausgeht. 

Dass man Gerechtigkeit über-
haupt als eine Sache der Aushand-
lung begreift, ist das Ergebnis 
einer langen und faszinierenden 

mentieren. Die Erbschaftssteuer 
ist dafür ein exzellentes Beispiel. 
Ihre Gegner tun so, als wäre Reich-
tum per se eine persönliche Errun-
genschaft und würde nicht auf Zu-
fällen der Geburt, (infra)struktu-
rellen Voraussetzungen und der 
Rechtssicherheit eines funktio-
nierenden Staates beruhen. Die 
Befürworter suchen nach gerech-
ter Finanzierung für einen Staat, 
dessen Rolle eben darin liegen 
sollte, durch seine Institutionen 
die Ungleichheiten auszuglei-
chen, die ständig entstehen. Die 
„Geburtslotterie“ (Clemens Sed-
mak) sollte in einer entwickelten 
Gesellschaft nicht das letzte Wort 

über das Schicksal von Menschen 
sein. Die individuellen Lebens-
läufe sind im Gegenteil gewisser-
maßen der Maßstab, an dem Ge-
sellschaften jeweils erproben soll-
ten, wie nahe sie dem erstrebens-
werten Verteilungsoptimum von 
Freiheiten und Absicherungen 
sind, von dem jemand wie Rawls 
ausgeht. Für ihn ist Reichtum im-
mer sozial gebunden. 

Die meisten Menschen würden 
da ohne weiteres zustimmen. Vie-
le Theoretiker der Gerechtigkeit 
gehen heute davon aus, dass es so 
etwas wie einen „Sinn“ dafür gibt 
– wir verspüren intuitiv, wenn et-
was diesem Sinn zuwiderläuft, 
und haben im Alltag ein Gerech-
tigkeitsempfinden. Das schwankt 
zwar häufig zwischen Rechthabe-
rei und Sentimentalität, ist aber 
als Quelle für politische Willens-
bildung immer virulent. Dieser 
Sinn speist sich aus Erfahrungen 
und Beobachtungen von Ver-
wundbarkeit, von beschädigter In-
tegrität, und er geht übrigens über 
die Mitmenschen hinaus. Auch 
Tiere und die Natur im weiteren 
Sinne sind inzwischen Gegen-
stand von Gerechtigkeitsdebatten. 

Das Pathos der Freiheit 
Sich selbst als verwundbar zu 

erleben, das ist eine der essenziel-
len Übungen auf dem Weg zur Ge-
rechtigkeit. Verwundbarkeit ist 
der Stachel im Pathos einer Frei-
heit, die meint, es würde schon ge-
nug nebenbei für den Rest abfal-
len, wenn man sich nur selbst un-
eingeschränkt durchsetzen könn-
te. Verwundbarkeit hat sich aber 
auch als Ressource für die neuen 
Populismen in Europa erwiesen. 
Sie spielen mit Ängsten, 

Europa 
Ängsten, 

Europa 
denen 

gegenüber man im Idealfall einer 
vernünftigen Aushandlung selbst 
wieder kritisch sein müsste. Hier 
stoßen die meisten Theorien von 
Gerechtigkeit an ihre Grenzen. Sie 
versuchen, als „rational choice“ 
zu modellieren, was im Alltag 
meist ein Durcheinander von Mei-
nungen, Gefühlen und Projektio-
nen ist. Im Zweifelsfall hilft eine 
Übung aber in der Regel ein biss-
chen weiter: Versetzen Sie sich in 
die Lage von jemand anderem.

Geldwissen rein, Geld raus: 
Jochen Höllers Bücherobjekt.

Foto: Lea Titz; Jochen Höller; Galerie M. Mauroner
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wünschter Nebeneffekt: Das Land 
als Ganzes wird dadurch reicher. 

An dieser Front tut sich auch et-
was, sagt Ökonom Cunat. Vor al-
lem lateinamerikanische Länder, 
etwa Brasilien oder Chile, würden 
Fortschritte machen. „Wir sollten 
uns aber keine schnellen Wunder 
erwarten“, sagt er. Institutionen 
ließen sich nämlich nicht einfach 
in andere Länder exportieren. Der 
Irak sei ein gutes Beispiel dafür. 

Migration als Ausweg 
Wenn die Geschichte, die oft 

eine Aneinanderreihung von Zu-
fällen ist, und der Geburtsort, den 
der Einzelne auch nicht beeinflus-
sen kann, über einen großen Teil 
des Einkommens von Menschen 
und ganzen Ländern entscheiden, 
lässt sich die Welt also gar nicht 
gerechter machen? Doch, sagt Cu-
nat. „Migration! Ein Inder kann in 
Österreich 

„Migration! 
Österreich 

„Migration! 
viel mehr verdienen.“ 

Davon würden am Ende alle pro-
fitieren, auch ärmere Länder 
selbst. Weniger billige Arbeiter 
dort hieße nämlich höhere Löhne 
für den Rest, sagt Cunat.

nationaler Entwicklung forscht, 
sind die Spielregeln entschei-
dend. 

„Entwicklung findet dann 
statt“, sagt Cunat, „wenn es sich 
für Menschen auszahlt, in die 
Schule zu gehen, hart zu arbeiten 
und ihr Geld zu investieren.“ Die 
Institutionen, so nennen Ökono-
men die Spielregeln eines Landes 
gerne, müssten funktionieren. 
Was reiche Länder auszeichne, 
sei, dass niemand zu viel Macht 

habe, sagt Cunat. „Na-
türlich gibt es Mächti-
ge, aber vergleichen 
Sie das einmal mit 
Russland, Venezuela 
oder Ländern in Afri-
ka“, sagt der Ökonom. 
In Ländern, in denen 
die Macht aus der Ba-
lance geraten ist, ver-

dienen Menschen Geld damit, zu 
betrügen und Gesetze nach den 
eigenen Wünschen zu beeinflus-
sen. In Ländern mit gut funktio-
nierenden Institutionen wird man 
durch Arbeit und eigenes Engage-
ment reich, so die Theorie. Er-

Wohlstand bringt der Storch

Andreas Sator

H arte Arbeit, Schweiß und 
Tränen: So in etwa lautet 
das Credo für wirtschaftli-

chen Erfolg im 21. Jahrhundert. 
Wer will, der kann. Wer macht, 
der kriegt. Der Gegner von US-Prä-
sident Barack Obama bei den ver-
gangenen Wahlen, Mitt Romney, 
hat die USA einmal in „Makers“ 
und „Takers“ aufgeteilt. In letzte-
re Gruppe fielen für ihn Gering-
verdiener, die keine Steuern zahl-
ten. Das hat Romney viel Kritik be-
schert. In den USA schaffen es im 
Schnitt nämlich viel weniger 
Menschen, die soziale Leiter nach 
oben zu klettern, als zum Beispiel 
in Europa. Das zeigt eine Vielzahl 
von Studien. 

Der renommierte Verteilungs-
ökonom Branko Milanovic hat die 
Romney-These auf den ganzen 
Globus übertragen und sie dann 
einer kritischen Prüfung unterzo-
gen. Sein Ergebnis: Auf der Welt 
gibt es viele unterschiedlich gro-
ße Leitern. Wer in Indien nach 
oben klettert, würde in den USA 
noch immer ziemlich weit unten 
sein. Nur etwa vier Prozent der In-
der sind nämlich reicher als die 
ärmsten US-Amerikaner. 

Geburtenlotterie 
Was das Einkommen von Men-

schen global gesehen am stärksten 
beeinflusst, wollte der Serbe dann 
wissen. Ist es Bildung? Talent? 
Fleiß? Sind es Beziehungen? Alles 
falsch, sagt er. Nichts hat so viel 
Einfluss auf das durchschnittliche 
Einkommen eines Menschen wie 
sein Geburtsort. Je nach Lesart 
macht dieser die Hälfte bis mehr als 
zwei Drittel des durchschnittlichen 
Einkommens aus. Wer also zu den 
Besserverdienern der Welt gehören 
wird, ist meist schon vor der Geburt 
entschieden. Eine gute Schulbil-
dung und harte Arbeit helfen zwar 
später, den Rückstand holt man 
aber mit ziemlich großer Wahr-
scheinlichkeit nicht mehr auf.

Die Geburtenlotterie spielt heu-
te eine viel größere Rolle als frü-
her. Das liegt daran, dass viele 
Länder deutlich reicher geworden 
sind, viele aber noch immer sehr 
arm sind. Vor 150 Jahren waren 
die reichsten Länder, Großbritan-
nien und die Niederlande, etwa 
viermal so reich wie die ärmsten. 
Heute sind sie mehr als hundert 
Mal reicher. Der Wirtschafts- und 
Sozialhistoriker Franz Mathis hat 
am Beispiel Österreich analysiert, 
wieso das so ist. „Reiches Öster-

analysiert, 
Öster-

analysiert, 

reich. Fleiß oder Glück – warum 
geht es uns so gut?“, fragt er auf 
dem Cover eines seiner Bücher. 
Zu welcher Antwort ist Mathis 
also gekommen? 

Zufällig reich 
„Die Menschen heute können 

überhaupt nichts dafür“, sagt er 
zum  STANDTANDTA ARNDARND D. „Das ist Zufall und 
Glück.“ Für ihn lässt sich die wirt-
schaftliche Entwicklung Öster-
reichs am besten durch die Entste-
hung von großen Städten erklä-
ren. Der geballte Konsum in die-
sen brachte Unternehmer dazu, 
vom Handwerk auf Maschinen 
umzustellen, um der Nachfrage 
nach Produkten nachzukommen. 
So erklärt er sich den Anfang der 
Industrialisierung, die Österreich 

Anfang 
Österreich 
Anfang 

dann reich gemacht habe. In gro-
ßen Städten konzentriere sich 
auch der Handel, aus dem unter-
nehmerisches Denken entstehe. 
Der Wohlstand Österreichs hat 
sich laut Mathis vor allem über die 
vergangenen 200 Jahre entwickelt. 

Von großer Hand geplant sei dabei 
nichts gewesen. „Das war Zufall.“ 

Die Österreicher 
gewesen. 
Österreicher 
gewesen. 

sehen sich ger-
ne als fleißiges Volk. Geht es nach 
Mathis, hat Fleiß aber gar nichts 
mit der wirtschaftli-
chen Lage eines Lan-
des zu tun. „Italien ist 
das beste Beispiel. Wa-
rum sollte es im rei-
chen Norden mehr flei-
ßige Italiener geben als 
im armen Süden?“, 
fragt Mathis. 

Auch der Ökonom 
Alejandro Cunat hält von diesem 
Argument wenig. Große Städte 
und Ballungsräume gibt es heute 
auch in vielen ärmeren Ländern. 
Automatisch reich werden sie da-
durch nicht. Für Cunat, der an der 
Uni Wien zu Ökonomie und Inter-

Ob ein Mensch einmal viel oder wenig verdienen wird, 
steht meist schon bei der Geburt fest. Auch auf den 

Reichtum eines Landes hat der Fleiß der eigenen 
Bevölkerung wenig Einfluss. Migration könnte aber 
für eine gerechtere Welt sorgen, sagt ein Ökonom.

Dieser indische Bub macht Pflas-
tersteine für Straßen in Europa.

Foto: EPA / Divyakant Solanki
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· 50.000Menschchen ohne Arbrbeit

· verdoppelte Jugugendarbeitslolosigkeieit seit 2000

· Vorletzter in ÖstÖsterreich bei Vollzeitqitquote von Frauen
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staltet vor allem von Ferdinand 
Hanusch: Schon im November 
1918 waren der Achtstundentag, 
die Sonntagsruhe und die Arbeits-
losenunterstützung beschlossen 
worden, 1919 folgten Betriebsräte-
gesetz und Urlaubsgesetz, 1920 
Einigungsämter für Kollektiv -
verträge und die Arbeiterkam-
mern. 

„Revolutionären Schutt“, der 
„beseitigt“ gehöre, nannten das 
die reaktionären Kräfte ab Mitte 
der 1920er-Jahre, als sich das poli-
tische Klima infolge des drücken-
den Friedensvertrags, der die letz-
ten Geldvermögen vernichtenden 
Inflation und der hohen Arbeits-
losigkeit zusehends verhärtete. 

Längst hatten da die Sozialde-
mokraten die Koalition verlassen 
– und sich auf ihr neu geschaffe-
nes Modell-Bundesland Wien 
konzentriert. In der linken Hoch-
burg Wien sollte so viel Sozialis-
mus verwirklicht werden, wie es 
eben möglich war. Dort agierte der 
Finanzstadtrat Hugo Breitner, ein 
erfahrener Banker, der sich – zum 
Leidwesen der bürgerlichen Min-
derheit in der Bundeshauptstadt – 
eine klare Umverteilungspolitik 
zugunsten der Bedürftigen auf die 
Fahnen geschrieben hatte. Breit-
ners bekannteste Steuer ist die 
Wohnbausteuer, aus deren Ertrag 

In seiner Arbeit mit dem Titel „Karl Marx – Arbeit/Geld“ unterzieht der Künstler Jochen Höller „Das Kapital“ (1867) von Karl Marx einer Untersuchung mit künstlerischen Mitteln: 
Er hat aus dem Buch jede „Arbeit“ und alles „Geld“, die darin vorkommen, ausgeschnitten und angehäuft. Der Arbeitshaufen ist deutlich größer als der Geldberg. In seinem 

Vorwort berief sich Marx übrigens auf den „Wahlspruch des großen Florentiners“, gemeint war Dante Alighieri, der einmal sagte: „Gehe deinen Weg, und laß die Leute reden!“
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land- und forstwirtschaftlichen 
Arbeiter und an arme Bauern zum 
Zwecke der Bewirtschaftung für 
die Gesellschaft.“ 

Verlust von Eigentum und poli-
tischen Rechten – das war eine 
Drohung, die angesichts der Revo-
lution in Russland und der sich 
zumindest zeitweise etablieren-
den Rätediktaturen in Ungarn und 
Bayern dem österreichischen Es-
tablishment um 1920 als sehr rea-
le Gefahr erscheinen mussten. 

Wobei das Establishment weit 
mehr umfasste als den durch den 
Krieg diskreditierten (und von der 
Republik umgehend seiner stän-
dischen Vorrechte entledigten) 
Adelsstand. Hunderttausende klei-
ne Sparer hatten – im Vertrauen 
auf einen Sieg der Mittelmächte – 
ihre Ersparnisse in Kriegsanlei-
hen investiert. Kleine Hausbesit-
zer, die in Zinshäuser investiert 

hatten, sahen sich um 
die Sicherung des Le-
bensabends betrogen, 
weil die Mieten noch 
unter dem Kaiser ein-
gefroren worden wa-
ren (wenn Wiener die 
Miete „Zins“ nennen, 
dann erinnert es an die 
„Verzinsung“, die die 

Hausbesitzer auf ihre Investition 
erwarteten). Und schließlich gab 
es da die Drohung, dass alle Besit-
zer von „Privateigentum in irgend-
einer Form“ ihre eben erst errun-
genen politischen Freiheiten ver-
lieren sollten. 

Gemäßigte Sozialdemokraten 
Es war die Sozialdemokratie, 

die in dieser Situation Augenmaß 
und Pragmatismus bewies: Der 
rechte Parteiflügel um den Staats-
kanzler Karl Renner und den Par-
teichef Karl Seitz forcierte die par-
lamentarische Demokratie und 
machte Schluss mit dem Rätesys-
tem, das sich nicht nur in Betrie-
ben und Kasernen, sondern bis 
zur Verfassung von 1920 sogar an 
der Staatsspitze etabliert hatte. 

Regiert wurde die Erste Repub-
lik in den ersten Jahren von einer 
breit aufgestellten Koalition  – und 
das brachte entscheidende Fort-
schritte in der Sozialpolitik, ge-

Wie Austromarxismumarxismumarx s zum Spottbegrttbegrtt iff wurde

Conrad Seidl 

E s war einmal ein Land, das 
war de facto pleite. Interna-
tionale Vertragspartner hat-

ten ihm kaum erfüllbare Bedin-
gungen auferlegt. Es suchte hän-
deringend nach Kreditgebern – 
und musste für die Gewährung 
des Darlehens harte Sparmaßnah-
men in der Verwaltung setzen. Die 
Arbeitslosigkeit war in bis dahin 
ungekannte Höhen gestiegen, die 
Bevölkerung gespalten, der politi-
sche Spielraum kaum vorhanden 
– und natürlich gab es mächtige 
Politiker in den Regionen, die sich 
dem Sparkurs widersetzten. 

Kommt bekannt vor? Nein, hier 
ist nicht von Griechenland 2015 
die Rede, sondern von der Repu -
blik Österreich im Jahr 1922. 

Radikale Forderungen 
Vier Jahre zuvor hatte Öster-

reich den Ersten Weltkrieg verlo-
ren – und in der Hunger leidenden 
Bevölkerung, speziell in den in-
dustriellen Zentren der zusam-
menbrechenden Monarchie hatte 
sich eine revolutionäre Stimmung 
aufgebaut. 

Aber die Revolution kam nicht. 
Es kamen allerdings Revolutio-

näre – Otto Bauer zum Beispiel, 
der als Leutnant in den Krieg ge-
zogen war, in russischer Kriegsge-
fangenschaft die Revolution mit-
erlebt hatte und nach seiner Rück-
kehr nach Wien eine zentrale Rol-
le in der Sozialdemokratischen 
Arbeiterpartei und dann in der Re-
gierung Renner einnahm. 

Bauer repräsentierte den linken 
Parteiflügel der Sozialdemokratie. 
Mehrheitsfähig war das nicht, 
stand aber umso mehr unter 
Druck von beiden Seiten: Einer-
seits war da die pragmatisch den-
kende Mehrheit der sozialdemo-
kratischen Funktionäre. Auf der 
anderen Seite entstand die kom-

munistische Bewegung, die in den 
ersten Monaten der Republik 
enormen Zulauf finden konnte – 
im Jahr 1919 dürfte die junge Par-
tei bis zu 40.000 Mitglieder gewor-
ben haben. 

Gegründet am 3. November 
1918 durch radikale Studentin-
nen (Mitglied Nummer eins war 
Elfriede Friedländer), von der So-
zialdemokratie enttäuschte Links-
intellektuelle und einige Arbeiter, 
versuchte die KP, sich als radikal 
gesellschaftsverändernde Kraft zu 
etablieren. 

Das – nur in einem Polizeibe-
richt überlieferte – ers-
te Programm der KP 
musste bei allen bür-
gerlichen Österrei-
chern alle Alarmglo-
cken schrillen lassen:  

„1. Die Übernahme 
der politischen und 
wirtschaftlichen 
Macht durch die 
Arbeiter- und Soldatenräte und 
durch die Bauernschaft sowie de-
ren Ausschüsse und zentrale Or-
gane. Aufstellung einer Arbeiter-
miliz. 

2. Die Volksabstimmung in al-
len für das arbeitende Volk wich-
tigen Fragen. 

3. Die Entziehung aller politi-
schen Rechte (Wahlrecht, Militär-
recht, politische Presse usw.) den-
jenigen, welche großes Privat-
eigentum in irgendeiner Form be-
sitzen. 

4. Die Beschlagnahme aller Vor-
räte an Rohstoffen, Lebensmitteln 
und notwendigen Industriepro-
dukten durch die Gesellschaft be-
hufs gleichmäßiger Verteilung. 

5. Die Entziehung des privaten 
Verfügungsrechtes über alle 
Bank- und Betriebskapitalien und 
Unterstellung unter die Kontrolle 
der Arbeitenden. 

6. Enteignung des Großgrund-
besitzes und Übergabe 

Enteignung 
Übergabe 

Enteignung Großgrund
Übergabe 

Großgrund
an die 

er das Bauprogramm für die gro-
ßen Gemeindebauten der Zwi-
schenkriegszeit finanzierte; zu 
den „Breitner-Steuern“ zählte 
aber auch eine Steuer auf die Be-
schäftigung von „Hausgehilfin-
nen“, auf Sekt und auf allerlei 
Veranstaltungen („Vergnügungs-
steuer“). Diese Umverteilung er-
laubte auch eine weitgehende Ent-
schuldung der Gemeinde Wien, 
während die Finanzsituation des 
Bundes und der (schwarz regier-
ten und wenig reformfreudigen) 
Bundesländer schwierig blieb. 

 In den Ländern, bei Christlich-
sozialen, Deutschnationalen und 
Heimwehren hatte sich unterdes-
sen eine kompromisslose Ableh-
nung der linken Umverteilungs-
politik etabliert – die Stimmung 
im Land neigte immer mehr zur 
Gewalt (was später von den Nazis 
genutzt wurde). Die gemäßigte so-
zialdemokratische Parteiführung 
geriet immer tiefer in die Klemme: 
Auf der einen Seite die gewaltbe-
reiten Reaktionäre, auf der ande-
ren Seite die unzufriedenen Mas-
sen, die – etwa nach den Morden 
von Schattendorf – die Zeit des 
Kampfes gekommen sahen. 

Die Parteiführung aber glaubte 
an die parlamentarische Demo-
kratie, versuchte sich in pragma-
tischer Politik, während sie die 
Arbeiterschaft gleichzeitig mit ra-
dikalen Visionen – etwa denen des 
legendären Linzer Programms von 
1926 – abspeiste. Die Kommunisten 
sahen das mit Groll und verspotte-
ten den „Austromarxismus“ – ur-
sprünglich ein linkes Schimpf-Schimpf-Schimpf
wort für den Verbalradikalismus 
der pragmatischen Sozialdemo-
kraten. 

Die konservativen Gegner nah-
men die radikalen Töne aber für 
bare Münze, fürchteten Revolu-
tion und Enteignung des nach der 
Wirtschaftskrise noch verbliebe-
nen Besitzes. Und sie schürten 
diese Furcht vor allem in ländli-
chen Regionen. Es war dieses Kli-
ma, in dem das eingangs erwähn-
te, außenpolitisch isolierte, wirt-
schaftlich schwer zerrüttete und 
ideologisch gespaltene kleine 
Land auf Bürgerkrieg und Diktatur 
zutaumelte.

Nach dem Ersten Weltkrieg spalteten die Fragen 
der Umverteilung die österreichische Gesellschaft – 

es herrschte ein Klima des Misstrauens zwischen 
den politischen Lagern, das letztlich den Boden 

für Bürgerkrieg und Diktatur bereitete.
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Das Leben 
 ist  ist  i ungerecht, 

aber denke daran: 
nicht immer 

zu deinen 
Ungunsten.

John F. Kennedy
(1917–1963) 

ehemaliger US-Präsident 



Wie gut Gemeintes nicht immer gut ist für die, denen es besser gehen soll

Das Konzept von sozialer Gerechtigkeit hat in Ägypten 
seit Gamal Abdel Nasser Tradition. Subventionen 

sind so ein Erbe. Aber oft werden die Falschen 
begünstigt. Gratisschulen haben nicht zu mehr 

Chancengleichheit geführt, im Gegenteil. 

Wenn die GratisGratisGra schule 
zur Armutsfalle wird

Astrid Frefel aus Kairo 

D er Staat denke immer noch 
wie in der Ära von Präsi-
dent Gamal Abdel Nasser, 

der alles dem Staat übertragen 
und Investoren keine Beachtung 
geschenkt habe, kritisierte vor we-
nigen Tagen der ägyptische Ge-
schäftsmann Samih Sawiris in 
einer Fernsehsendung. Als Bei-
spiel nannte der Tourismusinves-
tor die Schwierigkeiten, Land zu 
erwerben. 

Nassers Bodenumverteilung 
Gamal Abdel Nasser, charisma-

tischer Präsident nach der Revo-
lution von 1952, hatte mit seiner 
Landreform 15 Prozent des kulti-
vierten Bodens von Großgrund -
besitzern an Kleinbauern umver-
teilt. Der Sozialismus war seine 
Ideologie, Staat und Bürokratie er-
hielten einen großen Einfluss. Mit 
verschiedenen Instrumenten der 
Umverteilung sollte das Los der 
Armen verbessert werden. 

Nassers Nachfolger haben nach 
wenigen Jahren eine wirtschaftli-
che Öffnung 
wenigen 
che Öffnung 
wenigen Jahren 
che Öffnung 

Jahren 
eingeleitet, aber sei-

ne Ideen sind immer noch tief in 
den Köpfen der meisten Ägypter 
verwurzelt, auch solcher, die sich 
liberal nennen. Viele seiner Re-
zepte sind immer noch in Kraft 
und werden zum Teil sogar noch 
erweitert. Erst vor wenigen Mona-
ten hat die Regierung für Beamte 
ein Maximallohn eingeführt, der 
nicht mehr als das 35-Fache des 
Mindestlohnes betragen darf, den 
es schon lange gibt. 

Revolutionsforderung 
Auch die umfassenden Subven-

tionen für Energie und Lebens -
mittel gehen auf Nasser zurück. 
Aus Angst vor politischen Unru-
hen werden nur zögernd Anpas-
sungen vorgenommen, obwohl 
man inzwischen weiß, dass dieses 
System ineffizient ist und bei-
spielsweise die Benzinsubventio-
nen zu 80 Prozent den Reichsten 
zugutekommen. „Soziale Gerech-
tigkeit“ war neben „Brot“ und 
„Freiheit“ eine der zentralen For-
derungen der Revolution vom 
Frühjahr 2011. 

Soziale Gerechtigkeit solle heu-
te zwei Ziele erreichen, die nega-
tiven Umstände neutralisieren, in 
die Menschen geboren werden, 
und harte Arbeit belohnen, defi-
niert der Ökonom Ahmed Galal 
vom Economic Research Forum in 
Kairo die Formel. Als er 2013 Fi-
nanzminister war, hat er deshalb 
eine spezielle Abteilung für sozia-
le Gerechtigkeit eingerichtet. Ihre 
Mitarbeiter sollen gezielte Pro-
gramme für Arme erarbeiten, da-
mit man wegkommt vom Gießkan-
nenprinzip. 

Gut gemeint, aber nicht gut 
Dass die gut gemeinten Absich-

ten nicht nur ihr Ziel verfehlen, 
sondern sogar negative Effekte ha-
ben können, haben ausführliche 
Studien über das ägyptische Schul-
wesen ergeben, das eigentlich von 
der Grundschule bis zur Universi-
tät gratis ist. 

Der weitaus größte Teil der 
ägyptischen Kinder besucht die 
öffentlichen Schulen, die – weil 
der Staat zu wenig Mittel hat – 
 miserabel ausgestattet sind. Die 
schlecht bezahlten Lehrer sind 
kaum motiviert und tun wenig im 

Unterricht. Viele ver-
dienen sich mit Nach-
hilfe ihr Geld, denn in 
den privaten Nachhil-
festunden wird der 
Stoff aufgearbeitet und 
die Kinder auf die stres-
sigen Prüfungen vorbe-
reitet. Nicht selten ist 
der Klassenlehrer dann der Nach-
hilfelehrer. Die Kosten für diese 
Zusatzstunden belasten die Fami-
lien mit 513 Pfund pro Jahr und 
Kind (rund 65 Euro), was 2014 das 
ganze Land 1,1 Milliarden Euro 
kostete, wie das Zentrum für öko-
nomische Studien (ECES) errech-

net hat. Mit dem Resultat, dass 
viele Kinder aus armen Familien 
schon früh aus dem System fallen, 
zu Schulabbrechern werden und 
es gar nicht an die Universität 
schaffen. 

Die Gratisschule werde zu einer 
Armutsfalle, profitieren würden 

vor allem die Reichen, 
erklärt Direktor Sherif 
Diwany. Kinder rei-
cher, gut ausgebildeter 
Eltern, die in der Stadt 
leben, haben eine 
Wahrscheinlichkeit 
von 98 Prozent, eine 
kostenlose, höhere Er-
ziehung zu genießen, 

Kinder armer, nicht gebildeter El-
tern vom Land dagegen nur fünf 
Prozent. „Die, die es nicht nötig 
haben, profitieren von der kos -
tenlosen Universität. Das ist das 
Gegenteil von sozialer Gerechtig-
keit“, lautet deshalb die Schluss-
folgerung von Ahmed Galal. 

Schriftsteller Daniel Kehlmann hat die Welt literarisch vermessen. 
Künstler Jochen Höller hat „Die Vermessung der Welt“ vermessen 

und alle Satzzeichen aufgefädelt.
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Sind die Millionengehälter im Spitzenmanagement gerechtfertigt?
Für das Werk 
„Georg Simmel – 
Die Philosophie des 
Geldes / Geldspirale 
II“ hat Künstler 
Jochen Höller alle 
Geld-Wörter aus 
dem Klassiker des 
deutschen Soziologen 
aus dem Jahr 1900 
ausgeschnitten und 
spiralenförmig 
angeordnet. Es gibt 
viel „Geld“, aber 
auch Geldvorrat und 
mehrfach „Wergeld“, 
ein germanisches 
Sühnegeld. Simmels 
Schluss lautete: 
Geld wird Gott.
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Rot und Schwarz bitten eine handverlesene Gruppe zur 
Kasse: Wer über eine Million Euro im Jahr verdient, 

soll künftig mehr Steuern bezahlen. Wer beurteilen will, 
ob das gerecht ist, muss wissen, warum Topmanager 
das verdienen, was sie verdienen. Eine Spurensuche. 

zwei, drei Personen. Die Arbeit-
nehmer müssen zwar laut Gesetz 
ein Drittel der Aufsichtsräte stel-
len, aus der Präsidiale können sie 
aber ausgeschlossen werden – was 
in der Praxis die Regel zu sein 
scheint. 

Geschlossene Gesellschaft 
Sieht man sich die Aufsichts -

räte ohne Personalvertreter an, 
zeigt sich in der Tat, dass ein klei-
ner Personenkreis dominiert. Auf-Auf-Auf
sichtsratschefs und ihre Stellver-
treter in Firma A sind oft aktive 
oder ehemalige Vorstände in der 
Firma B. Fast immer entscheiden 
also Manager über die Gehälter 
anderer Manager. 

Die Cliquenbildung lässt sich 
mit Zahlen belegen. Die Netz-
werkanalysten des Wiener Insti-
tuts FAS Research untersuchen 
seit Jahren die Beziehungen auf 
der Führungsebene von Unter-
nehmen. Innerhalb der großen hei-
mischen Firmen habe eine Grup-
pe von rund 100 Personen das Sa-
gen, meint Netzwerkanalyst Ha-
rald Katzmair. Die 50 umtriebigs-
ten Personen halten im Schnitt 9,3 

Auf der Spitze der PyramPyramPy ide

András Szigetvari 

D as große Geld ist in der Trab -
rennbahnstraße 6 zu Hau-
se. Dort, im zweiten Wiener 

Gemeindebezirk, steht die Zentra-
le der OMV. In keiner anderen gro-
ßen Aktiengesellschaft in Öster-

gro
Öster-

gro

reich wurden zuletzt in den Vor-
standsetagen derart hohe Gehälter 
gezahlt wie beim Energieriesen. 

Jedes Jahr listet die Arbeiter-
kammer auf, wie viel die Chefs der 
größten börsennotierten Unter-
nehmen in Österreich verdienen. 
Zuletzt führte die Liste der schei-
dende OMV-Vorstandsvorsitzen-
de Gerhard Roiss mit einem Jah-
reseinkommen von 3,4 Millionen 
Euro an. Dahinter folgte OMV-Fi-
nanzchef David Davies mit 2,8 
Millionen Euro. Allein Roiss ver-
diente demnach pro Arbeitstag 
rund 14.000 Euro brutto. 

Roiss befindet sich in guter Ge-
sellschaft. In den vergangenen Jah-
ren haben die Vorstandsgehälter 
in den großen Unternehmen Ös

Vorstandsgehälter 
Ös

Vorstandsgehälter 
-

terreichs deutlich zugelegt. Noch 
2003 verdiente ein Manager einer 
im Aktienindex ATX gelisteten 
Firma im Schnitt 560.000 Euro. 
Das entsprach dem 24-Fachen des 
Median-Einkommens im Land. 
Zehn Jahre später liegt der Durch-
schnittsverdienst in den Chefeta-
gen bei 1,3 Millionen Euro – dem 
47-Fachen des Medians. 

Die Vorstände profitieren davon,
dass ihre Boni an die steigenden 
Aktienkurse gekoppelt sind. Doch 
die Bezüge sind seit 2003 stärker 
gestiegen als der ATX. Und selbst 
in Jahren, in denen es an der Bör-
se abwärtsging, wuchsen die Top-
gagen. Warum also steigt das Ge-
haltsniveau an der Spitze, wäh-
rend die realen Haushaltseinkom-
men seit Jahren stagnieren? 

Darüber tobt ein Streit zwischen
zwei Denkschulen. Gewerkschaft 
und Arbeiterkammer sagen, dass 
die Vorstände deshalb so viel ver-
dienen, weil eine kleine Clique die 
Spitzenposten gekapert habe. Die-
se „Freunde“ würden sich die Ge-
hälter zuschanzen. Deshalb sei 
auch die von der Regierung ge-
plante Erhöhung der Einkommens-
steuer auf 55 Prozent für Super-
verdiener gerecht. 

Das Gegenargument der Unter-
nehmer lautet, dass in Wahrheit 
der Wettbewerb für Auftrieb sorgt. 
Österreichs Firmen seien zuneh-
mend international ausgerichtet. 
Wer Manager nicht gut bezahle, 
bekomme keine guten Leute. 

Was aber ist nun die Wahrheit? 
der STANDTANDTA ARNDARND D hD hD at sich auf die Spu-
rensuche gemacht. Sie beginnt bei 
Martin Rossmann. Er ist Chef des 
OMV-Betriebsrates. Als solcher 
sitzt er als Belegschaftsvertreter 
im Aufsichtsrat des Energieriesen, 
sollte also wissen, warum Mana-
ger verdienen, was sie verdienen. 
Für Bestellung und „angemesse-
ne“ Vergütung des Vorstandes ist 
laut Gesetz schließlich allein der 
Aufsichtsrat verantwortlich. 

Zwei Denkschulen 
Doch es folgt die erste Überra-

schung. Rossmann sitzt zwar seit 
2004 im OMV-Aufsichtsrat. Über 
Gehaltsverhandlungen kann er 
aber wenig erzählen, wie er sagt. 
Rossmann ist nämlich nicht da-
bei. Bei der OMV wie bei allen an-
deren vom STANDTANDTA ARNDARND D kD kD ontaktier-
ten Aktiengesellschaften ist in 
Wahrheit eine kleine Untergruppe 
des Aufsichtsrates für Gehalts -
fragen zuständig. Diese Gruppe, 
„Präsidiale“ oder „Vergütungsaus-
schuss“ genannt, besteht aus dem 
Aufsichtsratschef und maximal 

Mandate (Vorstand, Aufsichtsrat, 
Prokurist). „Diese Gruppe passt 
auf sich auf und sorgt dafür, dass 
die Verdienstkurve nur nach oben 
zeigt“, sagt Heinz Leitsmüller von 
der Arbeiterkammer Wien. 

Allerdings gibt es ein Gegen -
argument. Laut Netzwerkanalyst 
Katzmair ist seit fünf Jahren eine 
Abnahme bei der Zahl der in per-
sona vereinten Funktionen zu be-
obachten. Aufsichtsräte werden 
also bunter. Dies liege daran, dass 
die Regeln für gute Unterneh-
mensführung zuneh-
mend ernst genommen 
werden. Die Vernet-
zung der Wirtschafts-
elite mag also erklären, 
warum Topgagen auf 
hohem Niveau sind, 
aber nicht, warum sie 
steigen. 

Die Suche geht wei-
ter. Mehrere Aufsichtsräte brin-
gen im Gespräch das Wettbe-
werbsargument. „Schauen Sie 
sich Wolfgang Eder (Chef der 
Voest alpine, Anm.) an“, sagt ein 
Aufsichtsratsboss. „Wenn man 
ihm nicht genug zahlt, wird er 
weggeschnappt.“ 

Ein guter Hinweis: Ließe sich 
zeigen, dass Manager hin und wie-
der „weggeschnappt“ werden, wäre
der Beweis für das Marktargument 
erbracht. der STANDTANDTA ARNDARND D kontaktiert 
also Personalberater (Roland Ber-
ger, Hay Group, Deloitte), die Wirt-
schaftsuni, Headhunter und Lob-
bygruppen auf der Suche nach 
Daten. Ohne Erfolg. Es existieren 
Managerumfragen zu ziemlich je-
dem Thema. Allerdings gibt es in 
Österreich anscheinend keine Un -
tersuchungen darüber, ob Spitzen-
leute auch einmal wirklich abge-
worben werden. 

Was es gibt, ist eine Studie der 
Arbeiterkammer aus dem Jahr 2014
über die Karriereverläufe von 120 
Managern. Zwei Drittel der Vor-
stände waren demnach schon vor 
ihrem Sprung in die Chefetage im 
Unternehmen beschäftigt – ein 
Drittel sind Quereinsteiger. Vier 
von fünf Topleuten sind Österrei-

Quereinsteiger. 
Österrei-

Quereinsteiger. 
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cher. Das Argument, dass ein har-
ter internationaler Wettbewerb 
tobt, kann also nicht überzeugen. 

Ein Rundruf in den Aufsichts-
räten der Voest, der RHI und einer 
Großbank soll Licht ins Dunkel 
bringen. Tatsächlich kommt ein 
interessantes Detail zutage. 

Wenn ein neuer Posten zu be-
setzen ist, schaut man sich zu-
nächst am Markt um und versucht 
herauszufinden, was man bezah-
len müsste, erzählen Aufsichts -
räte. Immer häufiger werden dabei 

externe Berater enga-
giert, die nicht nur Kan-
didaten suchen, son-
dern häufig auch Ge -
haltsbench marks er-
stellen. Spencer Stuart,
Towers Watson, Korn 
Ferry heißen große 
Player. 

Benchmarks werden
mithilfe internationaler Vergleiche 
gemacht. Ist ein Chefposten in Ös-
terreichs Ölindustrie 

Chefposten 
Ölindustrie 

Chefposten 
zu besetzen, 

wird geschaut, was ein Manager in 
Deutschland, Holland und Groß-
britannien verdient – dann wird 
ein Gehaltsrahmen erstellt, erzählt 
ein Berater. 

Nun kann es sein, dass letztlich 
ein interner Kandidat aus dem Un -
ternehmen zum Zug kommt oder 
ein Manager, der keine Alternativ-
angebote hat – dass es den analy-
sierten Markt also gar nicht gibt. 
Aber die Benchmarks geben den 
Rahmen für die Gehaltsverhand-
lungen vor. Und in Westeuropa 
sind Vorstandsgehälter im Schnitt 
höher als in Österreich. 

Vorstandsgehälter 
Österreich. 

Vorstandsgehälter 

Die zunehmende Bedeutung in -
ternationaler Berater ist für den 
Netzwerkanalysten Katzmair einer
der wesentlichen Gründe, warum 
die Topgehälter steigen. Die Be -
raterin Gundi Wentner von De -
loitte erzählt schließlich, dass zwar 
nicht ihr Unternehmen, aber ein 
Teil der Konkurrenz auf Basis von 
Erfolgshonoraren arbeitet. Das be-
deutet, dass, wenn das Bruttoge-
halt des Managers höher ausfällt, 
auch die Bezahlung der Berater 
steigt. 

Es gibt 
einen Punkt, 

bei dem selbst 
Gerechtigkeit 
ungerecht ist.

Sophokles 
(496–406 v. Chr.) 

griechischer Philosoph 
und Tragödiendichter 
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Amerika – wie der ungleichsungleichsung te Kontinent der Welt (um)vert(um)vert(um)v eilt
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„Exzessiver iver iv
Reichtum htum ht schafft hafft ha
exzessivessivessi  Armut Armut A “

Standard: Die linken Regierungen 
Lateinamerikas sonnen sich im 
Licht ihrer Erfolge bei der Reduzie-
rung der Ungleichheit. Wie nach-
haltig war denn ihre Umvertei-
lungspolitik? 
Acosta: Lateinamerika hat Fort-
schritte gemacht. In den vergange-
nen Jahren hat die Armut im Zuge 
des Wirtschaftswachstums über-
all abgenommen. In Ecuador hat 
sich die Zahl der Armen seit 2007 
um eine Million reduziert. In Bra-
silien sogar um 50 Millionen. Die-
se Tendenz sieht man nicht nur in 
progressiv regierten Ländern, son-
dern auch unter den neoliberalen 
Regierungen. 

Standard: Es  Es  E ist also keine ideolo-
gische Frage? 
Acosta: Nein, das hat mit dem Roh-
stoffboom zu tun, von dem linke 
und rechte Regierungen gleicher-
maßen profitiert ha-
ben. Es gibt sogar 
Studien, wonach die 
neoliberalen Regie-
rungen in der So-
zialpolitik etwas ef-ef-ef
fizienter waren. 
Aber es ist bedenk-
lich, dass der Rück-
gang der Armut 
nicht mit einer 
Umverteilung des 
Reichtums einher-
ging. Es wurden le-
diglich die Einkom-
men umverteilt, 
nicht die Aktiva. Das ist der 
Knackpunkt. 

Standard: Wie  Wie  W kann man das be -
legen? 
Acosta: In Ecuador, Bolivien und 
Brasilien zum Beispiel haben die 
Banken in den vergangenen Jah-
ren Rekordgewinne eingefahren 
wie nie zuvor in der Geschichte. 
Die Telekomfirmen in Ecuador ha-
ben ihren Gewinn 2013 um mehr 
als 38 Prozent gesteigert. Die 
monopolistischen und oligopolis-
tischen Strukturen haben sich 
verstärkt. In Ecuador kontrolliert 
ein einziges Unternehmen 82 Pro-
zent des Marktes für alkoholfreie 
Getränke. Ein anderes Unterneh-
men kontrolliert 62 Prozent des 
Fleischmarkts. 

Standard: Die Unternehmer sind 
also die eigentlichen Gewinner? 
Acosta: Für die meisten Regierun-
gen war es einfacher, von der Aus-
beutung der Natur zu leben, als 
die mächtigen Wirtschaftsgrup-
pen anzugreifen. Also förderten 
sie Bergbau, Erdöl, Agrosprit, 
Gentechnik. Dafür braucht man 
aber Kapital, und das kommt meist 
von multinationalen Firmen, die 
ebenfalls kräftig profitiert haben. 
Die Unternehmer haben es ge-
schafft, die Regierungen einzulul-
len. Sie haben gleichzeitig die 
neureichen Aufsteiger aus dem 
Umfeld der progressiven Präsi-
denten absorbiert. Das ging einher 
mit ausufernder Korruption und 
Vetternwirtschaft, da braucht 
man nur den Petrobras-Skandal in 
Brasilien ansehen. Und der ist nur 
die Spitze des Eisbergs. 

Standard: Lassen die Unternehmer 
soziale Verantwortung vermissen?
Acosta: Viele haben soziale Projek-

te, aber es wäre besser, sie würden 
ihren Verpflichtungen wie Steuer-
zahlen nachkommen und soziale 
Aufgaben anderen überlassen, die 
etwas davon verstehen. Es fehlt 
den Unternehmern an Weitsicht. 
Wenn sie ihre Arbeiter ordentlich 
entlohnen würden, zögen sie sich 
die Konsumenten von morgen he-
ran. Das wusste schon Henry Ford. 
Und auch gegenüber der Natur 
müssten sie achtsamer sein.

Standard: Was  Was  W müsste der Staat 
tun, um wirklich mehr Gerechtig-
keit zu schaffen? 
Acosta: Die Regierungen müssten 
strukturelle Veränderungen wie 
eine Land-, Steuer- und Wasser -
reform angehen, viel mehr in Ge-
sundheit und Bildung investieren. 
Und sie müssten endlich ihr ex-
traktivistisches, auf der Ausbeu-
tung von Rohstoffen basierendes 

Entwicklungsmodell
aufgeben. Denn das 
ist der Hauptgrund 
für Unterentwick-
lung und soziale Un-
gleichheit. 

Standard: Dann ha-
ben die Regierungen 
also vieles versäumt, 
oder sind sie in Zei-
ten der Globalisie-
rung einfach überfor-
dert und machtlos? 
Acosta: Als die pro-
gressiven Regierun-

gen vor rund zehn Jahren in Süd-
amerika an die Macht kamen, gab 
es ein günstiges wirtschaftliches 
Umfeld für solche Reformen und 
auch ein Bewusstsein, dass tief-tief-tief
greifende Veränderungen nötig 
waren. Aber nichts ist passiert, da-
her kann man diese Regierungen 
nicht als links und schon gar nicht 
als revolutionär bezeichnen. Sie 
haben es sich bequem gemacht 
und das Geld aus der Natur geholt 
statt aus der Tasche der Reichen. 
Und jetzt bekommen sie die Rech-
nung serviert. Ihre sozialen Errun-
genschaften sind durch Inflation 
und den Einbruch der Rohstoff-Rohstoff-Rohstoff
preise bedroht. Das trifft vor allem 
Venezuela, wo es im Gegensatz zu 
den meisten anderen Ländern 
einen Prozess der Umverteilung 
der Aktiva gab, der sich aber nun 
als nicht nachhaltig erweist. 

Standard: Dann sind die Fort-
schritte Lateinamerikas pure 
Selbsttäuschung? 
Acosta: So drastisch würde ich das 
nicht ausdrücken. Der Rückgang 
der Armut war sehr positiv, und in 
dieser neuen Mittelschicht steckt 
vielleicht der Keim für radikalere 
Reformen, wie die Proteste in Bra-
silien im Vorfeld der Fußball-WM 
gezeigt haben. Sicher ist das aber 
nicht, denn viele Maßnahmen wie 
Sozialwohnungen oder Beihilfen 
waren rein klientelistischer Art, 
wurden also im Gegenzug für poli-
tische Gefolgschaft vergeben. Das 
trägt nicht unbedingt dazu bei, das 
politische Bewusstsein zu schär-
fen. 

ALBERTO ACOSTA (66) studierte BWL 
und VWL in Deutschland, von Jänner bis 
Juni 2007 war er Minister für Energie und 
Bergbau, 2007/08 Präsident der Verfas-
sungsgebenden Versammlung Ecuadors.

Im Kampf gegen 
ein Trauma  auma  auma

namens Schulden

E lizabeth Warren steht auf 
einem Gewerkschaftskon-
gress hinter einem Pult mit 

der Aufschrift „Raising Wages“, 
„Löhne erhöhen“, und statt Statis-
tiken vorzulesen, erzählt sie aus 
ihrem Leben. Sie war zwölf, da er-
litt ihr Vater, angestellt als Tep-
pichverkäufer in Oklahoma City, 
eine Herzattacke und verlor sei-
nen Job. Worauf die Familie ihr 
Auto verlor und bald auch der Ver-
lust der eigenen vier Wände droh-
te. „Wir waren dicht davor. So 
dicht“, sagt Warren und legt Dau-
men und Zeigefinger aneinander, 
sodass nur eine millimeterkleine 
Lücke bleibt. Ihre Mutter Pauline, 
erschrocken und entschlossen, 
lief im Sonntagskleid zum nächs-
ten Kaufhaus von Sears, um nach 
einer Stelle zu fragen. Mit 50 Jah-
ren begann Pauline Herring Kühl-
schränke und Waschmaschinen 
zu verkaufen, wofür sie den Min-
destlohn erhielt. Der 
Mindestlohn, 
kommt Warren zum 
Punkt, reichte da-
mals, Anfang der 
1960er Jahre, um 
eine Familie über 
Wasser zu halten. 
Heute undenkbar. 

Das Besondere an 
Warren ist, dass sie 
ihr gesamtes Berufs-
leben einem einzi-
gen Thema widmet. 
Dem Kampf der klei-
nen Leute, allem vo-
ran dem Trauma Schulden. Schon 
ihr Vater Donald habe Verbind-
lichkeiten gefürchtet wie die Pest, 
aus Angst, von einer Schuldenspi-
rale in bitterste Armut getrieben 
zu werden, erzählt sie. Darum 
habe er über Geld nie geredet, 
„meine Antwort dagegen war, al-
les zu studieren, Verträge, Finan-
zen, ökonomisches Versagen“. 

 In den Hörsälen wurde die Frau 
aus Oklahoma zur Koryphäe für 
Insolvenzrecht, ab 1995 an der 
Harvard Law School, quasi dem 
akademischen Olymp. 2012 wähl-
ten sie die Bürger von Massachu-
setts zur Senatorin. Es gibt eine 
wachsende Fangemeinde, die sie 
bestürmt, fürs Weiße Haus zu kan-
didieren und Hillary Clinton, der 
Favoritin der Demokraten, beim 
Vorausscheid Paroli zu bieten. 

Warren ist 65, fast so alt wie 
Clinton, und hat deutlich jüngere 
Anhänger, ähnlich wie einst Ba-
rack Obama. So bedeckt sie sich 
hält, allein schon der Diskurs um 
ihre Bewerbung lässt ihre Partei 
ein Stück nach links rücken. 

Dass die Professorin in die Poli-
tik wechselte, lag am Schock der 
Finanzkrise. Zuvor hatte sie in 
zwei Büchern ein Klischee hinter-
fragt, das Stereotyp des angeblich 
verantwortungslosen Schulden-
machers, beruhend auf Einsich-
ten, die sie im texanischen San 
Antonio gewann. Warren studier-
te die zahlungsunfähigen Men-
schen, die dort im Gerichtssaal sa-
ßen. „Ich glaube, ich hatte die 
landläufige Meinung so komplett 
zu meiner eigenen gemacht, dass 
ich erwartete, auf ungepflegte, 
verschlagene, irgendwie unehren-
hafte Leute zu treffen. Was mir 
auffiel, war, wie normal sie alle 
aussahen.“ In 90 Prozent aller Fäl-

le, lernte sie, waren die Betroffe-
nen aus einem von drei Gründen 
in die Pleite gerutscht: Verlust des 
Arbeitsplatzes, Krankheit, Schei-
dung. Seine Frau sei an Krebs ge-
storben; obwohl sie krankenversi-
chert war, habe sie 65.000 Dollar 
an offenen Rechnungen hinterlas-
sen, fasste es einer zusammen. 

Dem Platzen der Immobilien-
preisblase folgte eine Lawine von 
Zwangsvollstreckungen, ausge-
löst durch windige Hypotheken, 
deren anfängliche Niedrigzinsen 
später umso steiler stiegen. Um 
Wiederholungen zu vermeiden, 
legte sich Warren für eine neue 
Verbraucherschutzbehörde ins 
Zeug: Es gehe nicht an, dass es für 
jeden Toaster exakte Sicherheits-
vorgaben gebe, nicht aber für 
hochwichtige Kreditverträge. Als 
das Consumer Financial Protec -
tion Bureau nach langem Gezerre 
gegründet war, ging der Chefpos-

ten an Richard Cord -
ray, einen Staatsan-
walt aus Ohio. Hätte 
er Warren nomi-
niert, fürchtete Oba-
ma, wäre sie, ein ro-
tes Tuch für viele 
Republikaner, beim 
Bestätigungsverfah-
ren durchgefallen. 

Die Casino-Men-
talität der Geldinsti-
tute, die debatten-
starke Gelehrte hat 
sie in bissiger Satire 
aufgespießt. „O Gott, 

der arme Mister Banker. Er kas-
siert Millionen, weil er seinen Job 
wirklich gut macht. Wie konnte er 
da wissen, dass seine Bank kurz 
vor dem Kollaps stand?“, schreibt 
Elizabeth Warren in A Fighting 
Chance, ihren Memoiren. Die Vor-
stellung, einige Finanzinstitute 
seien zu groß, um sie scheitern zu 
lassen, verführe die Branchenrie-
sen, „sich wie Betrunkene an 
einem wilden Wochenende in Las 
Vegas zu benehmen“. 

Für einen starken Staat 
Es sind Sätze, die einen Nerv 

treffen. Der Ärger auf die Finanz-
welt ist noch nicht verraucht, und 
er beschränkt sich nicht auf die 
Linke. Was Warren unterscheidet, 
ist ihr Credo, nach dem der Staat 
nicht der feindliche Moloch ist, 
sondern ein Faktor, der über lan-
ge Abschnitte die Stärke der USA 
ausmachte, allem Kult um den ro-
busten, legendären amerikani-
schen Individualisten zum Trotz. 

Vor gut drei Jahren hielt sie aus 
dem Stegreif vor Wählern in 
einem überfüllten Wohnzimmer 
eine Rede, die sie endgültig be-
rühmt werden ließ. Es gebe nie-
manden in diesem Land, der allein 
aus eigener Kraft reich geworden 
sei, begann sie. „Du hast dort 
draußen eine Fabrik aufgebaut, 
gut für dich. Aber du hast deine 
Waren auf Straßen befördert, für 
deren Bau alle anderen bezahlt ha-
ben. Du hast Arbeiter angestellt, 
deren Bildung alle anderen be-
zahlt haben.“ Wer erfolgreich sei, 
dem sei ein dicker Brocken seines 
Geldes gegönnt. Zum sozialen 
Kontrakt gehöre es aber auch, 
einen Brocken abzugeben, „vor -
auszuzahlen für den Nächsten, 
der des Weges kommt“.

Ökonom Alberto Acosta üAcosta üAcosta ber die Achillesferse des 
ungleichsten Kontinents der Welt: Lateinamerika und 

die Fortschritte linker Regierungen. Er selbst war unter 
Präsident Rafael Correa in Ecuador Energieminister. 

INTERVIEW: Sandra  Sandra  S Weiss aus Puebla

Senatorin Elizabeth Warren war Rechtsgelehrte, als 
die Finanzkrise den Zorn auf die Wall Street schürte. 

Jetzt ist sie eine Rivalin von Hillary Clinton, und immer
mehr Demokraten sähen sie gern im Weißen Haus.

PORTRÄT: Frank  Frank  F Herrmann aus Washington

Ökonom im Energieministerium 
Ecuadors: Alberto Acosta.

Foto: Picturedesk / WirtschaftsBlatt / Elke Mayr

Jus-Professorin im US-Senat: 
Elizabeth Warren. 
Foto: AP / Jose Luis Magana

Du hast eine Fabrik 
aufgebaut, gut für 
dich. Aber du hast 
deine Waren auf 

Straßen befördert, 
für die alle anderen 

bezahlt haben.

„

“

Der Rückgang 
der Armut war sehr 

positiv, und in dieser 
neuen Mittelschicht 
steckt vielleicht der 
Keim für radikalere 

Reformen.

„

“



Nahrung, Kleidung, Hund, Sport. 
Wofür brauchen Bedürftige wie 

viel Geld? Zehn Jahre nach 
Gerhard Schröders Hartz-Reform 

rechnen manche immer noch.
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Die „Mutteutteut r aller 
Reformen“ hält die 
Deutschen knapp

Birgit Baumann aus Berlin 

E s gibt Bundestagsreden, die Geschich-
te schreiben. Dazu gehört, was der da-
malige deutsche Kanzler Gerhard 

Schröder (SPD) am 14. März 2003 verkün-
dete. „Wir werden die Leistungen des Staa-
tes kürzen, Eigenverantwortung fördern 
und mehr Eigenleistung von jedem Einzel-
nen abfordern müssen.“ 

Die Bundesrepublik galt damals als der 
„kranke Mann Europas“, vor allem wegen 
der hohen Arbeitslosigkeit. Schröder war 
fest entschlossen, dies zu ändern. Dass es 
seine Partei zerreißen und er seine Kanzler-
schaft verlieren würde, ahnte er an jenem 
Tag vor heute genau zwölf Jahren nicht. 

Das Resultat seiner Ankündigung war die 
Agenda 2010. Sie brachte den Deutschen 
ein höheres Pensionsantrittsalter (67 statt 
65 Jahre), höhere Zuzahlungen für Kran-
kenversicherte und „Hartz 4“ – die „Mutter 
aller Reformen“, wie der damalige Wirt-
schaftsminister Wolfgang Clement (SPD) 
das nach dem früheren VW-Manager Peter 
Hartz benannte Gesetz einmal nannte. 

Quantitativ übertrieben war das nicht, 
denn Hartz 4 war der größte Einschnitt in 
den Wohlfahrtsstaat, den die Deutschen je 
erlebten. Am 1. Jänner 2005 trat die Reform 
in Kraft, die Arbeitslosigkeit lag über der 
traurigen Rekordmarke von fünf Millionen. 

Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
Das Kernstück von Hartz IV: Arbeitslo-

sen-, und Sozialhilfe wurden zusammenge-
legt, auch Sozialhilfeempfänger erhielten 
Zugang zu Leistungen der Arbeitsagentu-
ren, ein Fortschritt, fanden viele. Doch für 
Debatten, die bis heute andauern, sorgte die 
Höhe der Grundsicherung, die seither für 
Langzeitarbeitslose und ehemalige Sozial-
hilfebezieher gleichermaßen gilt: 345 Euro 
im Monat waren es damals, 399 sind es nun. 

Dieses Geld gibt es zusätzlich zu Miete 
und Heizung, es soll nicht nur fürs Über -
leben sorgen, sondern auch die „Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben“ sichern. 
Wohlfahrtsverbände kritisieren, die Sum-
me sei viel zu gering und erzeuge Ungerech-
tigkeit beziehungsweise Armut per Gesetz. 
So sind in den 399 Euro für „Bekleidung und 
Schuhe“ nur 33,52 Euro vorgesehen, für 
„Gesundheitspflege“ 17,16 Euro. 

Auch die Sozialwissenschafterin Irene 
Becker hält den Betrag für zu niedrig. Die-
ser orientiert sich am durchschnittlichen 
„Einkommen“ jener 15 Prozent Menschen, 
die in Deutschland zu den Ärmsten zählen. 
Becker kritisiert, dass in diese Gruppe aber 
auch jene 40 Prozent der Bedürftigen einbe-
zogen werden, die als „verdeckt arm“ gel-
ten, die also aus „Scham oder Unkenntnis“ 
staatliche Leistungen gar nicht in Anspruch 
nehmen. Das drückt auch den Hartz-4-Satz. 

Ihren Berechnungen nach müsste er 
45 Euro/Monat höher liegen. Doch Becker 
fordert nicht bloß die Anhebung, sondern 
sagt im Gespräch mit dem STANDTANDTA ARNDARND D aD aD uch: 
„Wir brauchen eine Debatte darüber, was 
die Gesellschaft für zumutbar hält, wenn 
ein Staat Menschen zu versorgen hat.“ 

Arbeitslose besser betreuen 
Doch bedeutet mehr Geld mehr Gerech-

tigkeit? Holger Schäfer, Ökonom am Insti-
tut der Deutschen Wirtschaft in Köln (IW), 
ist anderer Ansicht: „Es bringt nichts, 
Arbeitslosen ein paar Euro mehr zu geben.“ 
Sinnvoller wäre es, der Staat würde zusätz-
liche Mittel für Arbeitsmarktförderung aus-
geben, etwa mehr Weiterbildung oder „eng-
maschigere“ Betreuung anbieten. 

Nach zehn Jahren Hartz 4 sind in 
Deutschland drei Millionen Menschen 
ohne Job, die Hälfte davon Langzeitarbeits-
lose. Wie viel Anteil die Reformen daran ha-
ben, wird nie ganz berechnet werden kön-
nen. Doch Experten sind sich weitgehend 
einig: Schröders Sozialreform war nicht die 
einzige Medizin. Auch Konjunktur und 
Lohnzurückhaltung trugen zur wirtschaft-
lichen Gesundung Deutschlands bei.

Schutz vor Armut, Recht auf 
Arbeit: Soziale Menschenrechte 
versprechen viel. Lösen sie das 

in Österreich im Eintreten gegen 
Ungerechtigkeit auch ein?

Vom geizigen 
Zugang Zugang Zug zu sozialen 
Menschenrechteechteech n

Irene Brickner 

D ie Reichen werden immer reicher – 
die Ärmeren und Armen nur zahl -
reicher: Diese Entwicklung leugnet 

heute niemand mehr. Dazu komme, dass 
auf die, die wenig haben, starker materiel-
ler Druck ausgeübt werde. Das verstärke die 
Ungerechtigkeit weiter, sagt Martin Schenk, 
Mitgründer der Armutskonferenz. 

So könne in Österreich, das immerhin ei -
ne bedarfsorientierte Mindestsicherung als 
unterstes finanzielles Absicherungsnetz 
hat, Beziehern, die sich nicht an alle Regeln 
halten, das Geld seit 2010 bis zu 100 Pro-
zent gekürzt werden: für Betroffene und 
ihre Familien oft ein Fall ins Nichts. „Das 
war in der alten Sozialhilfe so nicht mög-
lich. Und es läuft den sozialen Menschen-
rechten zuwider“, kommentiert Schenk. 

Um dies höchstgerichtlich – und damit 
rechtlich verbindlich – klarzustellen, feilt 
der Sozialexperte an einer Strategie: Erst 
gelte es gegen einen solchen 100-Prozent-
Kürzungsbescheid in Österreich durch alle 
Instanzen zu berufen. Dann sei der Weg frei 
für eine Klage vor dem Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte (EGMR). 
Schenk: „Im untersten sozialen Netz man-
gelt es immer noch an Klagsbereitschaft. 
Und die sozialen Menschenrechte gelten zu 
wenig in Straßburg. Das gilt es zu ändern“. 

Tatsächlich ist zweifelhaft, ob das 
Höchstgericht des Europarats geeignet ist, 
den sozialen Menschenrechten zum Durch-
bruch zu verhelfen: dem Recht auf Arbeit, 
auf angemessenen Lohn und Lebensstan-
dard, auf Bildung, kulturelle Teilhabe und 
guten Gesundheitszustand, wie sie in der 
UN-Menschenrechtserklärung von 1948 
und ausführlicher im UN-Pakt für wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
von 1966 ausformuliert wurden. 

Enges Mandat 
„Der EGMR hat bei sozialen Rechten ein 

sehr enges Mandat“, sagt Karin Lukas vom 
Wiener Ludwig-Boltzmann-Institut für 
Menschenrechte. Schenks Klageinitiative 
sei dennoch wichtig, sagt sie. Fragen, die 
mit dem Ausgleich materieller Ungerechtig-
keit zusammenhängen, seien aber auch gut 
beim Europäischen Ausschuss für soziale 
Rechte aufgehoben. Dem 15-Personen-Gre-
mium gehört sie selbst an. 

Doch obwohl der Ausschuss, der die Ein-
haltung der Europäischen Sozialcharta 
kontrolliert, auch Gruppenklagen ermög-
licht, hat ein Fall aus Österreich 

Gruppenklagen 
Österreich 

Gruppenklagen 
dort keine 

Chance. Anders als 14 andere EU-Staaten 
hat das Land das Kollektivbeschwerdever-
fahren nicht angenommen: „Das Mindestsi-
cherungsproblem könnte also nur in einem 
Schattenbericht vorkommen“, sagt Lukas. 

Überhaupt halte sich die Republik bei der 
Einklagbarkeit sozialer Menschenrechte zu-
rück: Seit 2013 können sich Einzelne vor 
dem UN-Ausschuss für wirtschaftliche, so-
ziale und kulturelle Rechte beschweren, 
drei Fälle sind schon anhängig. Doch kla-
gen kann nur, wer aus einem Ratifikanten-
staat kommt. Österreich gehört nicht dazu. 

„Zauberformel Geld“ lautet der Titel dieses Objekts 
von Jochen Höller. Der Künstler verwendete dazu fünf 
Geldratgeber, deren Inhalt – zum Beispiel „Wie wird 
man reich“ (Jean Paul Getty) oder „Die Zauberformel 
des Reichtums“ (Louis Navellier) – in der Skulptur 
verbildlicht wird. Die Anlage nimmt Satzschnüre aus 
den Büchern auf, und schließlich kommt ein neu ge -
staltetes Buch heraus, quasi der ultimative Ratgeber 
über Geld und Reichtum oder: die Zauberformel Geld. 

Ein Staat 
ohne Gerechtigkeit 
ist nichts anderes 

als eine Räuberhöhle.

Augustinus von Hippo
(354–430) 

Lateinischer Kirchenlehrer und Philosoph
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täglich ab 10 Uhr. Ticket gilt auch für die Wiener Immobilien Messe.
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Österreichs größte Einrichtungsmesse

NUR NOCH BIS MORGEN!

Messe Wien

Unser Lebensstil und unsere Ärzte entscheiden, 
wie lange wir leben? Falsch, sagt der Epidemiologe 

Richard Wilkinson. Zu den größten Einflussfaktoren 
für unsere Gesundheit zählt Verteilungsgerechtigkeit. 

INTERVIEW: András Szigetvari

Reichen genauso verbreitet wie 
bei Armen. Bei Infektionskrank-
heiten, Erkrankungen der Atem-
wege, Herz-Kreislauf-Erkrankun-
gen und Unfällen ist Ungleichheit 
hingegen ein wichtiger Faktor. 

Standard: Wie  Wie  W kann ich als Einzel-
ner von Ihren Studienergebnissen 
profitieren? Darf man jetzt rau-
chen, wenn man sich dafür drei 
Freunde mehr zulegt? 
Wilkinson: Nein, bitte nicht. Die 
Untersuchung zeigt ja nur, dass 
Freunde wichtiger sind und nicht 
dass man das eine mit dem ande-
ren kompensieren kann. In un -
gleicheren Gesellschaften haben 
Menschen mehr Angst davor, wie 
andere sie beurteilen. Deshalb 
sind Depression und Schizophre-
nie verbreiteter. Gleichzeitig zei-
gen Studien, dass Menschen in so 
einem Umfeld auch eher dazu nei-
gen, sich besser darzustellen, als 
sie sind, um bestehen zu können. 
In ungleicheren Gesellschaften ist 
also auch Narzissmus verbreite-
ter. Vielleicht sollten wir uns be-
wusster werden, wie stark Dinge 
jenseits unserer individuellen 
Sphäre unser Wohlbefinden be-
einflussen. 

Standard: Und  Und  U was können wir als 
Gesellschaft tun? 
Wilkinson: Es gibt verschiedenste 
Wege in einer Gesellschaft um Un-
gleichheit zu verringern. Man kann
mehr verteilen oder Spitzengehäl-
ter und Bonuszahlungen beschnei-
den. Wahrscheinlich sollten wir 
auf sie alle zurückgreifen. Das wür-
de die Gesellschaft für jeden zu 
einem schöneren Platz machen.

„Die AntwAntwAn ort twort tw ist simpel: 
Ungleichheit bringt uns um“

Standard: Lässt sich sagen, dass so-
ziale und ökonomische Ungleich-
heit uns früher sterben lassen?
Wilkinson: Die Antwort darauf ist 
simpel: Ja, Ungleichheit bringt 
uns um. Je ungleicher eine Gesell-
schaft ist, desto größer sind die 
 sozialen Probleme. Ungleiche Ge-
sellschaften schneiden bei der Le-
benserwartung schlechter ab, es 
gibt mehr Drogensüchtige, mehr 
psychische Erkrankungen wie De-
pression, mehr Kriminalität. Wie 
stark der Einfluss ist, sieht man in 
den Vereinigten Staaten: Die USA 
waren in den 1950er-Jahren eines 
der Länder mit der höchsten Le-
benserwartung. Heute sind sie in 
der Statistik irgendwo zwischen 
Platz 25 und 30. Warum? Die Un-
gleichheit ist in den USA seit den 
50er-Jahren explodiert. In Japan 
war die Entwicklung umgekehrt. 
Das Land lag nach dem Krieg weit 
hinten, seit den 80er-Jahren leben 
Japaner statistisch aber am längs-
ten. In der besagten Zeit hat Japan 
die soziale Ungleichheit rapide 
zurückgedrängt. 

Standard: Allgemein  Allgemein  A gilt, dass Le-
bensstil und medizinische Versor-
gung darüber entschei-
den, wie alt wir werden. 
Wilkinson: Die Medizin 
wird überschätzt. Es 
ist schwer, überhaupt 
einen Zusammenhang 
zwischen Gesundheits-
ausgaben pro Kopf in 
einem Land und der 
Lebenserwartung zu 
finden. Das Gleiche gilt für die 
Zahl der Ärzte und Krankenbet-
ten. Das heißt nicht, Medizin wäre 
nicht effektiv. Aber ihr Einfluss 
wird von anderen sozioökonomi-
schen Faktoren überschattet. Es 
ist so wie im Krieg: Lazarette sind 
wichtig. Für die Zahl der Opfer in 
einer Schlacht sind sie aber nicht 
entscheidend. 

Standard: Und  Und  U was ist mit dem 
 Lebensstil, mit Rauchen, Trinken? 
Wilkinson: Das hat Einfluss. Aber 
eine kürzlich erschiene Metastu-
die, die dutzende Arbeiten zu die-
sem Thema analysiert hat, kam zu 
dem Ergebnis, dass für unsere Ge-
sundheit die Zahl unserer Freun-
de entscheidender ist als die Fra-
ge, ob wir rauchen oder nicht. 

Standard: Aber warum sollte je-
mand mit vier Freunden länger le-
ben als mit zwei? 
Wilkinson: Die Erklärung ist chro-
nischer Stress. Zu viel Stress führt 
zu einem Prozess, den man als 
 rapides Altern bezeichnen kann. 
Wenn ein Mensch mit Stress kon-

frontiert ist, verhält sich sein Kör-
per wie bei drohender Gefahr: Er 
stellt extrem viel Energie bereit. 
Muskeln spannen sich an, die 
 Reaktionszeit ist verkürzt. Gleich-
zeitig vernachlässigt der Körper 
unter Anspannung andere Funk-
tionen wie Gewebeheilung und 
Verdauung. Es ist gleichgültig, 
wenn der Stress ein paar Stunden 
dauert. Wenn er aber Monate und 
Jahre anhält, wird der Mensch an-
fälliger für Erkrankungen. Warum 
sind Freunde wichtig? Die Quali-
tät unserer sozialen Beziehungen 
verursacht den größten Stress in 
unserem Leben. Wichtig ist, ob 
wir respektiert und gemocht wer-
den, ob Freund- und Partnerschaf-Partnerschaf-Partnerschaf
ten funktionieren. 

Standard: Bei Stressfaktoren den-
ken die meisten Menschen doch 
ei gentlich ei gentlich ei an Beruf und Karriere. 
Wilkinson: Individuell ist es sicher 
stressiger, wenn jemandem droht, 
seinen Job oder sein Haus zu ver-
lieren. Aber auf gesellschaftlicher 
Ebene sind die größten Stressfak-
toren zu niedriger sozialer Status, 
eine schwierige frühe Kindheit 
und schlechte soziale Kontakte. 

Standard: Wie  Wie  W genau 
macht nun soziale Un-
gleichheit krank? 
Wilkinson: Materielle 
Unterschiede verstär-
ken den Einfluss, den 
Klasse und sozialer 
Status auf die Gesund-
heit haben. 

Standard: Ein  Ein  E Beispiel bitte. 
Wilkinson: Es gibt in den USA und 
Großbritannien arme Regionen, in 
denen die Lebenserwartung um 
20 Jahre niedriger ist als in wohl-
habenden Gegenden. Das dürfte 
noch niemanden überraschen. 
Unzählige Studien zeigen aber, 
dass solche Ungleichheiten die 
Lebenserwartung in allen sozialen 
Schichten negativ beeinflussen. 
Es sieht also so aus, dass etwa 95 
Prozent einer Gesellschaft gesün-
der leben, wenn mehr Gleichheit 
herrscht. In Gesellschaften mit 
großen materiellen Unterschie-
den ist die Angst der Menschen 
vor einem sozialen Absturz und 
damit auch der erwähnte soziale 
Stress größer: Also Reiche wie 
Arme fürchten sich mehr. 

Standard: Sie  Sie  S kommen in Ihren 
Studien sogar zu dem Ergebnis, 
dass Verteilungsgerechtigkeit für 
die Lebenserwartung in einem 
Land wichtiger ist als der absolute 
Wohlstand in einer Gesellschaft. 
Wilkinson: Ja, wobei das nicht für 
ärmere Gesellschaften wie Ent-
wicklungsländer gilt. Hier ist der 
absolute Wohlstand der wichtigs-
te Faktor. Ist aber einmal eine ge-
wisse Wohlstandsschwelle über-
schritten, kommt es stärker auf die 
Verteilung an. Es ist aber wichtig, 
zu sagen, dass die Lebenserwar-
tung auch in Industrieländern mit 
steigender Ungleichheit steigt. 
Aber sie könnte stärker steigen. 

Standard: Sind  Sind  S soziale Einfluss-
faktoren bei allen Krankheiten 
gleich wichtig? 
Wilkinson: Es gibt Erkrankungen, 
bei denen das soziale Gefälle kei-
ne oder kaum eine Rolle spielt, 
etwa bei Krebs. Zwei der häufigs-
ten Krebserkrankungen, Brust-
krebs und Prostatakrebs, sind bei 

Warten oder zahlen: Von der 
Kassen- zur ZweiklassenmediZweiklassenmediZw zin 
Soziale FaktFaktFa oren bestimmen den Zugang zur Versorgung

Marie-Theres Egyed

D er Meniskus ist gerissen, 
eine Operation notwendig. 
Laut Auskunft eines Wie-

ner Gemeindespitals dauert es 
sechs bis acht Wochen, bis das 
Knie operiert werden kann. Nach 
einem Besuch beim Orthopäden – 
privat – wird das Knie drei Tage 
später wieder zusammengeflickt. 
Nicht in demselben Spital, aber 
auch in Wien. Ist das ein Zeichen 
für eine Zweiklassenmedizin? 
Steht damit der Patient vor der 
Wahl: warten oder zahlen? 

In Österreich gibt es eine gesetz-
liche Krankenversicherung. Jeder 
ist versichert, jedem steht die glei-
che medizinische Versorgung zu. 
Trotzdem gibt es auch private 
Krankenversicherungen, auch Zu -
satzversicherungen genannt. Auf 
die medizinische Versorgung ha-
ben sie eigentlich keinen Einfluss. 
Wozu dann Prämien zahlen? Wel-
chen Vorteil bieten private Kran-
kenversicherungen, wenn es doch 
ein funktionierendes öffentliches 
Gesundheitssystem gibt? Können 
sich dadurch Menschen mit Geld 
eine bessere Versorgung erkaufen?  

Beschränkte Vorteile 
Der Unterschied liegt im Zu-

gang, in den Möglichkeiten sich 
im Dschungel des Gesundheits-
systems zurechtzufinden. Das 
hängt nicht unbedingt mit einer 
privaten Krankenversicherung 
zusammen, sondern ist auch ein 
sozialer Faktor. Für Christian 
Köck, einen Gesundheitsökono-
men, ist das Ausmaß der Zwei-
klassenmedizin in Österreich 
dennoch „überraschend klein“. In 
fast allen Lebensbereichen könne 
man mit Geld für sich Vorteile er-
reichen, das sei im Gesundheits-
bereich nur beschränkt möglich. 

Trotzdem haben laut Österrei
möglich. 
Österrei

möglich. 
-

chischem Versicherungsverband 
2,5 Millionen Österreicher 

Versicherungsverband 
Österreicher 

Versicherungsverband 
eine 

private Krankenversicherung ab-
geschlossen. Die Prämienzahlung 
wirkt erst bei einem Spitalsaufent-
halt, da hat ein Sonderklasse -
patient Anspruch auf ein Einzel-
zimmer, für Köck „eine Hotel -
komponente“. Eine bessere medi-
zinische Versorgung darf er nicht 
erwarten, das verbietet das Gesetz. 
Ein Unterschied ist aber die freie 
Arztwahl. Das trifft vor allem für 
Belegkrankenhäuser zu. Denn 
dort agieren die Ärzte 
Belegkrankenhäuser 

Ärzte 
Belegkrankenhäuser 

als Privat-
unternehmer. 

Kassenpatient, bitte warten 
Warum soziale Faktoren die Ge-

sundheit beeinflussen, erforscht 
Rudolf Schoberberger, stellvertre-
tender Leiter des Instituts für 
 Sozialmedizin an der Med-Uni 
Wien. „Es geht in Richtung Zwei-
klassenmedizin“, sagt er im 
 STANDTANDTA ARNDARND D-Gespräch und meint da-
mit vor allem die Wartezeiten, die 
durch den Besuch bei einem 
Wahlarzt übersprungen werden 
können. Auch er räumt aber ein, 
dass bei einem Notfall alle Pa -
tienten gleichermaßen versorgt 
werden, hier habe eine private 
Krankenversicherung keinen Ein-

fluss. Schoberberger befürchtet 
dennoch, dass die Schere weiter 
aufgehen könne. Studien haben 
ergeben, dass weniger gebildete 
Menschen, die auch über weniger 
Geld verfügen, ein höheres Ri - 
siko haben, ernsthaft krank zu 
werden und früher zu sterben. 
Dieser Trend könnte sich ver -
stärken. 

Engpässe würden aber nicht 
nur bei planbaren Operationen 
entstehen, sondern auch bei not-
wendigen Therapien – auch hier 
sind die Wartezeiten ausschlagge-
bend. Als Beispiel nennt er Psy-
chotherapie oder Raucherentwöh-
nung. Beides ist auf Kasse mög-
lich, doch es gibt nur eine be-
schränkte Anzahl an Plätzen. Wer 
akut eine Therapie benötigt, kann 
mit einem Griff in die Brieftasche 
nachhelfen und sich privat eine 
Therapie bezahlen oder zumin-
dest vorauszahlen. 

Kritik an Privatspitälern 
Gesundheitsökonom Köck führt 

das auf die kapitalistische Gesell-
schaft zurück, die eine gewisse 
„Flexibilität“ ermöglicht. Denn 
Privatspitäler seien auch ein Ge-
schäft. Doch er ist kein Fan davon. 
Seiner Ansicht nach funktionie-
ren sie nur, wenn alles nach Plan 
verläuft. Wenn nicht, reiche die 
Infrastruktur nicht aus. Jedes öf-öf-öf
fentliche Krankenhaus habe eine 
bessere Ausstattung. Im Notfall 
müssten die öffentlichen Kran-
kenhäuser einspringen. Doch dar -
in sieht er eine Chance. Wenn 
auch sie die „Hotelkomponente“ 
besser berücksichtigen, dann wer-
den sich auch mehr Privatpatien-
ten dort behandeln lassen. Das 
würde auch Geld bringen, das 
dringend benötigt werde, denn die 
Versicherungen zahlen für jeden 
ihrer Patienten 25 Prozent an die 
öffentlichen Spitäler – der Haus-
anteil. Trotzdem bleibt der Beige-
schmack: Mit Geld kann sich der 
Patient zumindest mehr Zuwen-
dung erkaufen.

Was Gesundheit und Krankheit mit Verteilungsgerechtigketigketig it zu tun haben
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Medizinische Versorgung allein 
macht Menschen nicht gesund.

Foto: AP / Focke Strangmann

RICHARD WILKINSON (Jg. 1943) 
ist emeritierter Professor für Epi-
demiologe an der University of 
Nottingham und Professor am 
 University College London. Zuletzt 
von ihm erschienen ist das Buch 
„Gleichheit ist Glück“ (gem. mit 
Kate Pickett). Foto: University of Brighton 

Wahr aber bleibt, 
dass die größte 

Ungerechtigkeit von 
denen ausgeht, 

die das Übermaß 
verfolgen, nicht von 
denen, die die Not 
treibt. Man wird 
ja nicht Tyrann, 

um zu frieren.

Aristoteles 
(384–322 v. Chr.) 

griechischer Philosoph 
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VonReichen, die vor Steuern flüchten, und solchen, die gernmehr zahlen würden, von armen Senioren, diemi

In Karl Marx’ berühmtestem Werk ist viel die Rede vom Wert – der Arbeit, der Waren, des Kapitals: In der fünfteiligen
die er zu „Werthaufen“ gruppierte. Für die künstliche (künstlerische) Wertsteigerung wurden die Haufen durch zusät

Die Nachkriegsgeneration hat S
Heute stehen viele von ihnen vor dem

Land, in dem sie, die viele Opfer g
Hochtempogesellschaft sind. Ein Ta

REPORTAGE: Fabian

Ausgehmeilen oder bewachen die
Apartmentwohnungen der Wirt-
schaftselite. Die meisten Straßen-
imbisse werden von ihnen bewirt-
schaftet, Minimärkte und Pizza-
Lieferdienste auch. Abertausende
Kleinstunternehmen bestehen
aus alten Ehepaaren, die durch
eine frühzeitige Kündigung in die
Selbstständigkeit gedrängt wur-
den. Statistisch gesehen geht die
Hälfte solcher Familienbetriebe
binnen einem Jahrzehnt pleite.

Das Wunder vom Han-Fluss
zählt zum rasantesten Wirt-
schaftsaufstieg des 20. Jahrhun-
derts. Während sich mit dem Auf-Auf-Auf
stieg des Kapitalismus traditio-
nelle Familienbindungen lösten,
wurde kein Sozialsystem erar-
beitet, das diese Entwicklung aus-

Kein Land fü

L ee Cheong Hee hat es sich auf
der Steinbank bequem ge-
macht. Das Paar Turnschuhe

sorgfältig zur Seite gelegt, reibt er
sich mit beiden Händen die steif-steif-steif
gefrorenen Füße warm. Über eine
Stunde war der 78-Jährige an die-
sem Vormittag bereits spazieren,
genau wie gestern, vorgestern und
all die anderen Tage auch. Seit
über 15 Jahren fährt er jeden Mor-
gen von seinem Seouler Vorort bis
ins Stadtzentrum, um im Jongmyo-
Park seinen Lebensabend bei
Brettspielen und politischen De-
batten zu vertreiben. Viele der
über tausend Parkbe-
sucher sind in ihrem
achten Lebensjahr-
zehnt, einige auch im
neunten. Wer hierher-
kommt, hat nirgendwo
anders hinzugehen.

An diesem Samstag
schickt der Frühling
erstmals seine wär-
menden Vorboten an die Koreani-
sche Halbinsel. Die Sonnenstrah-
len zaubern mit den Kieferbäu-
men ein kunstvolles Mosaik aus
Licht und Schatten auf den Park-
boden, die Spatzen balzen um die
Brotkrümel der Pensionisten, und
das Klackern der abertausenden
Go-Steine erklingt als kunstfer-
tiges Kastagnetten-Spiel. Doch die
Idylle täuscht. Auf der Fläche
eines Fußballplatzes lassen sich
im Jongmyo-Park alle erdenkli-
chen Schattierungen menschli-
cher Enttäuschung finden, mit
denen das Leben aufwarten kann.

„Wir haben so viel gearbeitet für
den Staat, aber die Jugend behan-
delt uns wie Dreck“, sagt Lee und
schlürft aus seinem Kaffeebecher.

Seine wässrigen Knopfaugen ha-
ben einst mit angesehen, wie aus
den zerbombten Straßenzügen
seiner Jugendzeit nach und nach
riesige Bürotürme heranwuchsen,
die den Jongmyo-Park nun umzin-
geln. Seine Heimat entwickel-
te sich von einem der ärmsten Län-
der der Welt zur fünfzehntgrößten
Volkswirtschaft. Und doch hat sie
für Leute wie Lee gerade mal eine
Monatsrente von 120 Euro übrig.

Südkorea ist die am schnellsten
alternde Gesellschaft der Welt. Die
Geburtenraten sind so niedrig, dass
das Volk rein statistisch bis 2750

aussterben würde. Eine
absurde Vorstellung,
die es dennoch auf die
Titelseiten der großen
Zeitungen gebracht hat.

Alt sein, das geht in
Südkorea allzu oft mit
Armut einher. Rund die
Hälfte aller Senioren le-
ben unter dem Exis-

tenzminimum, so viele wie in kei-
nem anderen OECD-Staat. Sie ha-
ben das höchste Risiko, an Depres-
sionen zu erkranken. Innerhalb
einer Bevölkerung, die seit Jahren
die Selbstmordstatistiken anführt,
nehmen sie sich am häufigsten das
Leben.

Müllsammler im Pensionsalter
Auch wenn das offizielle Pen-

sionsalter 61 Jahre beträgt, arbei-
ten Südkoreaner im Schnitt rund
zehn Jahre länger. Für viele Senio-
ren bleibt der Ruhestand nichts
weiter als eine Wunschvorstel-
lung. Allein anderthalb Millionen
Alte säubern als Müllsammler
die Straßen der Wohnsiedlungen,
andere verteilen Flyer auf den

Die 75-Prozent-ent-en Abgabe,gabe,ga
vor derDepardieu flüchteflüchteflüch te

Französische „Reichensteuer“ in Kraft – und wieder weg

Stefan Brändle aus Paris

E s war vielleicht François
Hollandes wichtigstes Wahl-
versprechen: Wer mehr als

eine Million Euro im Jahr ver-
dient, sollte, alles inklusive,
75 Prozent Steuern zahlen. Das
sei ein „sowjetischer“ Steuersatz,
schimpfte die konservative Partei
UMP. Doch der Ökonom Thomas
Piketty gab dem Vorhaben mit sei-
ner Kritik an den zunehmenden
Einkommensunterschieden indi-
rekt recht. Und der gewählte so-
zialistische Staatschef brachte das
Gesetz dank der linken Mehrheit
durch die Nationalversammlung.

Wie bekannt, hob es das Ver-
fassungsgericht danach aus den
Angeln. Allerdings nicht wegen
der Besteuerungshöhe, sondern
wegen Ungleichbehandlung von
Doppelverdienern. Das Parlament
änderte darauf die Zielscheibe der
Steuer: Bezahlen musste sie nun
das Unternehmen, das den Groß-
verdiener angestellt hatte.

Anfang 2013 trat die Regelung
in Kraft. Aber nur für zwei Jahre,
wie von Hollande versprochen:
Die Einnahmen sollten die Wirt-
schaftskrise überbrücken und
überwinden helfen. Anfang 2015
hatte sie ihre Schuldigkeit getan
und wurde in den Schubladen der
französischen Fiskalgeschichte
entsorgt. Immerhin könnte sie laut
dem Ökonomen
entsorgt.

Ökonomen
entsorgt.

François Lenglet
2012 den Wahlsieg Hollandes
ermöglicht haben. 61 Prozent der
Franzosen hielten die Maßnahme
in einer Umfrage für „gerecht-

fertigt“ und „gerecht“. Nur wenige
Franzosen teilten das vom Rivalen
Nicolas Sarkozy vorgebrachte Ar-
gument, die Reichensteuer treibe
die Kapitalflucht an und enthalte
damit dem Fiskus mehr Geld vor,
als er mit der Steuer einnehme.

Rückblickend ist zu sagen, dass
fast niemand die 75 Prozent Steu-
ern zahlte. Betroffen waren nur
tausend Großverdiener in 470
Firmen. Der offizielle Steuersatz
betrug 50 Prozent und griff erst ab
einer Million Euro. Wer 1,2 Mil-
lionen Euro einnahm, zahlte dar-
auf 100.000 Euro Steuern. Dazu
kamen die in Frankreich traditio-
nell sehr hohen Unternehmens-
abgaben, die bis zu 25 Prozent des
Einkommens erreichen können.
Aber auch das ist selten. Wer fünf
Millionen Euro an Einkommen,
Beteiligungen, Aktien oder Divi-
denden erhielt, zahlte zwei Millio-
nen Euro Steuern, dazu 1,2 Millio-
nen an Abgaben. Machte insge-
samt 72 Prozent. Nur wer über
sechs Millionen Euro einnahm,
musste 75 Prozent abliefern.

Der prominenteste Betroffene
der Steuer war der Fußballer
Zlatan Ibrahimovic, dessen Klub
Paris Saint-Germain für seinen
Starschützen tief in die Tasche
greifen musste. Der Schauspieler
und Alleinunternehmer Gérard
Depardieu hatte sein Steuerdomi-
zil hingegen schon vorher nach
Belgien und Russland verlegt.

Insgesamt brachte die Steuer
500 Millionen Euro ein. Das war
sehr wenig. Weniger als der poli-
tische Effekt jedenfalls.

Tschechien: Sozialpolitik ja,
Steuererhöhungen nein

Wenig Vertrauen in staatliche Finanzierungsstrukturtrukturtruk en

Gerald Schubert

S emmeln kann man am Sonn-
tag in Prag problemlos kau-
fen, Bücher, Kleidung und

Computer auch. Wo noch bis Ende
der 1980er-Jahre Planwirtschaft
herrschte, lockt seit den 1990ern
der Konsum. Viele Geschäfte ha-
ben an 365 Tagen im Jahr geöffnet,
manche sogar 24 Stunden pro Tag.

Dennoch haben viele Tsche-
chen nur beschränkten Zutritt zur
Welt der Waren. Prag gilt zwar,
kaufkraftbereinigt, als eine der
reichsten Städte Europas – in den
strukturschwachen ländlichen
Regionen ist die Lage dafür oft
umso trister. Hier sind die Gehäl-
ter niedriger, die kommunistische
Kollektivierung der Landwirt-
schaft hat tiefe Narben hinterlas-
sen, für Infrastrukturprojekte feh-
len häufig die Mittel.

„Die meisten Tschechen hätten
ganz und gar nichts gegen mehr
Umverteilung“, meint der Polito-
loge Jan Bureš von der Metropolit-
ní Univerzita Praha. „Sie trauen
aber dem Staat nicht zu, die Steu-
ern effizient einzuheben – und
dann auch korrekt einzusetzen.“

Der politische Wille, die ver-
gleichsweise niedrigen Einkom-
mens- und Gewinnsteuern im öf-öf-öf
fentlichen Interesse zu erhöhen,
sei daher nur schwach ausgeprägt,
erklärt Bureš und skizziert damit
den Teufelskreis aus Korruption
und mangelnder Steuermoral:
Geld, das ohnehin in privaten
Taschen verschwinden würde,
bleibt am besten gleich bei „den
Leuten“. Dass es dann für die Fi-
nanzierung von Sozialleistungen,
für Beamtengehälter oder im

Gesundheitswesen fehlt, erscheint
lediglich als weiterer Beweis für
die Misswirtschaft im Land.

Für Bureš ist das mit ein Grund
für den Höhenflug der Partei Ano,
die 2013 mit dem Versprechen an-
trat, die Korruption zu bekämpfen
und Steuern konsequent einzu-
treiben, anstatt sie zu erhöhen.
Ano schaffte bei der Wahl auf
Anhieb Platz zwei und ist heute
zweitstärkste Regierungspartei.
Ihr Vorsitzender, der milliarden-
schwere Agrar- und Medienunter-
nehmer Andrej Babiš, wurde Vi-
zepremier und Finanzminister.

Neue Verteilungsdebatte
Es mag kurios anmuten, dass

ausgerechnet Babiš die neue Regie-
rung des sozialdemokratischen
Premiers Bohuslav Sobotka am
Leben erhält. Doch beide repräsen-
tierten 2013 die Wechselstimmung
im Land: Nach sieben Jahren Spar-
politik durch konservative Regie-
rungen war die Gesellschaft offen
für eine neue Verteilungsdebatte.
Der neoliberale Diskurs, der sozial-
politische Maßnahmen westeuro-
päischen Zuschnitts oft als Relikte
aus kommunistischer Zeit darstell-
te, war aus der Mode gekommen.
Davon profitierte der Sozialdemo-
krat Sobotka. Dem Milliardär
Babiš, der als Garant gegen Steuer-
erhöhungen auftrat, nützte wieder-
um die Skepsis hinsichtlich der
treffsicheren Finanzierung von
Transferleistungen.

Der Konflikt ist programmiert:
Die gemeinsam vereinbarte Ab-
schaffung der Praxisgebühren
beim Arzt, die gerade die Ärmsten

Praxisgebühren
Ärmsten

Praxisgebühren

entlastete, hat Umfragekaiser
Babiš bereits öffentlich bedauert.

Mehrwertproduktion durch Wörterextrahie
den Wörtern „noch“, „mehr“ und „Wert“„Wert“
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itititit 80 noch arbeiten, und Parteien, die sich „Gerechtigketigketig it“ krallen – eine verteilungspolitische Tour d’Horizon

CollageCollage „Karl Marx – Das Kapital / Wert“ sezierte Künstler Jochen Höller die Vorlage und schnitt alle „Wert“-Wörter aus,
tzlichetzlichetzlichetzliche Wörter vergrößert. Der „mehr“+„Wert“-Berg ist größer – und mehr wert. Und das Buch? Ohne „Wert“ wertlos?
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SüdkoreaSüdkorea aus Ruinen aufgebaut.
emem wirtschaftlichen Nichts. In einem
gebrachtgebracht haben, heute Opfer einer
agag im Pensionisten-Park von Seoul.
n Kn Kretschmer aus Seoul

ürür alte Leute

tarieren könnte. Park Geun-hye
hat sich den Aufbau eines stabilen
Pensionssystems für ihre erste
Legislaturperiode vorgenommen.
Noch ist sie der Öffentlichkeit
Legislaturperiode

Öffentlichkeit
Legislaturperiode vorgenommen.

Öffentlichkeit
vorgenommen.

ihr
Versprechen schuldig geblieben.

Nur 1,7 Prozent seines Brutto-
sozialprodukts bringt Südkorea
für die Unterstützung seiner Se-
nioren auf. Gleichzeitig muss erst-
mals die Hälfte von ihnen ohne
finanzielle Unterstützung ihrer
erwachsenen Kindern zurecht-
kommen. Wer nicht als Professor
oder im öffentlichen Dienst ge-
arbeitet hat, bekommt bislang nur
eine symbolische Monatspension.

Knapp 100 Euro sind es bei
Herrn Ho, 88 Jahre, das stolze
Gesicht unter der navyfarbenen
Truckerkappe versteckt. „Was

kann ich schon machen? Wir müs-
sen halt sparen, meine Frau und
ich“, sagt er lakonisch, seinen
Oberkörper auf den Gehstock stüt-
zend. Und die Kinder? Ach was,
winkt Herr Ho ab, die hätten sel-
ber genug Probleme, ihre Familie
durchzubringen. Damit er nie-
mandem zur Last falle, habe er
sein Leben lang als Tischler
gearbeitet. Die Studiengebühren
der Kinder mussten schließlich
bezahlt werden, später brauchten
sie zum Heiraten eine Eigentums-
wohnung. Erst mit 83 konnte er
sich den Ruhestand leisten.

Opfer bringen, Opfer werden
„Viele Alte sind Opfer einer

Gesellschaft geworden, zu der sie
selber beigetragen haben“, meint
der 34-jährige Se-Woong Koo,
Chefredakteur der Nachrichten-
seite Korea Exposé: „Sie haben un-
endlich hart gearbeitet, denn sie
hatten ja auch ein tatsächliches
Ziel vor Augen: das erste Auto, die
eigene Apartmentwohnung. Die
Jugend ist nicht mehr bereit, sich
aufzuopfern.“ An den Traum vom
endlosen Wachstum glaube längst
niemand mehr.

Se-Woong Koo ist das beste
Beispiel für seine These. Als Mit-
telschüler nahm ihn seine Mutter
mit nach Vancouver, nicht zuletzt
um ihren Sohn vor dem ultra-
kompetitiven Bildungssystem
ihrer Heimat zu bewahren, dessen
immenser Leistungsdruck einst
die körperliche Gesundheit des
Bruders ruiniert hat. Doch trotz
seines Doktorstudiums in Stan-
ford hat sich Se-Woong Koo gegen
eine Karriere bei Samsung oder
Hyundai entschieden. Mit einem

DeutscheMillionärewürewürew den
demStaat freiwileiwilei lig Geld geben
Appell fürl fürl f eine Vermögensabgabe ab 500.000 Euro

Birgit Baumann aus Berlin

S teuern sparen, das ist auch in
Deutschland ein richtig-
gehender Volkssport. Dem

Fiskus so wenig wie möglich in
den Rachen zu schieben ist für
viele Bundesbürger oberste Devi-
se, wenn sie ihre jährliche Steuer-
erklärung machen.

Dieter Lehmkuhl hingegen ge-
hört einer seltenen Spezies an. Er
würde gerne freiwillig mehr Steu-
ern zahlen. Zu geben hätte er eini-
ges, er schätzt sein eigenes Vermö-
gen auf 1,5 Millionen Euro – nicht
nur, weil er der 71-jährige Ber-
liner als Psychiater zeit seines
Berufslebens gut verdient hat,
sondern auch, weil er Erbe ist.

„Meine Familie hatte zunächst
selbst eine Brauerei und investier-
te später in Aktien“, sagt er. Davon
profitiert er, und er würde gerne
andere daran teilhaben lassen. Er
sagt ganz klar: „Ich zahle zu wenig
Steuern. So wie viele Reiche, die
ihr Geld ja meist geerbt haben.“
Mit Gleichgesinnten initiierte
Lehmkuhl 2009 den „Appell für
eine Vermögensabgabe“. 64 ver-
mögende Deutsche haben diesen
bis heute unterzeichnet.

Ihre Forderung: Wer mehr als
500.000 Euro besitzt, soll zu-
nächst zwei Jahre lang fünf Pro-
zent davon an den Staat abgeben,
danach unbefristet ein Prozent
Vermögenssteuer bezahlen. Das
Geld, so wünscht man es sich,
möge gezielt in den ökologischen
Umbau der Wirtschaft, in Perso-
nal für Bildungs-, Gesundheits-

und Pflegeeinrichtungen fließen.
Eigentlich müsste sich Lehm-

kuhl nicht auf den Staat verlassen.
Er könnte sein Geld spenden, was
er auch reichlich tut. Aber das ist
für ihn nicht das Gleiche, er will,
dass der Staat Reiche in die Pflicht
nimmt. „Steuern sind Gemein-
wohlabgaben, kein Raub am
Bürger“, sagt er und zitiert Oliver
Wendell Holmes, jenen Richter
des US-Supreme-Court, der 1870
erklärte: „Ich zahle gern Steuern.
Damit erkaufe ich mir ein Stück
Zivilisation.“

Vermögen ungleich verteilt
Ursprünglich wollten die zah-

lungswilligen Reichen mit ihrem
Geld die Folgen der Finanzkrise
abmildern. Mittlerweile jedoch
hat sich ihre Motivation geändert.
„Es geht uns um mehr Gerechtig-
keit, denn Vermögen sind in
Deutschland äußerst ungleich
verteilt“, sagt Lehmkuhl.

Vor kurzem erst hat das Deut-
sche Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) berechnet, dass das
reichste Prozent der Deutschen
noch mehr Vermögen hat als bis-
her gedacht. Es verfügt über 31 bis
34 Prozent des Gesamtvermögens.
Zehn Prozent der Haushalte besit-
zen zwischen 63 bis 74 Prozent
des Kapitals.

Eigentlich gibt es in Deutsch-
land eine Vermögenssteuer. Doch
sie wurde nach einem Urteil
des Verfassungsgerichts von der
CDU/FDP-Regierung unter Hel-
mut Kohl ausgesetzt und wird seit
1997 nicht mehr erhoben.

In Polen hat „Gerechtigketigketig it“
einen schalen Beigeschmack

Wie eine Partei das Thema kaperte und aufs Spiel setzte

Gabriele Lesser aus Warschau

E igentlich klingt das Wort-
paar „Recht und Gerechtig-
keit“ überaus positiv. Doch

in Polen erklärten die Zwillings-
brüder Lech und Jarosław Kac-
zyński 2001 „Recht und Gerech-
tigkeit“ zum Kampfbegriff und ga-
ben ihrer neuen rechtsnationalen
Partei diesen Namen. Sie sagten
der 1989 entstandenen III. Repu-
blik Polen den Kampf an und woll-
ten eine IV. Republik ausrufen.

Auf dem Weg dahin sollte die
Gesellschaft „gesäubert“ werden.
Alte kommunistische Seilschaf-Seilschaf-Seilschaf
ten, die den Systemwandel über-
standen hatten, sollten zerschla-
gen und Verbrecher der Jahre 1944
bis 1989 vor Gericht gestellt wer-
den. Das historische Rad sollte auf
1989 zurückgedreht werden, um
den „rechtschaffenen Polen“ den
alten Geschichtsmythos von den
„ewigen Helden und Opfern der
Geschichte“ zurückgeben zu kön-
nen. Der Wegfall der Zensur hatte
nämlich auch unschöne Wahrhei-
ten über das keineswegs honorige
Verhalten von Polen in der Zeit
des Zweiten Weltkriegs und da-
nach zutage gefördert: Pogrome an
Juden mit und ohne Beteiligung
der deutschen Besatzer, brutale
Vertreibung der Deutschen nach
1945, nicht weniger brutale Zer-
siedlung der Ukrainer über das
ganze Land und Zerstörung ihrer
Dörfer in Südostpolen.

Selbst im ehemaligen KZ
Auschwitz mussten fast alle Ge-
denksteine erneuert werden, da
dort nicht Juden, sondern christ-
liche Polen als Hauptopfergruppe
verewigt worden waren.

Für viele Polen waren die radi-
kalen Wirtschaftsreformen nach
1989, der Verlust des bisherigen
Geschichtsbilds und die offen-
sichtliche Straflosigkeit, mit der
die Täter von einst davonkamen,
nur schwer zu ertragen. Der
„Schlussstrich unter die Vergan-
genheit“, den der erste demokra-
tisch gewählte Premier Polens seit
dem Zweiten Weltkrieg, Tadeusz
Mazowiecki, ausgerufen hatte,
weckte bei vielen den Verdacht,
dass die alten und die neuen poli-
tischen Eliten miteinander gekun-
gelt hatten.

Ende 2005 gewann Recht und
Gerechtigkeit (PiS) erst die Par-
lamentswahl, kurz darauf auch
die Präsidentschaftswahl. Sie bil-
dete jedoch nicht mit der konser-
vativ-liberalen Bürgerplattform PO
eine Koalition, sondern mit der
klerikal-nationalistischen „Liga
der polnischen Familien“ und der
linksradikalen „Selbstverteidi-
gung“. In nur zwei Jahren fuhr die
PiS die Regierung, die vor allem
die „dunklen Machenschaften“ im
polnischen Staat und die kommu-
nistischen Seilschaften bekämp-
fen wollte, frontal an die Wand.
Polizeistaatsmethoden, Sex- und
Korruptionsskandale schockier-
ten die Wähler so sehr, dass die
Bürgerplattform die vorgezogenen
Wahlen gewann.

Seitdem hat das Wort „Gerech-
tigkeit“ im Polnischen einen scha-
len Beigeschmack. Doch Recht
und Gerechtigkeit gibt es immer
noch. Sie verlor zwar alle sechs
Wahlen seit 2007, ist aber nach
wie vor die stärkste Oppositions-
partei im Sejm, dem polnischen
Abgeordnetenhaus in Warschau.

Halbtagsjob als Englischlehrer in
Seoul tilgt er seine Miete, den Rest
der Zeit verbringt er unentgeltlich
mit seinem englischsprachigen
Nachrichtendienst. „Wenn unsere
Generation hart arbeitet, dann nur
mehr aus persönlicher Erfüllung.“

Es ist Abend geworden in Jong-
myo-Park. Nur vereinzelt verirren
sich auch ein paar Junge hierher.
Meist sind es Touristen, denn an
den nördlichen Teil der Parkan-
lage grenzt einer der ältesten noch
erhaltenen Konfuzius-Schreine
des Landes an. „Ehre deine Eltern“
hat der chinesische Gelehrte zur
moralischen Maxime erhoben.

Se-Woong Koo sagt: „Es wird
keinen Weg zurück geben. Res-
pekt gegenüber den Eltern kann
man nicht erzwingen.“

erungerungerungerung – der „mehr“+„Wert“-Berg. Jener mit
“ i“ i„Wert““ i„Wert“„Wert““ i„Wert““ i“ ist noch größer. Ist er noch mehr wert?
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herrscht, wenn es in 
einem Volk weder 
übermäßig Reiche 

noch übermäßig 
Arme gibt.

Thales von Milet
(um 624 bis um 547 v. Chr.) 

griechischer Philosoph 
und Mathematiker
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Was uns die mehr als eine Million ZuwanderZuwanderZuw er bringen und kosten

Die „Finanzblase“ des so betitelten Bücherobjekts des Künstlers 
Jochen Höller wird gespeist aus Geld in den darunter gestapelten 

Büchern über die Kunst des Spekulierens, ökonomische Hypes oder 
eben Finanzblasen. Jedes „Geld“-Wort wurde dafür ausgeschnitten. 
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„De Auslända zahn obe und nehmen nur“: Im Vergleich 
zu den Migranten fühlen sich viele Österreicher 

schlecht behandelt. Doch Studien zeigen, dass das nur 
teilweise stimmt, insgesamt zahlen Zuwanderer mehr 

in die Staatskassen ein, als sie herausbekommen.

9077 waren minderjährig. Doch 
wer an paradiesische Zustände 
während ihres Verfahrens glaubt, 
irrt: Werden diese Menschen in 
Unterkünften versorgt, müssen 
sie mit 40 Euro pro Monat auskom-
men; wohnen sie selbstständig, 
bekommen sie vom Staat maximal 
290 Euro monatlich, rechnet 
Schenk vor. Dass Asylwerber 
ihren Unterhalt meist nicht selbst 
bestreiten können, liegt am 
 restriktiven Zugang zum Arbeits-
markt, an dem die Regierung bis 
dato festhielt: Erlaubt sind ihnen 
nur Saisonjobs und Tätigkeiten   
in der Landwirtschaft. Asylwer-
ber sind also bloß als Kräfte im 
Tourismus und Erntehelfer er-
wünscht – und das nur nach ein-
gehender „Arbeitsmarktprüfung“. 
Auch erlaubt: „Landschaftspfle-
ge“ (vulgo Heckenschneiden u. Ä.) 

„Landschaftspfle-
Ä.) 

„Landschaftspfle-

bei Bund, Ländern, Gemeinden. 
Und: Sie dürfen selbstständig ein 
Gewerbe betreiben – viele sind da-

her Zeitungszusteller. 
Bilanz: Arbeitslo-

sen- und Familienleis-
tungen werden von 
Migranten überdurch-
schnittlich oft in An-
spruch genommen. 
Für eine umfassende 
Bilanz müsste man 
aber auch das Pen-

sionssystem berücksichtigen. Nur 
zwei Prozent aller Pensionszah-
lungen gingen 2011 an Migranten 
(gleichzeitig waren sie aber für 
7,23 Prozent der Einzahlungen 
verantwortlich). Was das Ganze 
jedoch verzerrt: Wer jahre- oder 
jahrzehntelang als Ausländer ein-
gezahlt hat, wird – nach Verlei-
hung der Staatsbürgerschaft – 
zum inländischen Pensionsbe -
zieher. Aussagekräftiger ist daher 
eine Auswertung der OECD – die-
se kam in ihrem Migrationsaus-
blick 2013 zu dem Schluss: Be-
rücksichtigt man nicht nur Trans-
ferzahlungen und Sozialversiche-
rungsbeiträge, sondern auch alle 
anderen Steuern, so brachte jeder 
Zuwandererhaushalt der Staats-
kasse 2400 Euro pro Jahr. Bei ge-
mischten Haushalten (ein Öster-

ge-
Öster-

ge-

reicher, ein Zuwanderer) lag der 
Nettoeffekt sogar bei 6400 Euro.

Ein Argumentarium 
gegen den Ausländerhass

Günther Oswald 
Nina Weißensteiner 

Um die gemäß der Statistik 
Austria 1.066.114 Men-
schen ohne österreichi-

schen Pass hierzulande ranken 
sich viele Mythen. Der STANDTANDTA ARNDARND D
hat die gängigsten Stammtisch-
thesen über die sogenannten 
„Auslända“ zusammengefasst, die 
rund 12,5 Prozent der Bevölke-
rung ausmachen – und einem 
 Faktencheck unterzogen. 

„Die Zuwanderer kassieren mehr 
Kindergeld als die Österreicher.“

Logisch, denn: Die Fertilitätsra-
te der heimischen Durchschnitts-
frau lag 2013 gerade einmal bei 
1,3, jene von Migrantinnen da-
gegen bei 1,9. Die meisten Kinder 
bringen Türkinnen zur Welt (2,2), 
gefolgt von Frauen aus dem ehe-
maligen Jugoslawien (2,1). Aller-
dings, gibt Martin Schenk, Sozial-
experte der Diakonie, zu beden-
ken: „Der Familienbeihilfebezug 
ist unterdurchschnittlich, denn 
aufgrund der österreichischen Bil-
dungsungleichheiten besuchen 
die Kinder von Migranten die 
Schulen kürzer und gehen weni-
ger häufig an die Unis, um zu stu-
dieren.“ Im Detail hat eine Aus-
wertung des Sozialministeriums 
2011 für die Familienleistungen 
ergeben: Zuwanderer haben 460 
Millionen Euro in den Familien-
lastenausgleichsfonds einbezahlt 
und 936 Millionen in Form 
von Familienbeihilfe, Kindergeld, 
Wochengeld herausbekommen. 
Das entspricht einem Anteil von 
19,13 Prozent aller Leistungen. 

„Die Migranten feiern öfter krank 
als wir – und verursachen daher hö-
here Kosten bei den Krankenkassen.“ 

So einfach kann man das nicht 
stehen lassen. Der „Fehlzeitenre-
port 2013“ des Wifo weist nur aus, 
dass unselbstständig Beschäftigte 
im Schnitt 13 Tage im Kranken-

stand waren – es wird aber nicht 
zwischen in- und ausländischen 
Arbeitskräften unterschieden. 
Dünn ist auch die Datenlage bei 
den konkreten Einnahmen und 
Ausgaben für das Gesundheitssys-
tem. Aus der Auswertung des So-
zialressorts geht aber hervor, dass 
die Krankenkassen 2011 rund 12,2 
Milliarden an Beiträgen einnah-
men und Ausländer 7,23 Prozent 
bzw. 882 Millionen beisteuerten. 
Bei den diversen Ausgaben gibt es 
häufig keine Untergliederung 
nach Staatsbürgerschaft. Nur bei 
den Geldleistungen (vor allem 
Krankengeld) steht fest, dass 8,14 
Prozent oder 41,3 Millionen an 
Zuwanderer ausbe-
zahlt wurden.

„Die Ausländer neh-
men häufiger die Arbeits-
lose und die Mindest -
sicherung in Anspruch als 
die Inländer.“ 

Statistisch gilt das 
durchaus als belegt. 
Zuletzt waren 397.589 
Menschen als arbeitslos gemeldet, 
105.833 davon Menschen ohne ös-
terreichische Staatsbürgerschaft, 
was einem Anteil von 26,6 Prozent 
entspricht. Eine Erklärung für 
den hohen Anteil: Zuwanderer 
haben häufiger nur Pflichtschul -
abschluss – und je niedriger der 
Bildungsgrad, desto höher ist das 
Risiko, den Job zu verlieren, weil 
man sich etwa in der Bau- oder 
Reinigungsbranche sein Geld ver-
dienen muss. Ähnlich 
Reinigungsbranche 

Ähnlich 
Reinigungsbranche 

sieht es bei 
den Beziehern der Mindestsiche-
rung aus: Eine Studie der L&R So-
zialforschung kam 2012 zu dem 
Schluss, dass der Anteil an Zu-
wanderern etwa gleich hoch ist 
wie beim Arbeitslosengeld. 

„Die Asylwerber legen sich bei uns 
in die soziale Hängematte.“ 

Mit Ende 2014 sind 31.274 Per-
sonen grundversorgt worden, die 
meisten davon Asylwerber, exakt 

WIEN/BURGENLAND 

Vorwürfe gegen Polizei: 
Ermittlungen in Eisenstadt 
Wien/Eisenstadt – Die Frage, ob 
eine 47-jährige Frau in der Silves-
ternacht in Wien von Polizeibe-
amten misshandelt und verletzt 
worden ist, wird die Staatsanwalt-
schaft Eisenstadt klären. Die Ober-
staatsanwaltschaft (OStA) Wien 
hat am Freitag der Staatsanwalt-
schaft Wien die Ermittlungen 
gegen die Polizisten entzogen und 
diese nach Eisenstadt delegiert, 
„um jeden Anschein von Befan-
genheit zu vermeiden“. (APA, red) 

NIEDERÖSTERREICH 

ÖVP, Grüne und SPÖ 
wollen Rücktritt 

Maria Lanzendorf –Lanzendorf –Lanzendorf  SPÖ, ÖVP und 
Grüne fordern den Rücktritt jenes 
FPÖ-Gemeinderates in Maria Lan-
zendorf, der wegen rassistischer 
und frauenfeindlicher Postings 
auf Facebook angezeigt wurde. 
Der zuständige FPÖ-Bezirksob

angezeigt 
FPÖ-Bezirksob

angezeigt 
-

mann Wolfgang Zistler sagte dem    
Standard, man werde am Sonntag 
über einen möglichen Parteiaus-
schluss beraten. (cms)

KUKURZRZ G GEMELDET EMELDET Kein Benzin in Wien bis 2050
Stadt könnte Energieziele laut aktuellen aktuellen ak Daten Daten Da erreichen
Wien – Es habe ein Umdenken 
stattgefunden, von überschauba-
ren zu „sehr langfristigen“ Zielset-
zungen, sagte Bernd Vogl, Leiter 
der MA 20 für Energieplanung, am 
Freitag bei der Präsentation des 
Wiener Energieberichts 2014. 

Das sei auch der vom Gemein-
derat beschlossenen Smart-City-
Strategie und dem Stadtentwick-
lungsplan (Step 2025) zu verdan-
ken – Konzepten also, die „zumin-
dest Prozesse auslösen“, so Vogl. 

Trotzdem müsse die Stadt noch 
stärker stadtplanerische Maßnah-
men und Innovationen forcieren: 
„Wir müssen die nötigen Systeme 
aufbauen, sonst werden wir die 
Energiewende nicht schaffen.“ 
Und Wiens Energieziele sind am-
bitioniert: etwa die Senkung der 
Treibhausgasemissionen um 80 
Prozent und des Energiever-
brauchs um 40 Prozent bis 2050. 

Die Hauptstadt steht aber laut 
dem aktuellen Energiebericht be-
reits jetzt gut da: Mit rund 22.300 
kWh je Einwohner hat Wien im 
Österreichvergleich 

je 
Österreichvergleich 

je 
den niedrigs-

ten Energieverbrauch. Der öster-
reichische Durchschnitt liegt bei 
rund 32.600 kWh pro Kopf. Spit-

zenreiter ist Oberösterreich mit 
zirka 46.100 kWh. Die positive 
 Bilanz ist laut Vogl vor allem den 
städtischen Strukturen zu verdan-
ken: ausgebautes öffentliches Ver-
kehrsnetz, kleinere Wohnungen, 
weniger Industrie. 

Realistisch ist für Vogl, dass im 
Jahr 2050 „niemand einen reinen 
Benziner mehr fährt“ – dann sol-
len die Wiener nämlich nur noch 
mit Hybrid-, Elektro- oder Bio-
treibstoff-Kfz unterwegs sein. Das 
Thema stehe im Zeichen der Zeit, 
argumentierte Vogl mit Verweis 
auf die EU-Verordnung zur Ver-
minderung der CO2-Emissionen 
bei Neuwagen. Hier brauche es 
aber weitere Maßnahmen, etwa 
ausreichend Ladestationen. 

Noch ist Wien allerdings von 
fossilen Energieträgern abhängig: 
41 Prozent der Versorgung fallen 
auf Gas und 29 Prozent auf Erdöl. 
Stärker müsse deshalb auch bei 
der Stadtentwicklung nach neuen 
Versorgungsmöglichkeiten ge-
sucht werden, etwa Wärmepum-
pen. Derzeit werde auch disku-
tiert, Schulen künftig standard-
mäßig mit Photovoltaikanlagen 
auszustatten. (cmi)

ÖVP gibt Stenzel einen Korb 
Bezirksvorsteherin möchte wieder kandidieren

Wien – Nein, Interview will Ursu-
la Stenzel am Freitag keines ge-
ben. Auch den Bericht in der Pres-
se, wonach ihre Kandidatur im 
ersten Bezirk bei der Bezirksver-
tretungswahl am 11. Oktober fix 
sei, bestätigt ihre Sprecherin An-
gelika Mayrhofer-Battlogg nicht. 
Vielmehr sei es so: Stenzel will 
auch nach der Wahl Bezirksvor-
steherin der Inneren Stadt blei-
ben. Unklar sei allerdings noch, 
wann die Entscheidung über eine 
Kandidatur fällt und in welcher 
Form Stenzel kandidieren wird. 

Es gibt zwei Möglichkeiten: Ent-
weder sie kandidiert mit einer 
eigenen Liste, oder – und das ist 
die von Stenzel favorisier- favorisier- f
te Option – sie wird doch 
wieder Spitzenkandida-
tin der ÖVP 

Spitzenkandida
ÖVP 

Spitzenkandida
im ersten Be-

zirk. „Das ist so, wie wenn 
Bayern München plötz-
lich sagt, sie brauchen 
 David Alaba nicht mehr“, 
sagt ihre Sprecherin über 
die „Fehlentscheidung“ 
der ÖVP, 

„Fehlentscheidung“ 
ÖVP, 

„Fehlentscheidung“ 
die im Oktober 

Markus Figl zum ÖVP -
Bezirksparteiobmann und
Spitzenkandidaten er-

nannt hat. Offenbar wird hinter 
den Kulissen versucht, diese Ent-
scheidung rückgängig zu machen.  

Von der Landespartei kommt 
 allerdings eine Absage: „Markus 
Figl wird als Spitzenkandidat für 
die ÖVP 
Figl 

ÖVP 
Figl 

in Wien 1 in die Wahl ge-
hen. Er hat unser Vertrauen, und 
wir sind davon überzeugt, dass er 
für die ÖVP die Wahl erfolgreich 
schlagen wird. Alles andere sind 
Gerüchte und Spekulationen“, 
sagt Manfred Juraczka zum 
 STANDTANDTA ARNDARND D. Im Streit will er nicht 
mit Stenzel auseinandergehen: 
Stenzel habe über 15 Jahre sehr 
 erfolgreich für die ÖVP 

Jahre 
ÖVP 

Jahre 
in Europa 

und in Wien Politik gemacht. „Ich 
schätze ihre Arbeit sehr, 
sie weiß, dass meine Tür 
immer offen steht, um 
über weitere, andere Op-
tionen zu sprechen.“ 

SPÖ und Grüne freuen 
sich jedenfalls über den 
Zwist. Beide spekulieren 
damit, dass Stenzel und 
Figl einander die Stim-
men wegnehmen werden 
und SPÖ 

wegnehmen 
SPÖ 

wegnehmen 
oder Grüne 

davon profitieren könn-
ten. (rwh)

Will nicht in 
Polit-Pension 
gehen: Ursula 

Stenzel.
Foto: Andy Urban 

 S* S
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Verteilungsgerechtigketigketig it zwischen geschütztem und ungeschütztem Sektor 

Verteilungsungerechtigkeit besteht oft nicht nur zwischen Arm 
und Reich, sondern innerhalb derselben sozialen Schicht. 

Im staatsnahen Bereich gibt es Privilegien, die gleich qualifizierte 
Beschäftigte im ungeschützten Sektor nicht haben.

Alle sind gind gind leich,  gleich,  g
einige sind gleicher 

Hans Rauscher 

Warum Warum W bekommen 2376 pensionier-
te Wte W Mitarbeiter der Wiener Gebiets-
krankenkasse Wkrankenkasse W eine Zusatzpension 

von durchschnittlich 18.700 Euro im Jahr? 
Zusätzlich zur ASVG-Pension? Warum krie-
gen 4242 Pensionisten der Pensionsversi-
cherungsanstalt rund 17.700? 152 Pensio-
nisten des Hauptverbandes der österrei -
chischen Sozialversicherungsträger rund 
24.800 Euro? Oder 601 pensionierte Mit-
arbeiter der steirischen Elektrizitätswerke 
Steweag rund 26.700? 117 ebensolche der 
Kärntner E-Gesellschaft Kelag rund 19.200 
Euro? Oder 762 Personen beim ORF rund 
24.160 Euro? (Das ist fast der Durch-
schnittsaktivbezug in Österreich). 

Darum: Es handelt sich durchwegs um 
Unternehmen und Institutionen im öffent-
lichen Bereich, die Dienstnehmer sind kei-
ne Beamten, sondern normale Beschäftigte 
(überwiegend Angestellte). Mit starken Ge-
werkschaften und gut in der Politik vernetz-
ten (Gewerkschafts-)Funktionären. Der ku-
schelige staatsnahe Arbeitgeber gewährt Pri-
vilegien, die ein Großteil der vergleichswei-
se ebenso qualifizierten Beschäftigten im 
privaten Sektor nicht hat. Der Rechnungs-
hof prüfte etwa 400 Unternehmen der „Öf

Rechnungs
„Öf

Rechnungs
-„Öf-„Öf

fentlichen Wirtschaft“. 2012 bezogen dem-
nach 25.626 Personen rund 586 Millionen 
Euro an „zusätzlichen Leistungen für Pen-
sionen“ (2013/14). 

Das hat nichts mit dem Gegensatz zwi-
schen Reich und Arm zu tun, sondern ist 
eine „Verteilungsungerechtig-
keit“ innerhalb einer vergleich-
baren sozialen (Mittel-)Schicht. 

Zwar haben auch private Un -
ternehmen solche zusätzlichen 
Betriebspensionen oder Pen-
sionskassen, wo Arbeitnehmer 
(weniger) und Arbeitgeber 
(mehr) einzahlen. Rund 820.000 
Beschäftigte, also ein Viertel, 
haben Anspruch auf betriebliche Zusatz-
pensionen aus diesem Titel, 80.000 bekom-
men sie schon ausbezahlt, durchschnittlich 
7000 Euro/Jahr. Aber in dieser Globalzahl 
sind natürlich auch die vielen staatlichen 
und staatsnahen Unternehmen drin. 

Österreich-spezifische Ursachen 
Unter dem Strich bleibt: Wie in George 

Orwells Animal Farm sind „alle Tiere 
gleich, aber einige sind gleicher“. Letztere 
finden sich häufig in staatsnahen Unter-
nehmen und Institutionen. Das hat durch-
aus Österreich-spezifische Gründe. In einem
Land mit hohem Staatsanteil an der Wirt-
schaft gibt es historisch einen hohen Ein-
fluss der Parteien und Gewerkschaften. Er-
gebnis: Man sorgt für die Seinen, auch 
wenn das aus Steuermitteln und öffentli-
chen Geldern geschieht. Ist das „gerecht“? 

Die Frage stellt sich etwas schärfer, wenn 
Vertreter der Arbeiterkammer drastische 
Umverteilung verlangen, die sich selbst we-
nig Sorgen um die eigene Alterssicherung 
machen müssen. Pensionierte Arbeiterkam-
mer-Mitarbeiter beziehen laut Auskunft der 
AK im Durchschnitt 16.000 Euro/Jahr Zu-
satzpension (aus den Abgaben der Zwangs-
mitglieder). 

Gerechterweise muss man einiges dazu-
sagen: Erstens gibt es diese Zusatzpensio-
nen auf der anderen Seite der Sozialpart-
nerschaft, etwa bei der Wirtschaftskammer 
(WKO), so ähnlich. Zweitens sind schon 
seit Jahren in den meisten Institutionen wie 
AK, WKO, ORF Reformen gesetzt worden: 
Für Neueintretende wurde von sogenann-
ten Dienstordnungspensionen auf „Pen-
sionskassen“ umgestellt. Drittens zahlten 
auch viele, für die noch die „Altverträge“ 
gelten, sogenannte Pensionssicherungsbei-
träge von ein paar Prozent. Allerdings sind 
diese zahlreichen Altverträge immer noch 
sehr, sehr kommod. 

Diese Pensionsprivilegien entstanden in 
Anlehnung an Beamtenregelungen (70 Pro-
zent etwa der Pensionäre der Sozialversi-
cherungen erhalten 80 Prozent des Letztbe-

zugs). Früher hieß es, ein Beamter habe 
„nix, aber das fix“. Und: Ein im Vergleich 
zur Privatwirtschaft relativ bescheidenes 
Gehalt werde durch eine schöne Pension 
ausgeglichen. Das stimmt so nicht mehr. 
Wie die Statistik Austria zeigt, verdienten 
2013 im Median (dieser Wert liegt genau in 
der Mitte, die eine Hälfte verdient mehr, die 
andere weniger) Beamte 51.408 Euro/Jahr, 
Vertragsbedienstete 32.041, Angestellte 
29.323 und Arbeiter 18.662. Der Median der 
Beamtenpensionen betrug 2013 bei Män-
nern 34.783 Euro, bei Frauen 35.536 pro 
Jahr. Bei ASVG-Angestellten war der Me-
dian der Alterspensionen 28.616 Euro/Jahr 
für Männer, 16.054 für Frauen. 

Bei solchen Vergleichen wenden Beam-
tenvertreter nicht ohne Berechtigung ein: 
Beamte sind besser qualifiziert, älter und 
arbeiten fast nie Teilzeit. Sie zahlen auch 
Pensionssicherungsbeitrag. Außerdem wer-
den diese Verträge immer weniger. Aber es 
gibt doch noch schöne „Goodies“: Beamte 
dürfen in der Frühpension ohne Abschläge 
unbegrenzt dazuverdienen. Sie gehen auch 
massenweise in Frühpension: Laut Rech-
nungshof (2015/02) gingen 2011 nur ein 
Prozent der Frauen und drei Prozent der 
Männer in die reguläre Alterspension von 
65 Jahren. In der Privatwirtschaft arbeiten 
immerhin 16 Prozent der Männer und 42 
Prozent der Frauen bis zum gesetzlichen 
Antrittsalter. Die „Hacklerpension“ (ab-
schlagsfreie Frühpension aufgrund langer 
Beitragszeiten) wird von Beamten zu 56 
Prozent, in der Privatwirtschaft zu 27 (Män-

ner) und 24 Prozent (Frauen) be-
ansprucht. 

Dienstunfähigkeit ist der gro-
ße Hit in bestimmten Bereichen 
des öffentlichen Dienstes. Bei 
den ÖBB erfolgten laut RH 
(2015/04) 2011 und 2012 volle 
90 Prozent der Ruhestandsver-
setzungen krankheitsbedingt. 
2002 bis 2013 belief sich das 

Pensionsantrittsalter der Bundsbahnbeam-
ten auf 52,5 Jahre. Ähnlich bei der Post: Nur 
0,5 Prozent der Bediensteten von Post, Te-
lekom und Postbus gehen mit gesetzlichem 
Pensionsalter in den Ruhestand. Im Schnitt 
mit 55,8 Jahren (ASVG: 58,9 Jahre). Aber da-
mit nicht alles beim öffentlichen Dienst 
hängenbleibt: Bei den Bauern gehen nur 
fünf Prozent in reguläre Alterspension, vol-
le 71 Prozent in Invaliditätspension. 

Oder manche Landesverwaltungen: Bei 
der Gemeinde Wien geht laut Kontrollamt 
jeder zweite Beamte in Frühpension, bei 
den Stadtwerken 59,6 Prozent. Weder Wien 
noch Kärnten haben Pensionsreformen wie 
in den anderen Bundesländern durchge-
führt. 

Absolutes Privilegienparadies ist die Na-
tionalbank: OeNB-Pensionisten vom Por-
tier bis zum Abteilungsleiter unterhalb der 
Direktionsebene bekommen durchschnitt-
lich 2,3 Millionen Pension im Laufe ihres 
Ruhestands. Davon sind nach Berechnun-
gen von Bernd Marin 1,7 Millionen Zu-
schuss von der öffentlichen Hand. Darüber 
wird es aberwitzig: Pensionen in Höhe von 
30.000 Euro monatlich. Marin meint, auf 
diese Luxuspensionen, wie sie auch Alt-
politiker und Funktionäre im öffentlichen 
Bereich haben (Verbund: 33 Personen 
durchschnittlich 72.900/Jahr), müsste man 
die wahre „Millionärssteuer“ einheben. 

Im staatsnahen Bereich haben nicht nur 
„Bonzen“ allerlei „fringe benefits“ (Sport-
stätten, Erholungsheime, Dienstwohnun-
gen), sondern auch die normalen Beschäf-Beschäf-Beschäf
tigten. Im ungeschützten Sektor ist derlei 
sehr selten (geworden). Innerhalb dersel-
ben sozialen Schicht gibt es also Privilegier-
te und solche, die durch die Finger schau-
en. Ja, zum Teil innerhalb desselben Unter-
nehmens: Laut Rechnungshof (2012/10) er-
hält bei der Sozialversicherung ein 1955 ge-
borener Akademiker eine Pension von 4270 
Euro, ein 1970 Geborener 3860 Euro. 

Für die Betroffenen sind das ihre Rechte, 
man muss es aber bedenken, wenn man 
über „Verteilungsgerechtigkeit“ diskutiert. Fo
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Budgetloch einmal anders: 
Man nehme 19 Bücher, die 

sich mit Schulden, Finanzkrisen, 
Finanzcrashs, Staatsbankrotten etc. 

beschäftigen, mit Titeln wie 
„Der Crash“, „The Big Reset“ oder 

kurz und bündig „Schulden“, staple 
sie übereinander, fräse ein Loch 

hinein – und fertig ist das 
Budgetloch, wie es Künstler Jochen 

Höller gestaltet hat.
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Südosteuropas Staaten 
sind zu arm, um soziale 

Not zu lindern. Abgesehen 
davon werden Geld und 
die wenigen Jobs meist 

an willfährige Parteileute 
oder mächtige Familien 

verteilt. Ein Reisebericht 
der besonderen Art.

Sie ist ausgeliefert. Die 28-jährige 
Frau ist schon seit Jahren nicht 
mehr sozialversichert. Das letzte 
Mal, als sie Antibiotika brauchte, 
hat ein Freund sie bezahlt. Die jun-
ge Frau hat sich unzählige Male um 
Jobs beworben. Es hieß immer: 
Nein, du hast keine Erfahrung. 
„Wenn du aber aus einer einfluss-
reichen Familie mit einem mächti-
gen Nachnamen oder bei einer 
 Partei bist, dann reicht das an 
 ,Erfahrung‘. Für diese Leute sind
alle Türen offen.“ So eine wie sie 
könne aber keinen guten Job be-
kommen. „Für uns sind die Türen 
fast immer verschlossen.“

Mächtigchtigch e Nachnamen,  
die Partei und Schmiergeld

Adelheid Wölfl aus Sarajevo

F ranjo Tuđman ballt die 
Faust, so als würde er über 
seinen Tod hinaus für die 

Anliegen der heimatliebenden 
Kroaten weiterkämpfen, die heili-
ge Maria lächelt milde, und Jesus 
blickt zur Seite. Die Veteranen ha-
ben sich ihre „Ikonen“ im weißen 
Plastikzelt vor dem Verteidi-
gungsministerium in Zagreb auf-auf-auf
gehängt. Sie sollen bezeugen, dass 
es um eine gerechte Sache geht. 
Die ehemaligen Soldaten wollen, 
dass ihre Rechte in der Verfassung 
verankert werden. 

Die Durchschnittspension liegt 
in Kroatien bei etwa 350 Euro. Die 
467 im Krieg schwer Versehrten 
bekommen zwischen 500 und 
1500 Euro, 58.000 weitere Kriegs-
invalide etwa 700 Euro, erzählt 
Đuro Glogoški, Chef der Organisa-
tion „100 Prozent für Kroatien“. 
Die Veteranen wollen vor allem 
Anerkennung. Hinter dem Minis-
terium, bei der Eisenbahnunter-
führung stoßen ihre Probleme auf 
wenig Verständnis. „Die sind mir 
egal“, sagt der Mann mit den zer-
zausten Haaren, der alte Handys 
verkauft. „Meine Frau, meine zwei 
Töchter, meine Enkelin und ich 
haben im Monat 300 Euro zur Ver-
fügung. Das ist meine Tragödie“, 
sagt er. „Ein Veteran bekommt 700 
Euro. Ich weiß nicht, was gerecht 
ist, ich weiß nur, dass ich heute 
nichts zu essen habe.“ 

Saba Dervišovksi weiß dafür, 
was ungerecht ist. Sie hat 25 Jah-
re in einem Kino Karten abgeris-
sen, mit 58 ist sie für eine Pension 
noch zu jung. „Die Veteranen wis-
sen nicht, in welcher Situation wir 
leben. Die denken nur an sich.“ 
Dervišovski lebt in einem Keller 
auf einer Couch. Jeden Tag kommt 
sie hierher und legt auf die Wiese 
neben der Eisenbahnunterfüh-
rung Unterwäsche in Plastik -
säcken. Manchmal verkauft sie 
 etwas. „Niemand denkt an die 
Ärmsten“, sagt sie. Sie 
lebt von 100 Euro So-
zialhilfe im Monat. Ein 
Liter Milch kostet in 
Kroatien zurzeit 80 
Cent, ein Cola 1,30 
Euro, ein Kilo Gouda 
4,90 Euro. 

Es gibt wohl keine 
andere Region in Euro-
pa, in der Geld, Jobs und Chancen 
so intransparent und ungerecht 
verteilt werden wie in Südost-
europa. Entscheidend sind Bezie-
hungen (in der Region sprechen 
alle von „veze“) und ob man einer 
Partei oder einer Ethnie angehört. 
Leistung zählt nicht, dafür 
Schmiergeld. In Bosnien-Herze-
gowina kann man viele Jobs in der 
Verwaltung einfach „kaufen“.   

„Der Preis für einen Posten als 
Krankenschwester liegt etwa bei 
5000 Euro“, erzählt der Journalist 
Željko Raljić in Banja Luka. „Ein 
Managementjob in einer Behörde 
kostet 10.000 Euro.“ Ein Teil des 
Schmiergelds landet bei den Par-
teien. Eine andere Möglichkeit ist, 
dass man einer Partei Loyalität 
 erweist und deswegen einen Job 
bekommt. Wer Parteimitglied ist, 
bekommt bei Job-Interviews eine 
höhere Punkteanzahl. Wer im 
Wahlkampf 20 Wählerstimmen 

„garantiert“, kann danach mit 
einem Posten rechnen. 

„Das ist ein offenes Geheimnis 
hier“, sagt der Journalist Mihajlo 
Popović. „Das Problem ist, dass 
alle diese Regeln akzeptiert haben. 
Die Mehrheit der Leute wurde so 
dazu gebracht, ohne Selbstach-
tung zu leben. Weil der Einzelne 
das Gefühl habe, dass er ohnehin 

nichts ändern könne, 
lasse man lieber 
gleich die „Beziehun-
gen spielen“. 

„Wenn es um die 
Abhängigkeit von Par-
teien geht, dann war 
das im Kommunismus 
besser“, sagt der Süd-
osteuropa-Experte Flo-

rian Bieber. „Heute geht nichts 
ohne Netzwerk.“ Dies hat sich tief 
eingeprägt. Die Sozialanthropolo-
gin Čarna 
eingeprägt. 

Čarna 
eingeprägt. 

Brković beschreibt eine 
bosnische Elterngruppe, die ver-
suchte, etwas für ihre behinderten 
Kinder zu erreichen: „Obwohl je-
der seine Beziehungen für irgend-
etwas bemühte, endete es damit, 
dass die Ungleichheiten gestärkt 
wurden und eine systematische 
Verbesserung der öffentlichen 
Dienstleistungen beschränkt 
blieb.“ Sozialer Schutz sei zufäl-
lig, erratisch und unberechenbar. 

Die Historikerin Nadja S. hat kei-
ne „Beziehungen“. Ihre Eltern sind 
verstorben. Sie jobbt in Sarajevo 
als Fremdenführerin. Nadja kann 
sich nicht dagegen wehren, dass 
ihr Fahrlehrer sagt, dass sie noch 
einmal 35 Stunden Unterricht 
braucht, obwohl sie weiß, dass es 
dem Lehrer nur um das Geld geht, 
jenes Geld, das sie gar nicht hat. 

Die Kriegsveteranen protestieren in Zagreb für mehr „Rechte“. 
Die arbeitslose Frau Dervišovksi lebt von 100 Euro Sozialhilfe.
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Die Menschen 
fürchten 

Ungerechtigkeit, 
weil sie Angst haben, 

ihr zum Opfer zu 
fallen, nicht weil sie 

es verabscheuen, 
sie zu begehen.

Platon 
(427–348 v. Chr.) 

griechischer Philosoph

Thomas Neuhold 

D er 1924 Meter hohe Ant-
haupten direkt über dem 
auf einer Sonnenterrasse 

gelegenen kleinen Pinzgauer Ort 
Embach ist fast so etwas wie ein 
Berg der Skipioniere. Die älteren 
Embacher können sich jedenfalls 
noch an Skirennen vom Gipfel ins 
Tal erinnern. Fünf Minuten hat 
Mitte des vergangenen Jahrhun-
derts der Rekordhalter vom Gipfel 
ins Tal gebraucht. 

Die Skitourengeher heute gehen 
die Sache viel gemütlicher an. Das 
entspricht dem Charakter des nie 
wirklich steilen Anstieges auch viel 
mehr als die Rasanz vergangener 
Tage. Der Anthaupten thront als 
weit nach Norden vorgeschobener 
Außenposten der Goldberggruppe 

ziemlich waldreich über Embach. 
Hier beginnt der lange Bergkamm,
der das Gas teiner vom Rauriser Tal 
und damit den Pongau vom Pinz-
gau trennt und der mit Silberpfen-
nig, Schar eck, Alteck und Sonn-
blick in den ehemaligen Abbau -
gebieten der Goldberge mündet.

Die Bäume am Anthaupten trü-
ben den Skigenuss nicht – eher 
im Gegenteil: Durch den hohen 
Waldanteil können Wind und 
Sonne nicht voll angreifen, der 
Schnee bleibt hier meist länger 
pulvrig als anderswo. Und zwi-
schen den Waldstücken ist genug 
Platz, um diesen zu genießen. 

Richtfunk zum Gipfel 
Da der Anthaupten zu den klas-

sischen Skibergen in der Region 
zählt, ist der Anstieg meist ge-
spurt, selbst Gebietsneulinge mit 
wenig Erfahrung sollten keine 
Orientierungsprobleme haben. 

Los geht’s beim Babylift (1020 
Meter, Parkplatz) am westlichen 
Ende von Embach. Von hier folgt 
man über Bauernwiesen den Häu-
serzufahrten nach Süden, bis eine 
Straße über den Kirchbach nach 

Osten zur Skipiste des Embacher 
Schlepplifts leitet. Oben bei der 
Bergstation des Schleppers ver-
lässt die Route die präparierte 
 Piste, und man steigt entlang eines 
Ziehweges bergan zu einer mons -
trös anmutenden Sendeanlage. 

Auf den ersten Blick macht der 
martialische Sendeturm den Ein-
druck, militärischen Ursprungs 
zu sein. Ist er aber nicht. Die An-
lage gehört zum österreichischen 
Richtfunknetz. Dieses wurde 1973 
errichtet und bedient neben der 
Strecke Wien–Feldkirch auch die 
Alpenquerung von Salzburg nach 
Klagenfurt. 

Hinter dem Sender geht es die 
Forststraße querend weiter auf 
dem Ziehweg bergan, bis man wie-
der auf die Straße trifft. Die Route 
bleibt aber am Ziehweg, und man 
steigt stetig südostwärts über 
einen inzwischen wieder recht 
verwachsenen Schlag hinauf zu 
einer Hütte auf der Wiesmahdl -
höhe (rund 1600 m). 

Zugabe Katzenkopf 
Von hier auf logischem Weg 

nach Süden – schmaler Durch-
schlupf durch einen etwas dichte-
ren Waldgürtel – auf einen Rücken 
und in wenigen Minuten zum Gip-
felaufbau und am besten rechts-
haltend zum Kreuz mit einem fan-
tastischen Blick auf Hochkönig, 
Steinernes Meer im Norden und 
Goldberg- und Glocknergruppe im 
Süden. Die Abfahrt folgt der An-
stiegsspur. Liegt im unteren Wald-
bereich zu wenig Schnee, kann 
man den Ziehweg auch problem-
los über die Forststraße umfahren. 

Wem die rund 900 Höhenmeter 
auf den Anthaupten nicht aus -
reichen, der kann nach kurzer Ab-
fahrt nach Südwesten auf die Wei-
den der Penninghofkaralm noch 
den südlich gelegenen Katzenkopf 
(2061 m) „mitnehmen“. Hier ist al-
lerdings schon etwas mehr alpine 
Erfahrung notwendig. Die Route 
über die freien Nordhänge auf den 
Westgrat zum Gipfel ist – vor  allem 
nach Föhnperioden – fallweise la-
winengefährlich. 

Anreise: Mit Zug und Bus ist Embach vom 
Bahnhof Bischofshofen gut zu erreichen 
(www.fahrplan.oebb.at). Mit dem Pkw von 
der B311 Abfahrt zwischen Lend und 
Taxenbach nach Embach. 
Anforderungen: Technisch einfach, durch 
den hohen Waldanteil auch bei schlechten 
Sichtverhältnissen machbar. 
Gefahren: Bei richtiger Routenwahl kaum 
Lawinengefahr: www.lawine.salzburg.at 
Karte: Kompass Nr. 50, Kartenset 
„Nationalpark Hohe Tauern“, 1:50.000 
Literatur: Thomas Neuhold: „60 Super 
Skitouren“, Verlag Pustet, Salzburg 2014 
Einkehr und Übernachtung: Embacher-
hof: www.embacherhof.com 

9 km 3,5 h 1.924 m1.000 m SCHWIERIGKEITHÖHENLAGE
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Der nördlichste Vorp Vorp V osten 
der Salzburger GoldberGoldberGold ge

Der hohe Waldanteil der Skitour auf den Anthaupten im 
Pinzgauer Embach stört nur scheinbar. Die Bäume halten 

den Wind ab, der Pulverschnee bleibt länger erhalten.

Über den Nordrücken geht’s 
zum Gipfel des Anthaupten. 

Foto: Thomas Neuhold
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Frauenpolitische und verkehrspolitische Verteilungsschieflagen

Der Faktor Geschlecht ist für Verteilungsungerechtigkeit 
ein wichtiger und vielbeachteter Kompass. Doch übersieht 

die Forderung nach fairen Chancen für Männer und Frauen 
die Verliererinnen innerhalb der Gruppe „Frau“? 

Über unsichtbarunsichtbarunsich e 
Hürden stolpern

Beate Hausbichler 

Ungerechtigkeiten sind kompliziert. 
Sie können offensichtlich oder ein 
Streitfall sein. Sie können gesetzlich 

verboten sein, während sie gleichzeitig 
durch fest verankerte kulturelle Gewohn-
heiten forciert werden. Benachteiligung 
aufgrund von Geschlecht ist wohl das am 
besten dokumentierte Beispiel dafür. Ob-
wohl Frauen etwa vor schlechterer Entloh-
nung qua Geschlecht seit 1979 durch das 
Gleichbehandlungsgesetz geschützt wer-
den sollen, sieht die Realität anders aus. 

Zwar eint alle berufstätigen Frauen die 
Benachteiligung bei den Löhnen, trotzdem 
sind Frauen alles andere denn eine homo-
gene Gruppe. Der beliebte Topos der „Kar-
rierefrau“, die ihres Leistungsportfolios we -
gen als Rolemodel für Frauen gelobt wird, 
auf der einen Seite. Die alleinerziehende, 
teilzeitbeschäftigte Frau, die wegen dieser 
Kombination besonders armutsgefährdet 
ist und aufgrund ihrer Ethnie oder Religion 
womöglich von Mehrfachdiskriminierung 
betroffen ist, auf der anderen. Die Wissen-
schaft beschreibt mit dem Begriff „Inter-
sektionalität“ Mehrfachdiskriminierung 
und deren Wechselwirkungen. Denn en-
den statistisch fassbare Katego-
rien wie Geschlecht, beginnt 
der Mangel an Zahlenmaterial. 

Auf Basis von Lohnsteuer-
daten werden einige Differen-
zen deutlich, etwa anhand von 
Staatsbürgerschaften. Schwie-
rig wird es, wenn unsichtbare 
Faktoren wie sexuelle Orientie-
rung oder ethnische Herkunft 
hinzukommen. Für Österrei-
cherinnen liegt laut Statistik 
Austria der Bruttostundenlohn 
bei 11,37 Euro, jener von Frau-
en aus dem ehemaligen Jugos-
lawien bei 8,18. Noch weniger 
bekommen Türkinnen mit 7,72 
Euro. Der Faktor Migrations-
hintergrund kann jedoch nicht 
berücksichtigt werden, weil 
dazu Angaben des Geburtslan-
des der Eltern nötig wären. 

Diffuse Anerkennungslogik 
Unsichtbar bleibt auch die 

soziale Herkunft, obwohl sie 
häufig Ursache von Benachtei-
ligung ist, sagt die mit Social 
Justice beschäftigte Philoso-
phin Gudrun Perko. Das Kon-
zept Social Justice will über 
Verteilungsgerechtigkeit im 
Sinne materieller Verteilung 
hinausdenken und fordert auch 
Anerkennungsgerechtigkeit. „Es
geht dabei um partizipative An-
erkennung, die allen Menschen 
unabhängig von Diversitäts -
kategorien die Teilhabe an ge-
sellschaftlichen Ressourcen si-
chert – auch unabhängig von 
ihrer Nützlichkeit“, sagt Perko. 

Dass für Frauen finanzielle 
und gesellschaftliche Anerken-
nung nicht leicht unter einen 
Hut zu bringen ist, zeigen fol-
gende Unterschiede: Der Brut-
tostundenverdienst von Frau-
en, die Vollzeit arbeiten, liegt 
bei 11,88 Euro, jener von Teil-
zeit arbeitenden Frauen bei 
10,21 Euro. 2013 waren 70,6 
Prozent der Frauen zwischen 
25 und 49 Jahren mit Kindern 
unter 15 Jahren teilzeitbeschäf-teilzeitbeschäf-teilzeitbeschäf
tigt. Bei Frauen ohne Kinder in 
diesem Alter sind es nur 32,9 
Prozent. Hinzu kommt, dass 
diese Frauen mit weniger Fami-
lienarbeit von Faktoren eher 
verschont bleiben, die die Pen-
sionen klein halten: Lohn-
arbeitspausen, Teilzeit oder ge-
bremste Aufstiegsmöglichkei-
ten durch Karenzen. So drohen 

ihnen zwar weniger Gehalts- und Pensions-
einbußen, das gesellschaftliche Wohlwol-
len ist ihnen angesichts der niedrigen Ge-
burtenrate in Österreich 

angesichts 
Österreich 
angesichts 

von 1,44 Kindern 
pro Frau aber nicht sicher. 

Das Bewusstsein um Diskriminierung 
hat sich laut Ingrid Nikolay-Leitner, der Lei-
terin der Gleichbehandlungsanwaltschaft, 
sehr verbreitet. Es melden sich Frauen „je-
den Alters, mit oder ohne Kinder, mit oder 
ohne Titel“. Doch auch die An-
waltschaft kennt die genauen 
Umstände erst, wenn aus einer 
Beratung ein konkreter Fall 
wird, etwa jener einer jungen 
Muslima, die sich von einer Per-
sonalvermittlung auf ihre Be-
werbung hin anhören musste: 
„Wenn Sie den Fetzen runterge-
ben, dann schauen wir uns das 
an!“. Der Gang vor Gericht brachte der Frau 
1550 Euro Schadenersatz. 

Frauen haben noch immer gemeinsame 
Hürden auf dem Weg zur Verteilungsge-
rechtigkeit. Doch während manche fast am 
Ende dieses Weges sind, stehen andere 
noch am Anfang – womöglich ohne Beleg 
für ihr Handicap. 
pLangfassung auf dauf dauf ieStandard.at 

Zwischen Bund, Ländern, Gemeinden und Verkehrsträgern enorm 
diversifiziert, gehört das Verkehrswesen zu den maßgeblichen 

Umverteilungsmaschinen. Ausgewogen ist die Mischung 
freilich nicht, das Auto hängt die Öffis locker ab.

Im Verk Verk V eherkeherk r liegt degt degt as Geld
auf dauf dauf er Straßeraßera

Luise Ungerboeck 

D ie Zahl klingt verführerisch: 1,6 Mil-
liarden Euro lasse der Fiskus pro Jahr 
liegen, indem er die Benützung von 

Dienstautos nicht voll besteuert. Ob tatsäch-
lich so viel Geld zu holen wäre, wie Betrei-
ber von öffentlichen Verkehrsmitteln unter 
Hinweis auf ihre benachteiligte Wettbe-
werbsposition gern vorrechnen, ist nicht 

überliefert. Denn die Republik 
Österreich leistet sich den Lu-
xus, auf die statistische Erhe-
bung valider Daten zu verzich-
ten. Ergo weiß das zuständige 
 Finanzministerium auch nicht, 
wie viele unselbstständig Er-
werbstätige hierzulande über-
haupt mit Dienstautos unter-
wegs sind – und wie viel an 

Steuereinnahmen ihm entgehen. Faktum ist, 
dass die Kosten für die Benützung von 
arbeitgebereigenen Kraftfahrzeugen mit 720 
Euro pro Person und Monat gedeckelt sind.  

So emotional die Debatte seit Jahren ge-
führt wird und so lukrativ die Berechnun-
gen über sagenhafte Begünstigungen für 
Dienstwagenfahrer (ohne Chauffeur) klin-
gen: Experten der Steuerreformkommission 

nennen sie unzuverlässig oder falsch, weil 
auch Fahrzeugflotten von Körperschaften 
wie der Polizei eingerechnet seien. Exeku-
tivbeamte bekommen für die Benützung des 
Polizeiautos aber natürlich keinen Sachbe-
zug, daher fällt auch keine Lohnsteuer an.

Schätzungen auf Basis vergangener 
Lohnsteuerprüfungen ergaben, dass rund 
150.000 Dienstnehmer in Österreich 

ergaben, 
Österreich 

ergaben, 
vom 

sogenannten Dienstautoprivileg profitie-
ren. Dabei wird die Pkw-Nutzung als ein-
kommensteuerpflichtiger Sachbezug be-
handelt, für den 1,5 Prozent der Anschaf-Anschaf-Anschaf
fungskosten als Steuer abzuführen sind. In 
Summe wird das aus diesem Titel generier-
te Steueraufkommen auf 250 Millionen 
Euro taxiert. Wie viel Geld der Staat auf der 
Straße „liegen“ lässt, sei daher seriös 
schlicht nicht bezifferbar, sagt der Steuer-
experte der Arbeiterkammer, Otto Fahrny. 

2016 soll die Sache „gerechter“ werden. 
Die Sachbezugbesteuerung wird im Zuge 
der Steuerreform auf zwei Prozent erhöht, 
sofern der CO2-Ausstoß des Dienstautos 120 
Gramm pro Kilometer übersteigt. Kleinere 
Audi- und BMW-Modelle bleiben damit 
ebenso außen vor wie VW Golf, Opel Astra 
oder Škoda Oktavia. Die Maßnahme soll 50 
Millionen Euro Mehreinnahmen brin-

gen.Die restlichen, teils massi-
ven Ungleichgewichte im Ver-
kehrswesen bleiben hingegen 
unangetastet. Etwa der Ver-
kehrsabsetzbetrag in Höhe von 
291 Euro pro Jahr. Er wird 2,8 
Millionen Arbeitnehmern ge-
währt – unabhängig von Ein-
kommen, Status und Verkehrs-
mittel. Wer zwischen 20 und 40 
Kilometer zur Arbeit fährt, be-
kommt pro Jahr 696 Euro gutge-
schrieben, zwischen 40 und 
60 km sind es 1356 Euro und ab 
60 km pauschal 2016 Euro – 
selbst dann, wenn die Benüt-
zung von Bus und Bahn zumut-
bar ist. Aufkommen (geschätzt): 
500 Millionen Euro. 

Darüber hinaus wird den 1,2 
Millionen Pendlerpauschalis-
ten einmalig ein „Pendlereuro“ 
gewährt. Er beträgt 2,0 Euro/km 
der einfachen Fahrtstrecke zwi-
schen Wohnung und Arbeits-
stätte, schlägt mit 60 Millionen 
Euro zu Buche und soll den 
Kostendruck für Pendler lin-
dern – trotz massiv gesunkener 
Spritpreise. Die Bundesländer 
doppeln das undifferenzierte, 
auf Ökologie 
doppeln 

Ökologie 
doppeln 

(Stau, Umwelt- 
und Gesundheitskosten) in kei-
ner Weise reflektierende Sys-
tem noch auf, indem sie „ihren“ 
Pendlern ebenfalls ein paar 
Hunderter gewähren. 

Über die Wechselwirkung all 
dieser Förderungen hinsicht-
lich Ausweitung der „Speck-
gürtel“ rund um die Ballungs-
räume, darf trefflich spekuliert 
werden. Faktum ist, dass das öf-öf-öf
fentliche Verkehrsangebot dem 
Zuzug an Bevölkerung stets 
hinterherhinken wird, solang 
der Staat den Individualver-
kehr stärker begünstigt. 

Wiewohl das Grundangebot 
an öffentlichem Verkehr ge-
meinwirtschaftlich finanziert ist 
und Öffi-Ticketpreise gestützt 
sind – auch Öffi-Benut

etpreise 
Öffi-Benut

etpreise 
zer kön-

nen individuell gefördert wer-
den. Wer etwa zu wenig verdient 
(und keine Pendlerpauschale ab-
setzen kann) bekommt einen Zu-
schlag zur Negativsteuer (maxi-
mal 400 Euro pro Jahr). Schlech-
tes Zahlenmaterial zeichnet aber 
auch Bereich aus: Die Ausgaben 
von Bund, Ländern und Gemein-
den für Bus, Bahn und Bim wer-
den im Budget nicht vollumfäng-
lich ausgewiesen.

Im zweiteiligen Werk mit dem Titel „Megacity“ aus den Jahren 2013 und 2014 hat Künstler Jochen Höller 
die Hauptverkehrsrouten verschiedener Städte aus diversen Straßenplänen ausgeschnitten und zu 

Megacitys verwoben. Darin führen Straßen von der einen Stadt in eine andere und weiter zur nächsten.
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Quellen: Hausarbeit und Vermögen nach Geschlecht: Statistik Austria, Erben: Österreichische Nationalbank, HFCS Österreich 2010, Vermögensverteilung weltweit: EZB und Credit Suisse, Vermögensverteilung national: Arbeiterkammer, Soziale Mobilität: Altzinger/Lamei/Rumplmaier/Schneebaum – Intergenerationelle soziale Mobilitä

ie werden Arbeit, Einkommen und Vermögen verteilt? Herk
Einkommen und Chancen. Ein Prozent der Vermögenden
Siebtel der Haushalte wohnt in geerbten Immobilien, ein

überproportional zum Steueraufkommen bei. Das wird sich auch
Grafik: Fatih Aydogdu, Sebastian Pumberger und Andreas Sato

280.000 €

im Schnitt 242.000 €

WER DAS GLÜCK HAT ZU ERBEN

ProProProzentzentzent derderder ösösösterreichisterreichisterreichischen Haushalte
haben schon einmaleinmaleinmal etwas geerbt

Prozent der österreichischenHaushalte haben
ihren Hauptwohnsitz geerbt, der im Schnitt

wert war

AUFTEILUNG DER HAUSARBEIT PRO TAG

Die Arbeit im Haushalt ist unterschiedlich verteilt. Während Frauen
vier Stunden für Kochen, Waschen, Putzen und Einkaufen

aufwenden, sind es bei den Männern nur zweieinhalb Stunden.

der Frauen verrichten
Arbeiten im Haushalt.

PROZENT

der Männer verrichten
Arbeiten im Haushalt.

PROZENT

Stunden

DAS OBERSTE 1 % B

37%
USA

DeÖsterreich

DIE REICHSTEN UND
DIDIDIE ÄE ÄE ÄRMRMRMSTENSTENSTEN DEDEDER WR WR WELELELTTT
Die Wirtschaftsleisteisteistung pro Kopf ergiergibt sich aus
demdem Bruttoinlandsprodukt des jeweiligen LandLandes,
dividividividierdiert dt durchurch diediedie Bevölkerungszahl.Bevölkerungszahl.Bevölkerungszahl. Dieser WertWert
wird dann in US-Dollar umgerechnetumgerechnet und um diediedie
Kaufkraft bereinigt. Damit wird niedrigeren Preisen
in ärmeren LändernLändernLändern Rechnung getragen.getragen.

Katar
Luxemburg

Schweiz

HongkongHongkong
USA
Saudi-ArabienSaudi-Arabien 53.935
Bahrain 51.394
NiederlandeNiederlande 47.36547.36547.365

Frankreich
GroßbritannienGroßbritannien
Japan

Türkei 19.556

Indien 5.777

Ukraine 8.240
Bosnien und Herzegowina 9.808

Ägypten 11.073
China 12.893

Brasilien 15.153
Rumänien 19.397

Afghanistan 1.972
Liberia 901
Malawi 781
D. R. Kongo 703
Zentralafrikanische Republik 608

WirtschaftsleistungWirtschaftsleistungWirtschaftsleistungWirtschaftsleistung
proproausgewählte LänderLänderLänder

WER DIE LOHNS

Die zehnzehnzehnzehn ProzentProzentProzent
ArbeiterArbeiterArbeiterArbeiter undund
höchstenhöchstenhöchstenhöchsten EinkomEinkomEinkom

JahreseinkommenJahreseinkommenJahreseinkommenJahreseinkommenJahreseinkommenJahreseinkommenJahreseinkommen
ProzentProzentProzentProzent fälligfälligfällig
hohenhohenhohenhohen EinkommeEinkommeEinkomme
der ArbeiterArbeiterArbeiterArbeiter
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VERMÖGEN NACH GESCHLECHT

Weil sich die großen Vermögen ganz oben konzentrieren, ist der
Durchschnitt ein ungenauer Indikator für den typischen österreichischen
Haushalt. Der Median hingegen wird durch hohe Vermögen nicht verzerrt.t.

[durchschnittliches Vermögen]

Median = Hälfte hat mehr Vermögen, Hälfte weniger

Single-Haushalte in Österreich

Euro Euro
22.000 23.000

Euro

Euro
110.000

194.000

weiblichweiblich
männlich

ätätätät in Österreich, Lohnsteuer: Lohnsteuerstatistik 2013, Jahreseinkommen nach Ländern: Internationaler Währungsfonds – World Economic Outlook Database, APA.

kukunft, Geschlecht und Bildungsgrad der Eltern beeinflussen immer noch in großen Teilen Vermögen,
besitzt überproportional viel, in den USA sind es 37 Prozent, in Österreich 36 Prozent. Rund ein

n Dn Drittel hat zumindest schon einmal etwas geerbt. Auf der anderen Seite tragen hohe Einkommen
h nh nach der Steuerreform nicht ändern. Eine Spurensuche durch den Statistikwald.
oror.

BEBEBESITZT SO VIEL VERMÖGEN

Vermögen oberstes 1 %
In Österreich fallen 37.000
Haushalte in das reichste eine
Prozent. Sie besitzen im
internationalen Vergleich einen
großen Anteil am gesamten
Vermögen des Landes, nämlich
36 Prozent. Vermögen werden
von den jeweiligen Nationalban-
ken durch Befragungen erhoben
und hochgerechnet.euteutschland Italien SpanienFrankreich

SSTESSTESTEUERN ZAHLT
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Lehre | mittlere Schule
Matura
Universität

Von den 25- bis 59-Jährigen, deren
Eltern einen Lehrabschluss haben,
verfügten im Jahr 2013 in 61 Prozent
der Fälle über einen Lehrabschluss.
Verfügen Eltern über einen Hochschul-
abschluss, so schließen 54 Prozent
der Kinder ebenfalls eine Universität
oder Fachhochschule ab.
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EINKOMMEN UND SOZIALE MOBILITÄT
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ENTWICKLUNG DER INFLATION NACH EINKOMMEN
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ENENTWICICKLUNG DG DESES JAHRESESEINKOMOMMEN IN DER CHCHEFETAGAGEE
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Der Sport ist auch eine Schule der Gerechtigketigketig it

Die Highways des globalen Finanzkapitalismus: Für das Objekt „Finanzplatz“ hat der Künstler Jochen Höller die Hauptverkehrsrouten und Autobahnknotenpunkte der Straßen-
karten der 20 laut Global Financial Centres Index 2013 größten Finanzplätze der Welt ausgeschnitten und verbunden. Los geht’s! Von London nach New York, Hongkong, Zürich 

und Boston via Frankfurt, Sydney, Tokio, Los Angeles, Schanghai nach Luxemburg, Vancouver, Singapur, Genf, Seoul über Toronto, Chicago, Washington und Montreal nach Wien!
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Der Sport handelt davon, wie es gelingen kann, gerecht zu handeln – aber auch davon, 
sich nicht wnicht wnicht ie einst Michael Kohlhaas ins Bockshorn der Selbstgerechtigkeit jagen zu lassen. 

ESSAY: Wolfgang  Wolfgang  W Weisgram

Elfer ist, was  was  w der Schiri pfeipfeipf ft

A ch ja, die Gerechtigkeit! So 
schwer tun sie sich dort 
draußen in der rauen Welt, 

dieses große Wort in die gelunge-
ne Tat umzusetzen. Hier herin-
nen, im vergleichsweise kuscheli-
gen Sport, ist die Sache klarer: 
Möge der Bessere gewinnen! Zur 
Not macht man sich das auch mit 
den Fäusten aus: bum, zack, ter -
tium non datur! 

Der Sport frönt eben ausdrück-
lich nicht dem ehrwürdigen – 
von den Nazis so zynisch ins 
Gegenteil pervertierten – „suum 
cuique“. Im sportlichen Wettbe-
werb gebührt keineswegs einem 
jeden das Seine. The winner takes 
it all. 

Der Sieg hat das letzte Wort. Das 
Remis, das „ex aequo“ ist bloß ein 
murrend hingenommener Unfall 
im sportiven Ermittlungsverfah-
ren. Soweit das irgend möglich ist, 
wird Zufall, Glück oder Pech auch 
zu vermeiden gesucht. Auswärts-
torregel und Elfermeterschießen; 
Zeitnehmung bis hin zur Hun-
dertstel-, ja Tausendstelsekunde; 
Torverhältnis und das Ergebnis 
des direkten Aufeinandertreffens. 
Wenn alle diesbezüglichen Stri-
cke reißen, entscheidet dann so-
gar das Los. 

Denn das Gerechtigkeitsemp-
finden im Sport nährt sich auch 
davon, dass klare Entscheidungen 

nicht bloß gefällt werden wie 
draußen in der Welt – sondern fal-
len wie durch eine Übernaturge-
walt, deren markanteste und ver-
störendste Eigenschaft es ist, auch 
auf krummen Zeilen gerade zu 
schreiben. Im Fußball nennt man 
das dann „Tatsachenentschei-
dung“. Sie ist des Rechtsempfin-
dens letzter Schluss. 

Über die allfällige Gerechtigkeit 
von Zuständen – um die draußen 
in der Welt gerungen werden mag 
– kann drinnen im Sport nicht ein-
mal gelacht werden. 
Gerecht im sportlichen 
Sinn ist ja immer nur 
der Prozess, das dahin-
ter liegende Regel-
werk, die Prozessord-
nung. Aber jedem 
sportlichen Regelwerk 
liegt fundamental die 
Idee des Fair Play zu-
grunde. Dass man also nicht bloß 
aus äußerem Zwang den Regeln 
folgt, sondern sich darüber hin aus 
auch ritterlich verhält; so wie 
einst die Fußballspieler, die sogar 
ihr Angriffsspiel unterbrachen, 
wenn ein Gegner sich mitleid -
heischend in Schmerzen wand. 

Die grundlegendste Vorausset-
zung rechtschaffenen sportlichen 
Kräftemessens ist freilich die an-
fängliche Chancengleichheit, so-
zusagen der Beginn bei null. Frau-

en und Männer werden deshalb, 
bis auf ganz wenige Ausnahmen, 
streng auseinandergehalten, 
ebenso die Schweren und die 
Leichten, die Versehrten und die 
mit den geraden Gliedern. Am An-
fang, so die Idee nicht nur des 
sportlichen Wettbewerbs, sollen 
alle gleiche Voraussetzungen ha-
ben. Keine Erbschaft soll mehr 
zählen. Dann aber gilt: Let’s get 
ready to rumble! 

Es sollte nicht übersehen wer-
den, dass, was wir heute Sport 

nennen, erst in jener 
Zeit Bedeutung übers 
ursprüngliche „di-
sport“ – Zerstreuung – 
hinaus erlangte, als die 
kapitalistischen Ge-
sellschaften sich end-
gültig eta blierten. In 
England war das deut-
lich früher, auf dem 

Kontinent etwas später, hierzu-
lande etwa in den Jahren, die man 
die Gründerzeit nennt. 

Der Sport singt das Lied des 
triumphierenden Kapitalismus. 
Wie das Theater zur Welt, verhält 
sich der Sport zum modernen Er-
werbsleben. Er ist das Drama, des 
die Welt regulieren wollenden 
Marktgeschehens, das man sich 
idealiter ja auch als in sich gerecht 
imaginiert. Hier wie da zählt nicht 
die Herkunft, sondern allein die 

Tüchtigkeit. Das ist der Schlacht-
ruf, mit dem einst der dritte Stand 
dem Adel ans Leder ging. Im Sport 
sublimierte sich das zum immer 
noch mitreißenden Thriller. 

Dazu passt, dass der sowohl real 
als auch nur in den Köpfen exis-
tierende Sozialismus sich mit dem 
Sport immer schwergetan hat. Ge-
rechtigkeit durch fairen Wettbe-
werb sperrt sich ja dem egalitären 
Wollen. Es hat deshalb nie einen 
sozialistisch inspirierten Sport ge-
geben, der über reine Körper-
ertüchtigung hinausging. Dort, wo 
real existierende Sozialismen in 
den Sport einstiegen, pervertierte 
man ihn nach dem Muster der Hel-
den der Arbeit. Heute noch denkt 
man mit Gänsehaut an Phäno -
typen wie „bulgarischer Gewicht-
heber“ oder „DDR-Schwimmerin“.

Solch brachiale Zugriffe auf die 
sportliche Eigenweltlichkeit sind 
allerdings nicht auf den einstigen 
Sozialismus beschränkt, ganz im 
Gegenteil. Die kapitalbefeuerte 
Welt hat den Sport seit geraumer 
Zeit auch als Wertschöpfungsein-
richtung entdeckt, durch die Geld 
nicht nur gewaschen, sondern so-
gar geschöpft werden kann. Sport 
ist zum Investment geworden. Da-
durch aber verschwindet zuse-
hends seine ästhetische Qualität, 
die Kraft, der Welt ein Bild von 
sich selbst zu geben. 

Zurück bleibt da wie dort dann 
der Ritter von der traurigen Ge-
stalt, der „Gerechtigkeitsfanatiker“.
Ihn gibt es nicht erst, seit es 
Schiedsrichter gibt. Heinrich von 
Kleist hat ihm vor mehr als 200 
Jahren schon ein Denkmal gesetzt. 
Auf dass der Michael Kohlhaas 
stets daran erinnere, dass ein  Elfer 
stets nur das ist, was der Schiri 
pfeift. Denn Achtung: Der Schritt 
zur Selbstgerechtigkeit – „Fiat ius-
tita, et pereat mundus“ – ist da wie 
dort immer nur ein kleiner.

Nichts, dem 
die Gerechtigkeit 

mangelt, 
kann moralisch 

richtig sein.

Marcus Tullius Cicero 
(106–43 v. Chr.) 

römischer Redner 
und Staatsmann
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Künstler Jochen Höller im Porträt

Der in Wien lebende Künstler Jochen Höller 
löst die Frage nach der Verteilungsgerechtigkeit 

auf verblüffende Weise. Die Ausstellung „Geld“ zeigt 
in der Galerie Mauroner in Wien, was übrig bleibt, wenn 
man der Theorie das in ihr enthaltene Kapital entzieht. 

Den Wert des Mammons 
beim Wort genommen

Ronald Pohl 

W ertschöpfung ist unter 
Umständen ein beschau-
licher Prozess. Der Künst-

ler Jochen Höller unterhält zum 
Geld eine Art von Fernbeziehung. 
Sie ist von Geduld geprägt. In sei-
nem Atelier stapeln sich die Klas-
siker der ökonomischen Theorie: 
Ratgeber, Kursberichte, Börsen-
notierungen, Anfängerlatein. Über 
Marx und dessen berüchtigtes Ka-
pital kpital kpital ann er beinahe lachen. „Der 
wurde ja immer fehlinterpretiert“, 
sagt Höller. Nicht nur Wertpapie-
re haben ihre Konjunkturen. Auch 
die Klassiker des Denkens unter-
liegen der zyklischen Entwicklung 
des Marktes. 

Höller ist ein Enddreißiger und 
gebürtiger Amstettener. Seine Aus-
bildung erhielt er als Holz- und 
Steinbildhauer in Hallstatt und 
Linz. Irgendwann tauschte er die 
groben Werkstoffe gegen bedruck-
tes Papier. „Ich wollte weg vom 
Handwerk“, sagt Höller. Er ist ein 
sanfter, ruhiger Zeitgenosse mit 
ausgesucht guten Manieren. 

Heute liest der bildende Künst-
ler ökonomische Wälzer wie Georg
Simmels Philosophie des Geldes. 
Er geht dabei geduldiger vor als je-
der Börsenmakler. Seite um Seite 
scannt er auf der Suche nach den 
einschlägigen Reizwörtern: „Geld“,
„Value“, „Wert“ und „Mehrwert“. 
Höller sagt: „Ich lese die Texte 
dann nicht, sondern ich suche sie 
ab.“ Hat er das gesuchte Wort ge-
funden, löst er es mit dem Stan-
ley-Messer heraus. Auf die waag-
rechten Schnitte folgen die senk-
rechten. Das Geld purzelt ihm 
förmlich in die Taschen. 

Die von Höller benützten Bü-
cher sehen nachher aus wie Loch-
streifen. Die Tausenden von Zet-
telchen, die Höller durch Extrak-
tion gewinnt, bilden eindrucks-
volle Häufchen. Manche klebt er 
auf einen monochromen Bildhin-
tergrund. Der Zaster bildet dann 
Wolkengebilde. Man muss sich Jo-
chen Höller als glücklichen Men-
schen vorstellen. In einer besse-
ren Welt wäre er Michelangelo 
Buonarroti. Sein „päpstlicher“ 
Auftraggeber hieße nicht Julius 
oder Innozenz, sondern Dagobert 
Duck. 

Mit Spiegel und Skalpell
Trotzdem scheint Höller, des-

sen aktuelle Ausstellung bei Ma-
rio Mauroner in Wien zu sehen ist, 
kein Fetischist zu sein. Eher gleicht 
er einem Sammler, der Banknoten 
aufliest, um sie ästhetisch zu be-
gutachten. 

Höllers Kunst ist so wunderbar 
kalt wie das Skalpell, dessen er 
sich ritzend bedient. Sein Hand-
werk ist das eines Chirurgen. Es 
hat gläsernen Boden. Die aus -
geweideten Bücher bilden eine 
Zentrifuge. Unten, am Spiegel, 
kleben die Wörter. Sie bilden den 
Schnee vergangener Konjunktu-
ren. Wer möchte, darf sich sogar 
an Kokain erinnert fühlen. Die 
„theologischen Mucken“ (Marx) 
des Geldes ähneln nicht von un-
gefähr denen der Suchtmittel. Je 
mehr man von der Penunze hat, 

umso gieriger wird man. Höller 
ist der Logiker der Verwertung. 
Es kann passieren, dass er aus 
fünf Büchern ein einziges destil-
liert: das „Buch der Bücher“, den 
zum Druckbild geronnenen Wert 
an sich. 

Bei anderer Gelegenheit bilden 
die Sätze lange Papierstreifen, die 
durch einen Kupferring hindurch-
müssen, worauf sie einen Extrakt 
bilden. Höller nimmt jeden Begriff 
beim Wort. Die Bändigung des Ka-
pitalismus ist bei ihm eine forma-
le Prozedur. Die Geldschnipsel 
landen im Becher. Sie werden auf-auf-auf
getragen und bilden den klägli-
chen Rest von etwas, das man ver-
lässlich dann nicht hat, wenn man 
es braucht. 

Papiergeldüberschwemmung 
Der Künstler ist natürlich nicht 

taub für die Schönheit der Theo-
rie. Unter allen Begriffen, deren 
sich Kapazitäten wie John May-
nard Keynes genießerisch bedient 
haben, findet sich ein Lieblings-
wort. Höllers Ausdruck wird ver-
klärt: „Papiergeldüberschwem-
mung“. Ein anderer Lieblings-
schmöker von Höller ist – neben 
Grimms Märchen! – Émile Zolas 
Börsenroman Geld. „Der passt gut 
zu Paris. Die haben dort große Er-
fahrungen mit Bankencrashs.“ Die 
Blasenbildung drückt er in Papier-
kugeln aus, fragilen Gebilden, die 
wie Kaltluftballone über Buchrui-
nen schweben. 

Den Stein der Weisen hat der 
Theorie-Aficionado natürlich eben -
so wenig gefunden wie ein paar 
Zehntausend Denker vor ihm. Er 
sagt: „Gibt es in der freien Ökono-
mie den Punkt, an dem alle abge-
sichert sind?“ Der reale Sozialis-
mus hatte das Konkurrenzverhält-
nis im Wesentlichen abgeschafft. 
Mit der Befriedigung elementarer 
Bedürfnisse scheint es aber auch 
nicht getan. Heute sind Initiativen 
wie „Obamacare“ mit der Andro-
hung von Steuererhöhungen ver-
bunden. Prompt lehnen auch bet-
telarme Amerikaner die Idee kate-
gorisch ab. Höller lächelt gequält: 
„Die sind alle felsenfest davon 
überzeugt, es vom Tellerwäscher 
zum Multimilliardär zu schaffen.“ 
Die Heilsversprechen des Marktes 
gleichen dem tödlichen Gesang 
der Sirenen. 

Die Herstellung von Verteilungs-
gerechtigkeit ist in Höllers kristall-
klarer Welt ein nüchterner Pro-
zess. Die Kunstwerke verschwin-
den hinter der Abbildfunktion der 
Zeichen. Nichts darf Mammon 
werden, Schmutz oder Materie. 
Ludwig Wittgensteins Tractatus 
logico-philosophicus hat Höller in 
die Bestandteile zerlegt. Die Wör-
ter der aufgesprengten Paragrafen 
hat er an den Kanten zahlreicher 
Pressholzscheiben angebracht. 
Jede Scheibe vertritt die Stelle, die 
das Wort im Satz einnimmt. Aus 
der Neukombination der Wörter 
entstehen Gebilde von unanfecht-
barer Schönheit. Jochen Höllers 
Kunst ist käuflich. Mit Kapital-
strömen hat sie dennoch nichts 
gemein. Sie macht die Zeichen ge-
schmeidig – und rettet sie so vor 
der Überflüssigkeit.
schmeidig 

Überflüssigkeit.
schmeidig 

Die Theoriekünstler Jochen Höller vor seinem „Wittgenstein-Generator“ im Atelier in der Wiener 
Leopoldstadt. In seinen jüngsten Arbeiten nimmt Höller den Geldbegriff beim Wort – und gewinnt 

aus dem gedruckten Handwerkszeug der Börsengurus Material für werthaltige Skulpturen. 
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Das Wohl von vielen, 
es wiegt schwerer als 

das Wohl von 
wenigen oder eines 

Einzelnen.

Commander Spock 
(geb. 2230) 

Erster und wissenschaftlicher 
Offizier an Bord des 

Raumschiffs Enterprise

#mitreden 
auf derStandard.at
„Wie gut leben Sie von Ihrem 
Job?“ Können Sie sich weni-
ger leisten als Ihre Eltern? 
Wer ist „Mittelschicht“? Auf 
derStandard.at wird bereits 
diskutiert. Für User aufge-
klärt iklärt iklärt st das „eine Familie, die 
sich, ohne am Tropf der El-
tern zu hängen, ein Haus fi-
nanzieren kann“. Peter_Silie 
denkt, „viele, die sich hier 
einreden Mittelschicht zu 
sein, können sich gerade 
noch über Wasser halten“. 
Und Sie? Reden Sie mit! 
pderStandard.at/User
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Noch bis 18. April 2015

„I have this idea that
you can use gla-
mour and still have it
represent something
that matters.“ (David
LaChapelle)
Die Galerie Rhom-
berg zeigt Werke von
1997–2007.

Galerie Rhomberg
Templstraße 2–4, Innsbruck
T: 0512/58 80 80-0, www.galerie-rhomberg.at
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F: David LaChapelle
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Freier Eintrittmit dem STANDARDunterm Arm!So,22. MärzÖsterreichische

So,
Österreichische

So,

Nationalbibliothek

2015 feiert die Universität Wien ihr 650-jähriges
Bestehen. In der Ausstellung „Wien1365.„Wien1365.„W Eine
Universität entsteht“ präsentieren die Universität
Wien und die Österreichische Nationalbibliothek
gemeinsam über 100 Exponate vom Mittelalter
bis in die Zeit des Humanismus und lassen so
die ereignisreiche Anfangszeit der „Alma Mater
Rudolphina“ lebendig werden.werden.wer Gezeigt werdenwerdenwer neben
den von Herzog Rudolf IV. eIV. eIV igenhändig unter-unter-unter
zeichneten Stiftungsbriefen vom 12. März 1365
auch Schätze aus der Frühzeit der Universität
wie das Zepter der Artistenfakultät aus vergol-
detem Silber.Silber.Silber

Wer zeigt, dass er den STANDARD unter dem
Arm hat, erhält übrigens freien Eintritt.

Gratis-Ausstellungsführungen:
11.00 Uhr, 12.00 Uhr und 13.00 Uhr

Abonnentenvorteil:
Als Abonnent erhalten Sie vor Ort vom
STANDARD eine kleine Überraschung plus das
aktuelle Ausstellungsplakat als Geschenk,
solange der Vorrat reicht.

Österreichische Nationalbibliothek
Josefsplatz 1, 1015 Wien

Öffnungszeiten Sonntag: 10.00–18.00 Uhr

Studieren Sie die Universitätsgeschichte!
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Vom Ende der zivilen zivilen zi Verantwortung: twortung: tw Steuerpolitik als Literatur 

Du bist, was du kaufst. Bist du, was du kaufst? In seiner Arbeit „Konsum 2012“ dokumentierte der Künstler Jochen Höller das Jahr mit den Barcodes von Produkten, die er in diesem 
Jahr erworben hat. Wer besonders neugierig ist, was er denn so konsumiert hat, kann versuchen, mit einem Barcode-Reader auf dem Smartphone einzelne Produkte zu dechiffrieren.
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Warum sich immer weniger US-Amerikaner 
für das Gemeinwohl interessieren und was das 

mit Reaganomics zu tun hat: David Foster Wallace’ 
Romanfragment „Der bleiche König“ geht solchen 
Fragen nach. Sein Schauplatz: eine Steuerbehörde. 

Wie der Steuerzahler heute 
tickt, darüber beginnen die Köpfe 
der Steuerermittler zu rauchen: 
Fühlt sich der Bürger noch als Teil 
eines integrativen Ganzen, über-
nimmt er zivile Verantwortung? 
Oder ist man am Ende eines Indi-
vidualisierungsprozesses ange-
langt, wo das Staats -
wesen nur noch als Ab-
zocker erscheint, der 
einem das hart erarbei-
tete Geld stehlen will? 

Die Steuerpolitik 
Ronald Reagans liefert 
den Nährboden für die-
se Reflexionen. Seine 
unternehmerfreund -
liche Schlagseite wusste dieser 
mit einem medienwirksamen 
Cowboy-Image zu kaschieren: „Go 
ahead. Make my day“, mit dem 
Dirty-Harry-Zitat Dirty-Harry-Zitat Dirty-Harry trat er Plänen 
zur Steuererhöhung entgegen. 
Reagans Beharren auf der Trickle-
Down-Theorie, sein Glaube, dass 

Wie der Bürgersinn im Stumpfsinnmpfsinnmpf  ver ver v sandet

Dominik Kamalzadeh 

W as sei davon zu halten, 
dass nun bald auch höhe-
re Stände Steuern zu zah-

len hätten, fragt man sich bei Fa-
milie Vogel in Jessica Hausners 
historischem Filmkammerspiel 
Amour fou. Warum sollte sich je-
mand über das Ende der Leib-
eigenschaft freuen? 

Die Antwort darauf ist gar nicht 
so schwierig: Nur ein am Gemein-
wesen partizipierendes Subjekt 
vermag sich als Staatsbürger zu 
begreifen. Selbst die Todessehn-
sucht von Heinrich von Kleist er-
scheint in diesem Lichte als per-

vertierter Ausdruck von Indivi-
dualisierung – schließlich wurde 
die Liebe erst mit der Entstehung 
des Bürgertums zu einem Wert. 

Das andere, vorläufige Ende 
dieser Entwicklung behandelt Da-
vid Foster Wallaces unvollendet 
gebliebener Roman Der bleiche 
König (König (König Kiepenheuer & Witsch), der 
in der Parallelwelt einer Außen-
stelle der US-Steuerbehörde IRS 
in Peoria im Mittleren Westen an-
gesiedelt ist. Der 2008 aus dem Le-
ben geschiedene Autor hatte mit 
diesem Großwerk die Grundver-
fasstheit der US-Gesellschaft im 
Blick, die sich 1985 an einem 
Scheideweg befindet. 

sich mit der Senkung der Spitzen-
steuersätze Investitionen ankur-
beln lassen, stößt bei den altge-
dienten Bürokraten in Der bleiche 
König aKönig aKönig uf Widerstand. Eine Voo-
doo-Wirtschaftslehre sei das, die 
am Ende einer Entwicklung steht, 
die das Gemeinwesen aushöhlt. 

„Meiner Meinung 
nach sind die Ameri-
kaner 1980 verrückt. 
Einfach verrückt ge-
worden.“ Dennoch ist 
die Ideologie auch ins 
IRS eingesickert. 

Die Folgen dieser 
Politik sind bis heute 
spürbar – in Wallaces 

Roman kann man sie forensisch 
zurückverfolgen. In einem als 
Streitgespräch angelegten Kapitel 
widmet er sich dem Zusammen-
hang von Bürgersinn und Egois-
mus. Erst die Aufbruchsbewegun-
gen der 1960er-Jahre, heißt es da, 
hätten den Prozess der Individua-

lisierung vollendet. Doch statt den 
Rechten wuchsen seitdem eher 
die Ansprüche, statt mehr Freihei-
ten gibt es größere Märkte. Die 
Unternehmen haben den Braten 
gerochen. Individualismus wird 
als Konsumartikel verkauft: „... 
flächendeckende PR-Kampagnen, 
die das Individuum rühmen und 
preisen, werden riesige Märkte für 
Menschen formen ...“      

 Dass es so wenig Aufsehen er-
regt hat, Steuerdirektiven durch-
zusetzen, die auch das von Reagan 
verursachte Defizit ausgleichen 
sollten, lag laut Wallace an der 
Stumpfsinnigkeit, mit der sich 
niemand lange aufhalten wollte. 
Das effizientere Mittel als Geheim-
haltung: todlangweilig statt total 
verdächtig. Es gibt schließlich 
Spannenderes. „Ich kann mir 
nicht vorstellen, dass noch irgend-
jemand ernsthaft glaubt, in unse-
rer ,Informationsgesellschaft‘ gin-
ge es um Informationen.“

Wenn Studierende aus allen 
sozialen Schichten kämen, 
statt mit vererbtem Bildungs-
niveau den Weg zum Hoch-
schulabschluss einzuschlagen. 
Flüchtlinge nicht zum ver -
zweifelten Nichtstun ver-
dammt wären, sondern die 
Gelegenheit erhielten, sozial 
und beruflich am Leben teilzu-
haben, was nebenbei auch so-
ziale Spannungen beseitigen 
könnte. Wenn die Doppel -
belastung, beruflich präsent 
und ein guter Elternteil zu 
sein, dessen Wohnung viel-
leicht nicht strahlt wie das 
Glas in der Spülmittelwerbung, 
aber auch nicht in Dreck er-
trinkt, gleichwertig verteilt 
wäre. Ja überhaupt: wenn Ge-
schlecht nicht Karriere defi-
nierte. Wenn jene, die Kinder, 

GESCHÜTTELT, 
NICHT GERÜHRT 

Von Julya Rabinowich 

Neidhammel 
und Goldesel

aber keinen Partner haben, 
Arbeitsmöglichkeit und Unter-
stützung erfahren würden, 
die normalen Alltag ermögli-
chen, der nicht von Angst und 
Überforderung durchsetzt ist 
wie Jausenspeck von Fettein-
schlüssen. Wenn ältere Men-
schen nicht zu unnützem Bal-
last erklärt würden – und man 
ihre Erfahrung einsetzen könn-
te. Wenn diejenigen, die 
schwer erkranken, zusätzlich 
zu ihrem Leiden nicht die 
Ungewissheit ertragen müss-
ten, wie es denn nun beruflich 
weitergehen soll, und Men-
schen mit Behinderung auch 
einen fixen Platz in der Gesell-
schaft hätten: Das wäre gut. 
Das geschieht nicht von selbst, 
das kann man nicht aus-
schließlich an NGOs auslagern, 
das fordert unter anderem auch 
Ressourcen. Das Leben ist 
mehr als „survival of the fit-
test“, der Ruf nach mehr Fair-
ness keine Neiddebatte, wie 
gerne vermittelt wird. Dieser 
Ausdruck ist reine Opfertäter-
umkehr. Es ist nicht Neid, der 
den Aufschrei gegen solche 
Zustände antreibt, sondern 
gesunder Menschenverstand. 
Wer Kranken, Verzweifelten, 
Ausgeschlossenen minimale 
Unterstützung nicht gönnt, der 
neidet Notgroschen. Reine 
Profitmaximierung ist nicht 
alles: Auch sozialer Frieden ist 
ein Kapital.



Júlia Király
Ökonomin; ehem. 
Vizepräsidentin
Ungar. Nationalbank
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Ort: Burgtheater, Universitätsring 2, 1010 Wien, Karten-Info: www.burgtheater.at, T: 01/513 15 13, in englischer Sprache (ohne Übersetzung). derStandard.at/Abovorteil

Eine Kooperation des 
Instituts für die Wissenschaften 

vom Menschen (IWM), der 
ERSTE Stiftung, des Burgtheaters 

und des STANDARD. 
Rechtzeitige Kartenreservierung 

und Kartenabholung vorab werden 
empfohlen.

Die Zeitung für Leserinnen

How much Transparency Does Democracy Need?

Eintritt: EUR 7,–
Ermäßigter Eintritt: EUR 5,–

Aruna Roy
indische 
Bürgerrechtlerin
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Gerechtigkeit ist ein hohes Gut – das haben 
Spieltheoretiker längst erkannt. Im 

Verbund mit Neurowissenschaftern wollen sie 
nun herausfinden, welche Gehirnregion im 

Zusammenhang mit Fairness aktiviert wird. 

Wo die Gerechtigechtigech ketigketig it im Hirn sitzt

Peter Illetschko 

D er Mensch ist prinzipiell 
gerecht, Fairness ist ihm 
ein hohes Gut. Oder viel-

leicht doch nicht? Zu obigem 
Schluss muss man angesichts ei-
niger wissenschaftlicher Studien 
schon kommen. Soziale Gerech-
tigkeit ist uns sogar genauso wich-
tig, wie selbst genug 
Geld zu verdienen. Wir 
verzichten auf eigene 
Vorteile, wenn wir da-
mit die ungleiche Ver-
teilung von Ressour-
cen beheben können – 
egal, ob wir selbst oder 
andere von dieser Un-
gerechtigkeit betroffen 
sind. 

Obwohl unser Verhalten in bei-
den Fällen identisch ist, schreibt 
die Kognitionswissenschafterin 
Claudia Civai gemeinsam mit Kol-
legen im Fachblatt Social Cogni -
tive and Affective Neuroscience, re-
agieren aber unterschiedliche 
Schaltkreise im Gehirn: je nach-
dem, ob wir selbst oder andere Op-
fer der mangelnden Fairness sind. 
Die Forscher an der Internatio- 

nal School of Advanced Studies 
 (SISSA) in Triest haben Versuchs-
personen mit einer Variante des 
„Ultimatumspiels“ konfrontiert. 

Hier wird prinzipiell einem 
Teilnehmer Geld gegeben, dass 
dieser je nach Gutdünken zwi-
schen sich und einer weiteren Per-
son aufteilen kann. Dieser kann 
die vorgeschlagene Summe an-

nehmen, aber verhan-
deln darf er nicht: da-
her der Name „Ultima-
tumspiel“. Wenn er sie 
nicht annimmt, gehen 
beide Teilnehmer leer 
aus. 

Jeder im Supermarkt 
angeschriebene Preis 
ist eigentlich ein sol-

ches „Ultimatumspiel“ – man 
kann ihn akzeptieren oder ableh-
nen und das Produkt nicht kaufen. 
Die Vernunft sagt eigentlich: Es 
wäre besser, wenigstens einen 
Bruchteil im Spiel zu bekommen, 
als ohne Gewinn auszusteigen. 
Dennoch ist die Ablehnungsrate 
in den auch mit mehreren Teil-
nehmern durchgeführten For-
schungsarbeiten zum „Ultima-
tumspiel“ – nach Expertenschät-

die Testpersonen ungefährlich 
und vorübergehend „herunterzu-
fahren“. Dabei ging es konkret um 
eine Region an der Stirnseite, den 
medialen präfrontalen Cortex, der 
in früheren Versuchen als rele-
vant in derlei Situationen identi-
fiziert wurde. Mussten die Test-
personen Angebote bewerten, die 
sie selbst betrafen, sank die Ten-
denz zur Ablehnung deutlich. Sie 
waren also rationaler und eher be-
reit, irgendeine Summe zu akzep-
tieren. 

Mussten die Versuchsteilneh-
mer ein Angebot an eine dritte Per-
son bewerten, dann zeigte das Ab-
schalten der Hirnregion zur Über-
raschung der Forscher keine Aus-
wirkung auf das Verhalten. Die 
Schlussfolgerung der Wissen-
schafter: Soziale Werte dürften in 
der evolutionären Entwicklung 
wichtig für das Überleben 

Entwicklung 
Überleben 

Entwicklung 
gewe-

sen sein. Die Ablehnung im „Ulti-
matumspiel“ sei aus diesem Blick-
winkel betrachtet nicht mehr irra-
tional. 

Aktivierung des Striatums 
Im Herbst 2014 haben auch nor-

wegische Forscher die Zusam-
menhänge zwischen Hirnaktivitä-
ten und dem Gerechtigkeitsemp-
finden des Menschen analysiert. 
Das Team aus Ökonomen 

analysiert. 
Ökonomen 

analysiert. 
von der 

norwegischen School of Econo-
mics und Hirnforschern an der 
Universität Bergen stellte den 
Testpersonen Fragen zu den The-

menbereichen Fairness, Gleich-
heit, Arbeit und Geld. Dabei stell-
ten sie eine Aktivierung des Stria-
tums fest. Es handelt sich dabei 
um einen Bestandteil des Groß-
hirns, nämlich um das Beloh-
nungszentrum. 

Für die Forscher ist das eine 
mögliche Erklärung, warum Men-
schen auf Vorteile verzichten wol-
len, um eine soziale Balance zu er-
möglichen. Die Studie wurde in 
der Fachzeitschrift PNAS pPNAS pPNAS ubli-
ziert. 

Das Striatum wurde umso stär-
ker aktiviert, je fairer die Testper-
sonen den angebotenen Lohn be-
werteten. Der Aktivierungsgrad 
hing dabei auch stark vom Ar -
beitsumfang ab. 

In diesem Zusammenhang konn-
ten die Wissenschafter auch nach-
weisen, dass der Mensch nicht im-
mer wegen Ungleichheit negativ 
reagiert, sie sogar manchmal als 
„fair“ akzeptieren – also sehr wohl 
auch nur eigene Vorteile sieht. 
 Zitat aus dem Pressetext: „Wir ha-
ben wieder einmal gesehen, dass 
Menschen keine Heilige sind, aber 
auch nicht ausschließlich als 
Egoisten agieren.“ Eine beruhi-
gende Aussage. 

Das Geld vom Geld: 
Für die Arbeit 
„John Maynard 
Keynes – Vom Gelde“ 
extrahierte der 
Künstler Jochen 
Höller alle „Geld“-
Wörter aus dem 
Klassiker des 
britischen Ökonomen. 
Dieser sprach sich 
vor allem für eine 
makroökonomische 
Steuerung und 
aktive Geld- und 
Finanzpolitik durch 
die Regierungen zur 
Überwindung von 
ökonomischen 
Krisen aus.
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Die Kinderuni finden 
Sie ab sofort im 

KarrierenStandard adard adard uf 
Seite K 4

zungen mehr als 300 – sehr hoch. 
Schon die österreichischen Spiel-
theoretiker Martin Nowak und 
Karl Sigmund gingen vor mehr als 
15 Jahren von einer allgemeinen 
menschlichen Tendenz zu fairem 
Verhalten aus. 

Hirnregion abschalten 
Claudia Civai hat nun während 

des Spiels eine Stimulationstech-
nik verwendet, die es ermöglicht, 
eine bestimmte Gehirnregion für 

Die Armen 
sind auf 

Gerechtigkeit 
angewiesen, 
die Reichen 

auf 
Ungerechtigkeit.

Bertolt Brecht
(1898–1956) 

deutscher Dramatiker 
und Regisseur
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E s war   ein Medien-Sonn-
tag der Superlative in Sa-
chen Finanzminister, ge-

wesener und aktueller. Der Ge-
wesene eröffnete in „Öster-
reich“ sein neues Leben mit 
einer Reihe von Geständnissen, 
was so beschrieben wurde: Mit 
einem Paukenschlag meldet 
sich Michael Spindelegger diese 
Woche zurück. Hier erklärt er, 
was ihn bewegt – von neuem Job 
bis Hypo. Vorher musste sich 
der Bewegungsmelder noch et-
was von der Seele reden: „Ich 
habe ein reines Gewissen“, trat 
er allen möglichen Verdächti-
gungen entgegen, ohne dass 
welche geäußert worden wa-
ren. Was auch bedeuten könn-
te, dass er sich dessen gar nicht 
so gewiss ist, denn sicherheits-
halber schob er gleich nach: 
„Ich habe mir bei der Hypo 
nichts vorzuwerfen.“

Diesem Vorgriff auf den 
Untersuchungsausschuss 
schickte er ein Versprechen für 
die Zukunft nach: „Ich lasse 
mich garantiert agarantiert agarantiert uf nichts ein, 
was unehrenhaft ist“, eine Ga-
rantie, die in der Ukraine für er-
hebliches Aufsehen gesorgt ha-
ben dürfte, umso mehr, als sie 
an einen geradezu fanatischen 
Freiheitswillen gekoppelt war: 

„Ich will nicht, dass ich zu et-
was gezwungen werde.“ Als jah-
relanger Gefangener der Volks-
partei weiß er die neue Unge-
zwungenheit zu schätzen, auch 
wenn sie nicht lange anhalten 
dürfte, steht er doch vor einer 
Aufgabe, eines Sisyphus wür-
dig. Ich stelle für die Ukraine mit 
internationalen Partnern einen 
Plan auf. Das ist sehr herausfor-
dernd, weil es das größte Prob-
lem ist, in der Ukraine Frieden 
zu schaffen – und gleichzeitig 
wieder eine Per spektive Per spektive Per für die 
Bevölkerung zu bekommen. 

In Österreich 
Bevölkerung 

Österreich 
Bevölkerung 

ist ihm das ja 
weniger gelungen, aber viel-

leicht nur, weil er sich gezwun-
gen gefühlt hat, während es 
diesmal der französische Philo-
soph Bernard-Henri Bernard-Henri Bernard-Henr Lévy, ein 
deutscher Bundestagsabgeord-
neter und ein britischer Lord im 
Oberhaus waren, die ihn frag-
ten, ob er seine Talente der 
Ukraine zur Verfügung stellen 
würde. Der milliardenschwere 
Gas-Oligarch Dmytro Firtasch 
hat jedenfalls laut „Kronen 
Zeitung“ fast überhaupt nichts 
damit zu tun, 
außer sich an 
Spindeleggers 
Bienenfleiß zu er-
quicken. 

Was ich von mei-
ner Warte aus sa-
gen kann, ist, dass 
er vom ersten Tag 
an sehr engagiert war und hart 
arbeitet. Ich bin überzeugt, dass 
er diese Aufgabe erfüllen wird. 
Endlich ein Philantrop, der 
nicht mit Vorschusslorbeeren 
geizt. 

Gegen die Lösung österrei-
chischer Finanzprobleme er-
scheint das größte Problem, in 
der Ukraine Frieden zu schaffen 
geradezu harmlos. Entspre-
chenden Ruhm konnte Spinde-
leggers Nachfolger in „Presse“ 
und „Kurier“ einheimsen. Der 
Hypo-Aktive Hypo-Aktive Hypo-Akt titelte „Die Pres-
se“, und der „Kurier“ präzisier-
te seinen Aufmacher Schel-
lings Milliarden-Poker ioker ioker m Blatt-
inneren glorifizierend: ÖVP- 
Strahlemann im Härtetest. 

Nachdem er sich mit Erwin 
Pröll angelegt hat, vor allem 
aber, seit er den Steuerzahlern
mit Pokerface versprochen hat, 
sie hätten künftig keinen Euro 
für die Hypo aufzubringen, 
durfte er in die Heldenrolle der 
Politik schlüpfen, wobei es ein 
Klacks sein sollte, sich mit 
Erwin Pröll anzulegen, im Ver-
gleich zur Befreiung des Bür-
gers von der Haider-Steuer. 

Laut „Presse“ fehlt es Schel-
ling nicht an Voraussetzungen 
für den Job. Hans Jörg Schelling 
hat eine Eigenschaft, die für 
einen Finanzminister eine Tu-
gend ist: Er ist sparsam. Nicht ir-
gendwie sparsam, sondern so 
sparsam, dass es manchmal 
schon seine Frau nervt. „Ich fah-
re nicht zu irgendeiner Tank-
stelle“, verriet er in einem Inter-
view mit der „Kronen Zeitung“,
„sondern zur günstig sten. Meine 

Frau lacht schon dar -
über“, wenn sie 
nicht gerade genervt 
ist. Sparsamkeit die-
ser Art ist unaus-
weichlich mit 
Arbeitsleid verbun-
den. Es muss für den 
Sparefroh eine regel-

rechte körperliche Qual sein, 
wenn er in seinem Büro in der 
Wiener Himmelpfortgasse Himmelpfortgasse Himmelpfort das 
Budget prüft und sieht, wofür 
der Bund Geld ausgibt.  

Wenn er beim Prüfen des 
Budgets nur nicht zu viel lei-
den muss. Ein bissel was von 
seiner Kraft wird das „Alpha-
tier“ („Kurier“) vielleicht zum 
Löschen aufwenden müssen, 
denn wenn  wenn  w einmal jemand wie 
Erwin Pröll in der „Zeit im Bild“ 
Verständnis für  für  f den „kritischen 
Umgang“ mit dem Finanzminis-
ter zeigt, ist Feuer am Dach. So-
lange aber nicht mehr passiert, 
als dass Pröll seinen Finanzlan-
desrat via „Kurier“ drohen lässt: 
„Bei Philippi sehen wir uns 
wieder!“, muss sich der neue 
ÖVP-Strahlemann keine Sorgen 
machen. 

Umso weniger, als der „Ku-
rier“ von Parteifreunden wissen 
will: Als Alternative zu Erwin 
Pröll für die Hofburg wird er ge-
handelt. Der Handel ist nicht so 
brisant, wie er scheint. Philippi 
ist nur St. Pölten, und zum 
Glück gibt es noch andere Alter-
nativen. 

BLATTSALATBLATTSALAT

Endlich ein Strahlemann!Strahlemann!Str
GÜNTER TRAXLER

der Standard zStandard zStandard eichnet zehn 
besonders herausragende 

Serienhelden für ihre Verdienste um 
die Verteilungsgerechtigkeit aus. 

Früher oder später kriegt schließlich 
jeder, was er verdient.   

Zehn Helden der 
Gerechtigechtigech ketigketig it

Doris Priesching

1Pippi Langstrumpf Die kleine 
Schwedin ist der Beweis, dass 
man nicht rechnen können 

muss, um gerecht zu sein: Die gro-
ße Pippilotta verteilt Goldmünzen 
unter jenen, die wissen, dass Be-
sitz froh macht, wenn er aus Scho-
kolade und Lakritze besteht. 

3Dexter Hier sehen Sie Dexter 
Morgan bei seiner Lieblings-
beschäftigung: Den letzten 

Schnitt verpasst der Forensiker 
und Serienmörder aus Leiden-
schaft nur jenen, die selbst Grobes 
am Kerbholz haben. Und schlägt 
damit zwei Fliegen mit einer Klap-
pe: Er braucht es, sie verdienen es. 

5Amy Goodman Wenn diese 
Richterin sprach, schwiegen 
die Anwesenden freiwillig. 

Die Jugendrichterin aus Für alle 
Fälle Amy wAmy wAmy ar in ihrem Fach ein 
As, als Alleinerzieherin eine gute, 
sich nicht selbstaufopfernde Mut-
ter, die keinen liebenden Mann 
brauchte, um stark zu sein. 

7 James Herriot  Stimmt schon, 
der Veterinär war fade und zu 
betulich. Aber von guter 

Unterhaltung wird ein krankes 
Pferd nicht gesund. Hunde, Katze, 
Kuh mussten nichts fürchten, 
wenn dieser Doktor sich ums lie-
be Vieh kümmerte. Auch Tiere 
brauchen Gerechtigkeit. 

9Bill Henrickson Dieser Mann 
hat drei Ehefrauen. Eine ist 
hübscher und interessanter 

als die andere. Paradiesisch, oder? 
Bill würde zustimmen, wir sind 
uns da nicht sicher: Gerechtigkeit 
ist in Big Love  ein hartes Geschäft, 
das fängt schon im Schlafzimmer 
an. Aber was soll man tun, wenn 
es es die die Tradition Tradition verlangt? verlangt? 

2Daenerys Targarien Als Ober-
haupt eines wilden Reiter-
volks lässt sich an ihrer Bio-

grafie ablesen, wie man an seiner 
Aufgabe wächst. Die Ehe mit 
einem lebensklugen Primitivling 
tat ihr gut, ein rohes Pferdeherz 
ließ sie sich schmecken und hopp -
lahopp flatterten drei Zauberdra-
chen ins Haus. Krone für Dany. 

4 Earl J. Hickey Achtung, dieser 
Mann tut Gutes! Ermutigt 
durch 100.000 Dollar Lotto-

gewinn, arbeitet sich der karmisch 
Geläuterte aus My Name is Earl ab, 
seine Kleinkriminellenbilanz auf-auf-auf
zubessern. Und hinterlässt ein 
größeres Chaos als zuvor. Klassi-
scher Fall von Nullwachstum. 

6Red Eine Frau wie ihre Fri-
sur! Die feuerrote russische 
Regentin aus Orange Is the 

New Black zBlack zBlack ieht die Fäden im 
Frauenhäfen vom Küchenblock 
aus und lässt sich dafür den Rü-
cken massieren. Wohlgesonnene 
versorgt sie mit Süßigkeiten, Kri-
tiker lässt sie hungern. 

8Maria Schneider Rückwärts 
einparken ist nicht ihre Stär-
ke. Als Betrogene verharrt sie 

lange in Schockstarre. Mit Fort-
dauer gewinnt das „Vorstadtweib“ 
aber an Fahrt. Und gibt zuletzt 
zum richtigen Zeitpunkt Gas. 

10Robin Hood Der Vater der 
Verteilungsgerechten darf 
in dieser Liste nicht feh-

len: Der Brite Richard Greene war 
1955 der erste Fernsehheld der 
BBC und erleuchtete mit seinem 
glatten Heldenmut selbst den fins-
teren teren Sherwood Sherwood Forest. Forest.   Fo
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So mancher tat den Song von The Makemakes einfach 
als „Schmalzballade“ ab – doch das Publikum und in-
ernationale Juroren haben dennoch entschieden: Die 
Salzburger Formation The Makemakes vertritt Öster-
reich beim 60. Song Contest am 23. Mai in der Wie-
ner Stadthalle. Mit dem Song „I Am Yours“ trugen sie 
am Freitagabend den umjubelten Sieg davon. Zu-
schauervoting und die Stimmen einer internationalen 
Jury aus zehn Teilnehmerländern des Gesangswettbe-
werbs waren ausschlaggebend. Entstanden ist der 
Song mit Jimmy Harry, der bereits mit US-Popqueen 
Madonna Erfahrungen sammelte. Die Entscheidung 

war letztlich doch nicht die ganz große Überraschung. 
The Makemakes galten Vielen schon vor dem Finale 
als die geheimen Favoriten für die Nachfolge von Con-
chita Wurst und Udo Jürgens. Das Lied werden die 
Bandmitglieder Dominic Muhrer, Markus Christ und 
Florian Meindl in den nächsten Wochen jedenfalls 
noch öfter zum Besten geben: Der Song-Contest-Zug 
nimmt jetzt kräftig Fahrt auf. Bis zum Montag haben 
alle Länder ihren Teilnehmer bestimmt. Anfang April 
beginnt der Aufbau in der Wiener Stadthalle. Schon 
am 9. Mai treffen die Kandidaten in der Bundeshaupt-
stadt ein.

The MakeMakeMa makes singen am 23. Mai für Österreich
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Was ist gerecht?  
Was ungerecht? Was 
richtig, was falsch? 
Und ist das immer so 
eindeutig und klar? 
Vom Philosophen 
Ludwig Wittgenstein 
wissen wir: „Aus dem 
Bild allein ist nicht zu 
erkennen, ob es wahr 
oder falsch ist.“ Um 
das zu illustrieren, 
schnitt der Künstler 
Jochen Höller für 
die Arbeit „Ludwig 
Wittgenstein – TLP – 
True or False“ alle 
„wahr“- und „falsch“- 
Wörter aus dem 
„Tractatus logico-
philosophicus“ aus 
und ordnete ihnen 
einen spezifisch 
wahren oder falschen 
Platz in seiner 
Collage zu.
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HANS RAUSCHER

GerechtigkGerechtigkGer eit für eit für eit 
Griechenland
„Wir sind ja 
alle Proeuro-
päer“, sagte 
Alexis Tsi-
pras, als er 
Freitag zu Ge-
sprächen in 
Brüssel ein-
traf. Gut, dass 

er sich und andere daran erin-
nert, denn Europa ist die 
Kernfrage. Es handle sich 
nicht „um ein griechisches 
Problem, sondern um ein 
europäisches Problem“, sagte 
Tsipras dann noch auf die ty-
pisch provozierende Art. Aber 
auch das stimmt im Grunde. 
Griechenland gehört zur EU, 
und es gehört, wenn es irgend 
geht, zum Euro. Ein Grexit 
oder ein Grexident wäre äu-
ßerst riskant, wirtschaftlich 
wie (geo-)politisch. Eine Wäh-
rungsunion ist nicht etwas, wo 
man aus- und einsteigt, wie 
beim Hop-on-hop-off-Bus. Die 
frechen Drohungen, die grie-
chische Rechts- und Links-
Politiker im Zusammenhang 
mit dem Flüchtlingsstrom aus-
stoßen, haben einen realen 
Kern. Griechenland ist nicht 
weit vom Reich der IS. 

Es hat daher keinen Sinn 
und ist kurzsichtig, wenn über 
das griechische Verhalten em-
pörte Politiker und Bürger ver-
langen, die Griechen sich 
selbst zu überlassen. Es ist 
aber ebenso kontraproduktiv 
und noch dazu infantil, zu be-
haupten, irgendwer würde die 
neue Linksregierung in Athen 
einfach „hassen“. 

Tsipras, Varoufakis & Co. 
nerven, weil sie das erstens 
bewusst tun und weil zwei-
tens genug Empirie vorliegt, 
dass konsequente marxistische 
oder auch nur linkspopulisti-
sche Politik unweigerlich in 
die Verarmung führt – und zu 
Repression. Das ist historisch 
erwiesen und zeigt sich jetzt 
gerade wieder in Venezuela. 
Aber Hass? 

Griechenland hat diese Re-
gierung gewählt, und Europa 
muss versuchen, das Beste da-
raus zu machen. Das wird 
schwer, denn besonders Fi-
nanzminister Varoufakis zeigt 
mehr intellektuelle Verspielt-
heit als Lösungskapazität für 
unmittelbar anstehende, prak-
tische Probleme. Das scheint 
auch Tsipras zu spüren. 

Gerechtigkeit für Griechen-
land verlangt, dass man sich 
zunächst über die Ausgangs -
lage klar wird. Um den Zu-
sammenbruch des Staates zu 
verhindern und die Verar-
mung größerer Bevölkerungs-
teile zu verhindern, muss das 
Ausland weitere Hilfsgelder 
lockermachen. Griechenland 
ist nicht unreformierbar. Die 
Türkei war ein „failing state“, 
bis die fleißige, verantwor-
tungsvolle Mittelklasse statt 
bornierter Militärs und/oder 
korrupter Eliten ans Ruder 
kam. Dass das jetzt ins Isla-
misch-Autoritäre umschlägt, 
ist allerdings tragisch. Polen 
galt als Hort von Schlendrian 
und Korruption. Heute ist 
es ein prosperierendes EU-
Mitglied. 

Griechenland war zu lange 
Beute einer verotteten politi-
schen Klasse, viele Leute der 
Mittelschicht verhalten sich 
dementsprechend, wären aber 
ansprechbar für echte Reform-
politik. Syriza weckt da wenig 
Hoffnungen.   

Aber Europa muss mit 
dieser Regierung zumin-
dest eine Zeit lang zu-

sammenarbeiten und dabei 
(mit mehr Geschick als bisher) 
versuchen, Methoden des 
„good government“ zum 
Durchbruch zu verhelfen (ein 
erster Schritt wäre ein Koali-
tionswechsel hin zur bürgerli-
chen „To Potami“). Gerechtig-
keit für Griechenland bedeu-
tet, ihm Zeit zu geben, Verant-
wortlichkeit zu entwickeln. 
hans.rauscher@derStandard.at

„Degrowth“ ist das Stichwort. Es soll von der 
Wachstumsobsession unserer Gesellschaften wegführen 

zu einer grüneren und sozial gerechteren 
Lebensweise. Ein Zehn-Punkte-Plan aus Spanien, 

wie Wohlstand ohne Wachstum gelingen soll. 

orientierten kooperativen Wirt-
schaftssektor, wie zum Beispiel: 
alternative Konsum- und Produk-
tionsgenossenschaften und Netz-
werke für eine grundlegende Ge-
sundheitsversorgung, gemein-
schaftliches Wohnen, Kredite, Bil-
dung oder künstlerische Tätigkei-
ten. 
Q Optimierung von Gebäudenutzung:
Baustopp für neue Häuser zuguns-
ten der Sanierung vorhandenen 
Wohnraums und der Förderung 
der Vollbesetzung von Häusern, 
zum Beispiel durch sehr hohe 
Steuern auf leerstehende oder 
Zweithäuser. 
Q Reduktion von Werbung: Etablie-
rung von Einschränkungskrite-
rien für Werbung im öffentlichen 
Raum, angelehnt an das Beispiel 
der Stadt Grenoble. 
Q Ökologische Obergrenzen: Einfüh-
rung absoluter und abnehmender 
Quotenregelungen für den Ge-
samtausstoß an CO2 und die Ge-
samtmenge an verbrauchten na-
türlichen Ressourcen. Diese gel-
ten auch für die bei der Herstel-
lung importierter Produkte ent-
standenen Emissionen und ver-
brauchten Rohstoffe. 
Q Abschaffung des Bruttoinlands -
produkts (BIP) als Indikator für wirt-
schaftlichen Fortschritt: Das BIP ist 
bekannterweise als Maß für Wohl-
stand und Lebensqualität unge-
eignet. Eine Debatte über die Form 
von Wohlstand und Lebensquali-
tät muss angestoßen werden, wo-
bei im Mittelpunkt stehen sollte, 
was gemessen werden sollte, und 
nicht wie. 

Diese Vorschläge ergänzen ein -
ander und müssen in ihrer Ge-
samtheit umgesetzt werden. So 

Kein Wachstum – und doch gut

Giorgos Kallis 

D egrowth (im Deutschen 
auch Postwachstum ge-
nannt) ist für uns in erster 

Linie ein Aufruf, unsere soziale 
Vorstellungskraft von einer Ideo-
logie zu befreien, die 
unsere Zukunft als 
wachstumsorientierte 
Einbahnstraße darstellt. 
Degrowth ist nicht 
gleichbedeutend mit Re-
zession, sondern die 
Hypothese, dass Wohl-
stand auch ohne Wirt-
schaftswachstum mög-
lich ist. 

Neue linke Bewegun-
gen in Europa erfahren 
aktuell großen Zuwachs; 
von Spanien bis nach 
Griechenland, Slowenien oder 
Kroatien. Aber werden sie auch 
„grün“ sein und ein alternatives, 
kooperatives Wirtschaftsmodell 
vorschlagen – inspiriert von De-
growth-Ideen? Im Folgenden prä-
sentieren wir zehn Vorschläge, 
die wir im Kontext von Spanien 
erarbeitet haben, und die für lin-
ke und grüne politische Parteien 
in ganz Europa von Interesse sein 
können. 

Das Programm 
Q Schuldenschnitt für Staatsbürger:
Eine Wirtschaft kann nicht ge-
zwungen werden zu wachsen, nur 
um Schulden abzutragen, die zu 
einem bloßen Scheinwachstum in 
der Vergangenheit beigetragen ha-
ben. Deshalb ist es wichtig, die 
Schulden nicht nur neu zu struk-
turieren, sondern im Rahmen 
einer neuen, wirklich demokrati-
schen Kultur einen Teil davon 
durch einen Schuldenschnitt auf-auf-auf
zuheben. Solch ein Schulden-
erlass sollte allerdings weder in 
Spanien noch anderswo auf Kos-
ten von kleinen Sparerinnen und 

Sparern oder Beziehern beschei-
dener Renten gehen. 
Q Arbeitsplatzteilung: Reduzierung 
der Arbeitswoche auf mindestens 
32 Stunden, sodass der durch we-
niger Arbeit entstehende Einkom-
mensverlust nur die oberen 10 

Prozent der Einkom-
menspyramide betrifft. 
Q Grund- und Maximal -
einkommen: Einführung 
eines bedingungslosen 
Grundeinkommens zwi-
schen 400 und 600 Euro 
pro Monat für alle Ein-
wohner. Beschränkung 
des maximalen Einkom-
mens – sowohl durch 
Arbeit als auch durch Ka-
pital – auf das 30-Fache 
des Grundeinkommens. 
Q Ökosoziale Steuerreform: 

Stärkere Besteuerung von Ener-
gie- und Ressourcenverbrauch an-
stelle von Arbeitsleistung, Reduk-
tion der Besteuerung der unteren 
Einkommensgruppen, finanziert 
durch eine CO2-Steuer. 
Q Beendigung von stark umwelt-
schädlichen Subventionen und In-
vestitionen: Umschichtung der be-
freiten öffentlichen Mittel hin zu 
sauberen Produktionsweisen. 
Q Unterstützung einer alternativen, 
solidarischen Gesellschaft: Einfüh-
rung von Subventionen, Steuerbe-
freiungen und bevorzugter Ge-
setzgebung für den nicht-gewinn-

Den 
umgekehrten 
Weg gehen: 
Wachstum 
abwickeln. 
Illustration: Corbis

Giorgos Kallis: 
weg von 

Scheinwachs-
tum .

Foto: iCrea



könnten beispielsweise ökologi-
sche Höchstgrenzen das Wachs-
tum reduzieren, aber auch 
Arbeitslosigkeit erzeugen. Eine 
Arbeitsplatzteilung zusammen 
mit einem Grundeinkommen 
würde hingegen die Schaffung 
von Arbeitsplätzen und sozialer 
Sicherheit vom Wirtschafts-
wachstum entkoppeln. 

Von „schmutzig“ ... 
Die Umverteilung von Investi-

tionen von „schmutzigen“ zu 
„sauberen“ Aktivitäten und die 
Reform des Steuersystems wür-
den für die Entwicklung einer grü-
neren Wirtschaft sorgen, deren Er-
folg durch die alternativen Wohl-
standsindikatoren kontrollierbar 
wäre. 

Schließlich wird die veränderte 
Besteuerung und Kontrolle von 
Werbung den positionellem Wett-
bewerb in der Bevölkerung ent-
spannen und die Frustration redu-
zieren, die mit einem Ausbleiben 
von Wachstum einhergeht. Inves-
titionen in Gemeingüter (Com-
mons) und geteilte Infrastruktu-
ren würden ohne Wachstum den 
Wohlstand steigern. 

... zu „sauber“ 
Wir erwarten nicht, dass linke 

Parteien sich „Degrowth“ auf die 
Fahnen schreiben. Wir verstehen 
die Schwierigkeiten, die es bringt, 
wenn plötzlich eine allgemeingül-
tige Denkweise in Frage gestellt 
wird. Was wir jedoch von den neu-
en Linken erwarten, sind erste 
Schritte in die richtige Richtung. 
Ebenso erwarten wir von den neu-
en Linken, sich vom Ziel des 
Wachstums langsam, aber sicher 
zu lösen und Ideen und Vorschlä-
ge parat zu haben, falls die Wirt-
schaft sich weigert zu wachsen. 

GIORGOS KALLIS ist Professor an der 
Autonomen Universität Barcelona und 
Mitherausgeber des Buches „Degrowth, 
A Vocabulary for a new Era“. Der Text ent-
stand in Kooperation mit Research & De-
growth, einem Thinktank von Akademi-
kern und Aktivisten in Barcelona, die 
sich mit dem Thema Degrowth befassen. 
Aus dem Englischen von S. Häger, C. 
Kerschner und E. Brose.

lebenlebenlebe

Die Apostel des Degrowth machen sich einen falschen 
Begriff von Wachstum. Dieses kann, zumindest in den 

entwickelten Ländern, heutzutage nur noch aus Wissen 
kommen. Und das ist – entgegen allen paternalistischen 

Beschränkungsfantasien – unbegrenzt vermehrbar.

licher sind und ökologischer pro-
duziert werden. 

Störrischerweise fragen sehr 
viele Menschen diese Gü-
ter auch nach und ver-
spüren wenig Lust da-
rauf, noch immer ein 
Telefon in der Größe 
eines Koffers mit sich he-
rumzutragen. Oder wei-
terhin mit dem Kinder -
wagen über drei Stufen in 
den Straßenbahnwagen 
zu klettern. 

An dieser Stelle ein 
praktischer Hinweis an 
unerschütterliche Wachs -
tumskritiker: Es ist mög-
lich, sich freiwillig zu bescheiden. 
Verbote in diese Richtung sind un-
nötig und paternalistisch. Der 
Markt bietet nicht nur BMW, son-

dern auch Carsharing an. 
Und wer nicht ständig 
mehr konsumieren und 
Geld ausgeben will, weil 
er schon genug davon 
hat, kann seine eigene 
Arbeitszeit auch ohne 
Zwang reduzieren und 
die gewonnene Zeit in 
freiwillige Sozialprojekte 
investieren, was gesell-
schaftlich zweifellos 
wünschenswert ist. 

Auch wenn Kallis vor-
sichtshalber festhält, die 

autoritäre Praxis des real existie-
renden Sozialismus sei zu vermei-
den: Die Forderung nach „sozialer 
Enteignung“, das Verbot, das Brut-
toinlandsprodukt als auch nur 
einen von mehreren Indikatoren 
zur Orientierung zu verwenden, 
die geplante oktroyierte Arbeits-
platzteilung – all das geht genau in 
Richtung Planwirtschaft und hat 
in der Praxis noch immer eine in-
effiziente Produktion bedeutet. 

Damit ist für ein Land, das, sie-

Der ewige Traum Traum Tr vom Leben ohne Wachstum

Hanno Lorenz 
Cornelia Mayrbäurl 

E s ist eine verlockende Idyl-
le, die uns Giorgos Kallis in 
seinem Manifest gegen das 

Wachstum und den Kapitalismus 
in Aussicht stellt. Wir könnten 
demnach wie im mythischen Ar-
kadien, das konkret übrigens in 
Mittelgriechenland liegt, leben: 
Nur Sinnstiftendes tun. Das Tem-
po reduzieren. Unsere Umwelt 
schonen. Mit dem Fahrrad zufrie-
den sein, weil die Werbung für 
Autos ja verboten wurde. Quasi 
ein neues Goldenes Zeitalter, von 
dem schon Hesiod und Vergil 
träumten. 

 Aufforderung zur Armut 
Der Leser ahnt: Dieser Traum 

wird ein solcher bleiben – und 
zwar aus vielen Gründen. Denken 
wir zunächst an die Entwick -
lungs- und Schwellenländer. Es 
ist unbestritten, dass seit 1990 
etwa eine Milliarde Menschen der 
Armut im wahrsten Sinne des 
Wortes entwachsen sind. Allein in 
China sind es etwa 660 Millionen. 

Ein anderes Mittel dafür als eine 
wachsende Wirtschaft ist bisher 
nicht bekannt. Die implizite Auf-Auf-Auf
forderung an Kambodschaner, 
Sambier oder Paraguayer, ihr 
Land möge nicht nach Wachstum 
streben, ist also, um es freundlich 
zu sagen, inakzeptabel. 

Nun gut, dann sollen eben nur 
die Industrieländer nicht mehr 
wachsen, das tun sie ja dem An-
schein nach ohnehin kaum. Eine 
Mehrheit etwa der Spanier oder 
Griechen dürfte von diesem Auf-Auf-Auf
ruf allerdings nicht entzückt sein. 
Dann gibt es auch noch die unan-
genehme Tatsache, dass in diesem 
Fall Länder ohne und welche mit 
Wachstumserlaubnis im direkten 
Wettbewerb stehen, wenn wir 
nicht die Globalisierung abschaf-abschaf-abschaf
fen und die Zollstationen an der 
Grenze wieder einführen. 

Auf diesen Aspekt kommen wir 
später zurück und richten zuerst 
den Blick auf die Funktion, die 
Wirtschaftswachstum in reichen 
Ländern hat. 

Grobe Irreführung 
Es ist grob irreführend, wenn 

Degrowth-Anhänger behaupten, 
trotz langen Wachstums seien die 
Armutsraten so hoch wie eh und 
je und die Jugend arbeitslos. Letz-
teres trifft – aus ganz anderen 
Gründen – für manche Staaten zu, 
aber nicht für die Mehrzahl der in-
dustrialisierten Länder. Ersteres 
wiederum ignoriert die höchst er-
freuliche Tatsache, dass es den 
Armen heute aufgrund von höhe-
rer Produktivität, also von Wachs-
tum, sehr viel besser geht als, sa-
gen wir, vor zwei Generationen. 

Es reicht, sich bei den Groß-
eltern zu erkundigen. Wenn das 
eigentliche Thema aber die Sche-
re zwischen Arm und Reich ist, 
dann sollten wir darüber 
reden, wie Ärmere zum 
Beispiel über bessere Bil-
dungsmöglichkeiten den 
sozialen Aufstieg leichter 
schaffen können. 

In Giorgos Kallis’ Vor-
stellung bedeutet Wachs-
tum immer noch, dass 
ständig mehr produziert 
und konsumiert wird. 
Das mag in Ländern wie 
Kenia oder Laos gelten, 
wo ein Arbeiter wohl lie-
ber dreimal als einmal 
die Woche Fleisch isst. Und das 
sollten ihm auch Vegetarier nicht 
verübeln, wenn die Freiheit des 
Einzelnen noch etwas zählt. 

Qualitatives Wachstum 
Da wir aber von Europa reden, 

geht es um qualitatives und eben 
nicht mehr um quantitatives 
Wachstum: Es geht um die Pro-
duktion von neuem Wissen, das 
sich in Form von Produkten mani-
festiert, die bedienungsfreund -

he oben, im Wettbewerb mit ande-
ren Ländern ohne Wachstumsver-
bot steht, zumindest mittelfristig 

der Wohlstandsverlust 
garantiert. Um es in Twit-
ter-Länge zu formulie-
ren: Das Ergebnis sind 
Armut und Zwang. 

Als konkretes Beispiel 
denke man kurz an Län-
der oder Regionen, die 
zwischendurch den tech-
nologischen Anschluss 
verloren haben, etwa die 
einstigen Standorte der 
englischen Textilindus -
trie. Oder das heutige 
Kuba. Nicht zuletzt: Wo 

der Wohlstand schrumpft, gibt es 
weniger zu verteilen. Gerade Be-
fürwortern eines starken Sozial-
staates möchte man laut zurufen: 
Überlege genau, was du dir 
wünschst. 

 Neues Wissen 
Wachstum ist also der Aus-

druck neuen Wissens. Wie müs-
sen wir uns also ein Land ohne 
Wachstum vorstellen? Man darf 
wohl annehmen: starr, unkreativ, 
gelähmt. Jedenfalls nicht sehr ar-
kadisch. 

HANNO LORENZ hat in Hamburg und 
Wien Ökonomie studiert. Er war für die 
Nationalbank und das Wirtschafts -
forschungsinstitut Economica tätig und 
ist seit 2013 beim Thinktank Agenda 
Austria.
CORNELIA MAYRBÄURL ist ebenfalls 
Mitarbeiterin der Agenda Austria. Sie hat 
Geschichte, Publizistik und Italienisch 
studiert sowie ein Diplom in Internatio-
nalen Beziehungen an der Johns Hopkins 
University erworben. Mayrbäurl war 
journalistisch tätig für den Kurier und 
Format und berichtete als Korresponden-
tin für die Presse, die NZZ und die Zeit aus 
Lateinamerika.

Die Spirale dreht nach oben: Ohne qualitatives Wachstum kann es keinen Wohlstand geben. 
Und wo der Wohlstand schrumpft, gibt es weniger zu verteilen.
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Cartoon: Rudi Klein (www.kleinteile.at)(www.kleinteile.at)

Hanno Lorenz: 
Es ist möglich, 
sich freiwillig 
zu bescheiden.

Foto: Agenda Austria

Cornelia Mayr-
bäurl: Zwang 
und Armut als 

Ergebnis.
Foto: Schneider

Oh heiliger Florian! 
Betrifft: „Erwin immer und über-
all“, Kolumne von Florian Scheuba

der Standard, 12. 3. 2015 
Herrn Scheubas möglicher Na-
menspatron Florian lebte vor 
rund 1700 Jahren im Gebiet des 
heutigen St. Pölten, was den ka-
barettistisch tätigen Namensträ-
ger offensichtlich fehlschließen 
lässt, er hätte tiefgreifende Kennt-
nis vom heutigen Leben in dieser 
und um diese Stadt. Als Mitglied 
des innersten, „nicht unbedingt 
von Sympathieträgern überlaste-
ten Kreises um Erwin Pröll“ 
bringt mich das wieder zur Er-
kenntnis: Scheubas beruflicher 
Humor ist, wenn man trotzdem 
lacht – muss ja nicht über Poin-
ten sein, die auf Sachkenntnis 
bauen.   

Dem Selbstlacher Scheuba ist 
entgangen, dass ein Mitglied der 
Bundesregierung einem Mitglied 
der Landesregierung über eine 
weitreichende Finanzentschei-
dung Mitteilung machen darf, 
wenn es gleichzeitig vom Visàvis 
eine Vertraulichkeitserklärung 
erhält. Also kein Problem. Nicht 
nur das: Damit wäre die nachfol-
gende Problemstellung von Mara-
thonverhandlungen sämtlicher 
Beteiligter in dieser rechtlich un-
absehbaren Finanzsache gleich 
gar nicht entstanden. 

Um beim Namenspatron zu 
bleiben, das Sprichwort „Oh hei-
liger Florian schütz’ mein Haus, 
zünd’ das nächste an“ wäre nicht 
zwangsläufig auf öffentlicher 
Bühne dargestellt worden. Was 
das alles in Kombination von 
ORF-Reform und Fotostatistiken 
in einer Kolumne zu tun hat, wird 
einem nur dann erschlossen, 
wenn man Intellekt streng dem 
Humor unterordnet. 

Und dann sollte man sich noch 
der Frage hingeben, wie Herr 
Scheuba in seinen Auftrittspau-
sen so viel Zeit zum „Bilderlzäh-
len“ erübrigen kann. Sollte er die-
se Analyse für alle Landes- und 
Bundespolitiker vorhaben, wird 
kaum mehr Raum zur Darbietung 
von Programmen bleiben, zumal 
ja Politiker öfter wechseln als Ka-
barettisten. „Der Geist des Erwin 
weht, wo er will.“ Er weht wenigs-
tens. Aber wo treibt sich Herrn 
Scheubas Geist herum?

 Peter  Peter  P Kirchweger 
 Pressereferent  Pressereferent  P
 Landeshauptmann Erwin Pröll 
 Landhausplatz 1 
 3109 St. Pölten
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MinderheitMinderheitMinder enthema heitenthema heit Frieden
Gudrun Harrer 

In der zweiten Amtszeit, nach den Midterm-Elections, 
nach den israelischen Wahlen (gleich wer gewinnt): 
Wieder einmal steigen die Erwartungen, dass US-Prä-

sident Barack Obama doch noch einmal versucht, was auch 
Bill Clinton und George W. Bush, wenngleich mit unter-
schiedlichem Engagement, vor dem Ende ihrer Präsident-
schaft probiert haben: Israelis und Palästinenser zu einer 
Verhandlungslösung zu bringen. 

Der Aufstieg von Robert Malley an die Spitze von Oba-
mas Nahostberaterteam befeuert die Spekulationen. Mal-
ley war schon bei den Verhandlungen von Camp David 
2000 dabei. Er hat der israelischen Darstellung vom groß-
zügigen Angebot Ehud Baraks und der Ablehnung durch 
Yassir Arafat – und der Schlussfolgerung, die Israelis hät-
ten keinen Partner für einen Frieden – stets widersprochen. 

Angesichts vergangener Verhandlungsrunden will man 
aber nicht mehr recht an eine neue Chance glauben. Die 
linksliberale Haaretz bHaaretz bHaaretz ringt regelmäßig warnende Stim-
men: Das Schicksal des demokratischen Staates Israel wer-
de sich in den besetzten Gebieten entscheiden. Aber die 
Haaretz ist ein Minderheitenprogramm. Wenn Benjamin 
Netanjahu wieder gewinnt, warum sollte er seine Meinung, 
ein Palästinenserstaat sei derzeit (?) nicht möglich, ändern? 
Und wenn die Links-Zentrum-Koalition gewinnt, wird sie 
zu schwach sein, um einen tragfähigen Konsens in Regie-
rung und Gesellschaft für Palästina zustandezubringen. 

Es gehört dazu
Birgit Baumann 

Muslimische Lehrerinnen dürfen in Deutschland ab 
sofort wieder Kopftuch tragen. Das hat das Bundes-
verfassungsgericht entschieden. Es ist ein richti-

ges, und es ist ein überfälliges Urteil. 
Denn es war nicht zu verstehen, warum ein Kopftuch 

nicht erlaubt ist, ein Nonnenhabit hingegen schon. Natür-
lich kann man argumentieren, dass Lehrpersonal über-
haupt keine Bekleidung mit Bezug zum Glauben tragen 
sollte. Aber dann muss das für alle gleichermaßen gelten. 

Die Höchstrichter entschieden sich für einen anderen 
Weg. Sie haben die im Grundgesetz festgelegte Religions-
freiheit gestärkt und das Kopftuch damit ein Stück weiter 
in die Gesellschaft hereingeholt. 

Doch das ist noch längst nicht das Ende der Geschichte. 
Denn das Gericht urteilte auch, dass es im Einzelfall schon 
ein Verbot geben könne – dann nämlich, wenn der Schul-
frieden durch das Kopftuch einer Lehrerin gestört werde. 
Man möchte sich gar nicht ausmalen, was da noch auf 
Deutschland zukommen könnte. Wie tief die Angst vor der 
angeblichen „Islamisierung“ Deutschlands sitzt, hat die Pe-
gida-Bewegung in den vergangenen Monaten gezeigt. 

Es wird wohl neue Auseinandersetzungen geben, und 
Deutschland wird sie nach diesem Urteil aushalten (müs-
sen). Der Islam gehört mittlerweile zu Deutschland. Und 
damit gehören auch all die Diskussionen um Kopftücher 
dazu, egal ob im Gericht oder außerhalb.

Der griechische FreundFreundFr
Thomas Mayer 

D er Umgang zwischen Regierungschefs und Spitzen 
der EU nimmt zuweilen ungewöhnliche Formen an. 
Trotz unterschiedlicher Weltanschauungen können 

sich „Krisenabschnittspartnerschaften“ ergeben, die man 
nicht für möglich hielte. Alexis Tsipras und Jean-Claude 
Juncker sind das jüngste Beispiel. Fast ein Paradepärchen. 

Der Kommissionspräsident, ein Christdemokrat, nennt 
den griechischen Premier „meinen Freund“. Der radikale 
Linke bat um Hilfe. Seine Syriza-Partei (mit nicht wenigen 
Altstalinisten) will in der EU einen neuen Sozialismus 
durchsetzen. Damit können Junckers Parteifreunde null 
anfangen. Syriza-Abgeordnete bemühen sich in der Links-
fraktion des EU-Parlaments seit langem darum, den „neo-
liberalen Paten der Steuerhinterzieher“ zu Fall zu bringen. 

Man kann also davon ausgehen, dass das Zusammenrü-
cken der beiden wenig mit Sympathie zu tun hat. Dennoch 
ist es vorbildhaft. Europa kann nur bestehen, wenn es größ-
te innere Spannungen aushält, durchsteht, im Kompromiss 
überwindet. Ein Zusammenbruch in Griechenland wäre 
außen- und sicherheitspolitisch ein enormes Risiko – für 
die EU wie für die Nato. Daher müssen die Euroländer noch 
einige Extrarunden für Athen drehen, auch wenn ständige 
Drohungen und Beschimpfungen aus der griechischen Re-
gierung, vor allem gegen Deutschland, langsam unerträg-
lich sind. Vielleicht wird Tsipras ja durch Juncker vernünf-vernünf-vernünf
tiger: Die Deutschen sind Freunde, nicht Feinde. 

EUROKRISE

KOPFTUCH IN DEUTSCHLAND

WAHLEN IN ISRAEL

D ie Universität 
Wien hat gleich 
doppelten Grund 

zum Feiern – und beide 
Male hat es mit Ge-
schichte zu tun: Die 
Universität begeht ihr 
650-Jahr-Jubiläum. Zeit-
gleich erhielt einer ihrer 
Professoren, der Ost-
europa-Historiker Phi-
lipp Ther, einen der 
wichtigsten Sachbuch-
preise des deutschspra-
chigen Raums: den der 
Leipziger Buchmesse. 

Ausgezeichnet wurde 
der 47-jährige Ther für 
seine Studie Die neue 
Ordnung auf dem alten 
Kontinent. Eine Ge-
schichte des neoliberalen 
Europa, die in einer fas-
zinierenden Kombina-
tion aus Reportage und 
Analyse die Verände-
rungsprozesse in Zen -
tral- und Osteuropa nach 1989 re-
konstruiert. „Wer die jüngsten Kon-
flikte in Europa verstehen will, sollte 
diesen Text lesen“, lobte die Jury. 

Mit den Ereignissen des Jahres 1989 
hat es auch zu tun, dass der in Vorarl-
berg geborene Ther zu einem der füh-
renden Osteuropa-Historiker werden 
sollte. Aufgewachsen in Bayern und in 
Istanbul, erlebte er als Student in Prag 
zuerst die Demonstrationen gegen das 
Regime und dann die Wende 1989 
hautnah mit und beschloss, ordentlich 
Tschechisch zu lernen. 

Nach dem Master an der George-
town University in Washington pro-
movierte er an der FU Berlin mit einer 

Arbeit über polnische 
und deutsche Vertriebe-
nengeschichte. Für die 
Habilitation suchte sich 
der Historiker, der zahl-
reiche europäische 
Sprachen spricht, dann 
wieder ein ganz neues 
Thema: Der Hobby -
musiker analysierte 
Wechselbeziehungen 
im Bereich des Opern-
theaters in Osteuropa im 
19. Jahrhundert. 

Abgeschlossen wurde 
dieses ebenfalls preisge-
krönte Buchprojekt vor 
zehn Jahren am Institut 
für die Wissenschaften 
vom Menschen (IWM) in 
Wien. Danach lehrte er 
für einige Jahre am Euro-
päischen Hochschul -
institut in Florenz, ehe 
er 2010 nach Wien beru-
fen wurde, ans größte 
und älteste Institut für 

osteuropäische Geschichte im 
deutschsprachigen Raum. Das sei die 
beste Position, die man in diesem Fach 
erreichen kann, sagt Ther, zudem sei 
Wien der ideale Ausgangspunkt für 
osteuropäische Archivreisen und Ko-
operationen. 

Abgesehen davon fühlt sich der pas-
sionierte Radfahrer und Vater zweier 
Kinder in der Stadt wohl. Das scheint 
sich auch auf das Bücherschreiben 
auszuwirken: Bereits Thers Antritts-
vorlesung 2011 war der „Transforma-
tion Osteuropas nach 1989“ gewidmet. 
Kaum vier Jahre später ist daraus ein 
in jeder Hinsicht ausgezeichnetes 
Buch geworden. Klaus Taschwer

KOKOPF PF DES DES TATAGESGES

Famoser Chronist 
osteuropäischer 

Umbrüche Umbrüche Um

Philipp Ther gewann den 
Leipziger Sachbuchpreis. 
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Griechische GegenfinanzierGegenfinanzierGegen ung
Die Steuerreform bringt eine Entlastung, aber woher das Geld kommt, bleibt vage

digung, durch sinnvolle Einsparungen 
in der Verwaltung eine Milliarde Euro 
zur Gegenfinanzierung beitragen zu 
wollen. Bei beiden Projekten drängt 
sich ein Vergleich mit Griechenland 
auf: Die Griechen werden auch zu 
Recht gefragt, warum habt ihr das 
nicht längst gemacht? 

Da diese beiden Schritte 2,9 Milliar-
den Euro einbringen sollen, ist zu be-
fürchten, dass der Entlastung schon 
bald eine Belastung folgen wird – 
wenn man nämlich die Gegenfinan-
zierung nicht hinbekommt. Aufgrund 
der EU-Vorgaben kann das Budget 
nicht einfach überschritten werden. 

Hinter einer vagen Ankündigung, 
Bankauskünfte im Zusammenhang 
mit Abgabenprüfungen durchzufüh-
ren, versteckt sich dagegen mehr. Das 
kommt de facto einer Abschaffung des 
Bankgeheimnisses gleich. Zu Ein-
schnitten, etwa bei Förderungen, 
konnte sich die Regierung nicht durch-
ringen. Strukturreformen sind eben-
falls nicht Teil des Pakets – nicht ein-
mal ansatzweise. Herausgekommen ist 
ein klassischer Kompromiss, der bei-
den Parteien ermöglicht, ihrer Klientel 
Erfolge zu verkaufen und Zugeständ-
nisse zu kaschieren. Zu Euphorie oder 
Superlativen besteht kein Anlass.

D iese Steuerreform ist kein gro-
ßer Wurf, aber die Entlastung 
fiel mit rund fünf Milliarden 

Euro doch größer als erwartet aus. Auf 
der Haben-Seite gibt es ein deutliches 
Plus für die meisten Steuerzahler. Die 
kleinen und mittleren Einkommen 
werden merklich entlastet. Ob das zu 
deutlich mehr Konsum und damit zur 
Ankurbelung der Wirtschaft führt, wie 
von Kanzler und Vizekanzler erwartet, 
wird sich erst zeigen. Viele haben die 
Krisenerfahrung schon so internali-
siert, dass sie wohl vorsorgen wollen. 

Dass der ohnehin schon hohe Spit-
zensteuersatz auf 55 Prozent ansteigt, 
wird auf wenig Protest stoßen, denn 
das trifft nur bis zu 400 Personen, die 
mehr als eine Million Euro pro Jahr 
verdienen. Zudem ist die Anhebung 
auf fünf Jahre befristet. Das bringt 
auch nur einen bescheidenen Beitrag 
von 50 Millionen Euro. 

Die SPÖ wird es schwer haben, dies 
aufgrund der kleinen Gruppe von Be-
troffenen als Reichensteuer zu verkau-
fen. Denn eine allgemeine Erbschafts- 
oder Schenkungssteuer konnten die 
Sozialdemokraten nicht durchsetzen. 
Der Steuersatz bei Erbschaften und 
Schenkungen von Grundstücken und 
Immobilien steigt zwar an – aber nur, 
wenn der Wert 400.000 Euro über-
steigt. Wer Kunstwerke oder Aktien 
geschenkt bekommt oder erbt, wird 
nicht zur Kasse gebeten. Auch die An-
hebung der Kapitalertragssteuer auf 
Dividenden und Wertpapiere geht 
nicht als Reichensteuer durch. Von 
den ursprünglich veranschlagten zwei 
Milliarden Euro sind nur 350 Millio-
nen übrig geblieben. Das ist nur ein ge-
ringer Beitrag zu mehr Verteilungsge-
rechtigkeit. 

Immerhin – sagt die SPÖ. Sogar der 
Gewerkschaftsbund stimmt zu. Wir 
haben Schlimmeres verhindert – 

sagt die ÖVP. Sogar der Wirtschafts-
bund akzeptiert dafür die Registrier-
kassenpflicht, die – wieder typisch ös-
terreichisch – auch mit Ausnahmen 
versehen ist. 

Das Problem der ganzen Steuer -
reform ist die Soll-Seite. Die Gegen -
finanzierung basiert zum Großteil auf 
vagen Annahmen und dem Prinzip 
Hoffnung. Ein Maßnahmenpaket 
gegen Steuerbetrug macht 1,9 Milliar-
den Euro aus. Die Vorschläge sind aber 
nicht sehr konkret, wie Betrugsbe-
kämpfung im Bereich Mineralölsteuer 
und eine modernere IT für die Finanz-
verwaltung. Noch vager ist die Ankün-

Alexandra Föderl-Schmid
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Dass sich Arbeitnehmer gerecht behandelt fühlen, ist für 
Unternehmen vor allem aus ökonomischen Gründen 

wichtig, sagt Gerechtigkeitsforscher Stefan Liebig. 
Die Frage laute nicht, ob gleich oder ungleich, sondern 
wie viel Ungleichheit im Unternehmen akzeptiert wird.

Wo Ungleicngleicng hheit als gerecht echt ech gesehen wird

Lara Hagen

W enn Stefan Liebig erklä-
ren will, was es für Fol-
gen hat, wenn man sich 

im Unternehmen ungerecht be-
handelt fühlt, erzählt er gerne von 
einem Ende der 1980er durchge-
führten Experiment. Der Soziolo-
ge, der sich in seiner Forschung 
seit Jahren mit Gerechtigkeit aus-
einandersetzt, ist überzeugt, dass 
die Ergebnisse heute die gleichen 
wären. Jerald Greenberg unter-
suchte den Zusammenhang von 
zeitlich befristeten Gehaltskür-
zungen und Diebstählen in zwei 
Betrieben eines US-amerikani-
schen Unternehmens. 

In einem Betrieb wurde eine 
ausführliche Begründung für die 

Kürzung gegeben, Kennzahlen 
wurden präsentiert und die Mit-
arbeiter eingebunden. Im zweiten 
Betrieb wurde die Gehaltskürzung 
als ein Faktum präsentiert. Ein 
dritter Betrieb diente als Kontroll-
gruppe – hier wurden keine Kür-
zungen vorgenommen. Greenberg 
und sein Team konnten in den fol-
genden zehn Wochen beobachten, 
dass die Diebstahlquote in den 
beiden Betrieben mit Kürzungen 
zunahm, nachdem die Gehälter 
wieder angehoben worden waren, 
gingen die Diebstähle auf das ur-
sprüngliche Niveau zurück. Das 
für Liebig Interessante: In dem Be-
trieb, in dem die Kürzungen nicht 
näher begründet wurden, war die 
Diebstahlquote beinahe doppelt 
so hoch, wie in Betrieb eins. 

Gerechtigkeitsforscher wie Lie-
big nennen das Verfahrensgerech-
tigkeit – vor allem in Unterneh-
men spielt sie eine große Rolle. 

Zentral dafür, ob jemand seine 
Bezahlung als gerecht empfinde, 
sind danach die Gründe, die da-
hinterliegen. „Entscheidungen 
müssen transparent sein, und die 
Mitarbeiter müssen die Möglich-
keit zur Mitsprache ha-
ben“, sagt der Soziolo-
ge. Außerdem sei auch 
die Sensibilität dafür, 
wie Unternehmen mit 
anderen umgehen, 
wichtig für das Gerech-
tigkeitsempfinden. Wie
wichtig die Argumen-
tation von Kürzungen 
oder Gehaltserhöhungen ist, beto-
nen auch andere Disziplinen, die 
sich mit Gerechtigkeit befassen, 
etwa die Verhaltensökonomie 
oder Motivationsforschung. 

Wäre theoretisch nicht eine 
gleiche Bezahlung für alle das Ge-
rechteste? Liebig lehnt dies ent-
schieden ab: „Ganz und gar nicht. 

Eine Einkommensgleichheit wür-
de zum Höchstmaß an Ungerech-
tigkeitsempfinden führen.“ Unter-
schiedliche Leistung gehöre, so 
zeige die Forschung, auch unter-
schiedlich entlohnt. 

Mitsprache – etwa auch betreffs 
der Höhe der Gehälter – wird oft 
als Ideal an Gerechtigkeit genannt. 
Solche Transparenz wird in Be-

trieben aber nur selten 
umgesetzt. 

In manchen Unter-
nehmen verdienen Mit-
arbeiter aber schon, 
was ihnen zusteht – be-
ziehungsweise haben 
sie jenen Verdienst, 
auf den sich die Beleg-
schaft einigt. 

Die Idee, dass Mitarbeiter ihr 
Gehalt weitgehend selbst bestim-
men, geht auf den Brasilianer Ri-
cardo Semler zurück. Als er im Fa-
milienunternehmen Semco ein-
stieg, führte er dort die Veröffent-
lichung der Gehälter ein, die Mit-
arbeiter bestimmten untereinan-
der, wie viel sie verdienen, und 

„Georg Simmel – Die Philosophie des Geldes / Geldspirale II“: Künstler Jochen Höller hat der berühmten Analyse des deutschen Soziologen jedes „Geld“ und 
alle anderen zusammengesetzten Wörter mit „Geld“ entzogen und die im Buch beschriebene Durchdringung moderner Gesellschaften bildlich dargestellt.
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wer wollte, konnte sein Gehalt an 
den Unternehmensgewinn kop-
peln. Das Beispiel sorgte weltweit 
für Aufsehen, das Unternehmen 
steigerte den Umsatz um das 500-
Fache. 

Für Unternehmen sei es enorm 
wichtig, ob sich Mitarbeiter ge-
recht oder ungerecht behandelt 
fühlen, sagt Stefan Liebig, „vor al-
lem aus ökonomischen Gründen“, 
wie das Beispiel aus den späten 
80ern zeige. Ungerechtigkeit ma-
che aber auch krank: „Wir konn-

Fortsetzung auf Seite K 2 ▷

derStandard.at/KaderStandard.at/Karriererriere

ziehungsweise für die anschlie-
ßende Podiumsdiskussion und das
Big Deal Clubbing am Abend zu be-
werben. Denn das für eine/n M&A
Anwältin bzw Anwalt vielfältige
und notwendige Know-how kann
man zwar in Teilbereichen nach-
lesen, wie M&A und Due Diligence
aber tatsächlich in der Realität ab-
laufenufenuf , kann man nicht aus Büchern
lernen.

Guter Studienerfolrfolrf g, interessanter
Lebenslauf, aber auch eventuelle,
erste praktische Erfahrungen sowie
natürlich das Interesse an diesem
herausfordernden juristischen Spe-
zialbereich sind dabei erste wichtige
Voraussetzungen. Die besten 15 Be-
werberInnen bekommen die Mög-
lichkeit, beim ganztägigen Big Deal 
Workshop dabei zu sein. Eine be-
schränkte Anzahl weiterer Bewerbe-

rInnen hat gemeinsam mit den
Workshop TeilnehmerInnen über-
dies die Möglichkeit, am Abend mit
den Experten „face to face“ über
eine mögliche Karriere als M&A-An-
wältin bzw Anwalt zu diskutieren.
Dieses Jahr wird als besonderes
Highlight Herr Dr. Eduard Zehetner, 
CEO der Immofinanz, von seinen
reichhaltigen Erfahrungen berich-
ten und Tipps für die Karrierepla-
nung geben.

„Im Zuge des Workshops werden

Die Due Diligence Prüfung ist mitt-
lerweile als Standardinstrument im
Vorfeld von Transaktionen nicht
mehr wegzudenken. Im Rahmen des
Big Deals 2015 werden die Experten
vovon CHSH wieder eine M&A Trans-
aktion vom LOI bis zum Closing de-
tailliert beleuchten, wobei heuer ein
besonderer Schwerpunkt auf die
Due Diligence Prüfung gelegt wer-
den wird.

Zum Big Deal von CHSH werden
jedes Jahr besonders erfolrfolrf greich Stu-
dierende sowie Absolventinnen und
Absolventen der Rechtswissen-
schaften und des Wirtschaftsrechts
eingeladen, sich für die Teilnahme
an einem eintägigen Workshop be-

wir Zweck, Inhalt, Ablauf, Ergeb-
nisse einer Due Diligence und deren 
Auswirkungen auf duf duf ie Vertragsge-
staltung ebenso behandeln wie das
spannungsgeladene Verhältnis zu
Verschwiegenheitspflichten und Be-
sonderheiten bei börsennotierten
Unternehmen“ so Dr. Clemens Hase-
nauer, LL.M, Managing Partner und
Leiter des auf Muf Muf ergers & Acquisi-
tions und Übernahmen spezialisier-
ten Corporate Transactions Depart-
ments bei CHSH.

Clemens Hasenauer weiter: „Die
Studierenden bekommen an diesem
Tag einen sehr guten und kompri-
mierten Einstieg in die Welt des
M&A-Geschäfts vermittelt“. M&A-
Profis der Kanzlei werden aus ihrem

reichen Erfahrungsschatz berichten
und auch die eine oder andere „War
Story“ zum Besten geben. Außer-
dem wird gezeigt werden, welche
Fähigkeiten – wie etwa Stressresis-
tenz, Kompetenz und strategisches
Denken, auch in schwierigen Ver-
handlungssituationen – ein/e
erfolgreiche/r M&A Anwältin bzw.
Anwalt haben sollte.

Aber auch Teamfähigkeit und sozi-
ale Kompetenz sind beim Big Deal
wichtig, weil es bei großen Transak-
tionen eben nicht nur um materielle
Angelegenheiten geht, sondern
eben auch um Menschen.

Am Ende des Tages sollte man
dann wissen, wie der Traumberuf iuf iuf n
der Praxis funktionieren kann.

Big Deal 2015: M&A u&A u&A nd Due Diligence

Dr. Clemens Hasenauer  er  er Foto: CHSH

Die Kanzlei CHSH Cerha Hempel Spiegelfellfellf d Hlawati  
veranstaltet am 5. Mai 2015 bereits zum achten Mal  

einen Workshop, der jer jer eweils einem anderen  
Schwerpunkt aus dem Bereich M&A  &A  &A

gewidmet ist.  
2015 dreht sich alles um das Thema Due Diligence. 

Wann: 5. Mai 2015
von 9:00 bis 17:30 Uhr, anschließend
Podiumsdiskussion und Clubbing
Bewerbungen:
bis einschließlich 19. April 2015
www.chsh.com/bigdeal

KONTAKNTAKNT T

Eine Information von Cerha Hempel Spiegelfeld Hlawati. Entgeltliche Einschaltung

KarriereReport Due Diligence. Praxisleitfaden für
Transaktionen
Dr. Clemens Hasenauer, LL.M. und
Dr. Harald Stingl, LL.M.,
Linde Verlag, 2015,
ISBN: 9783707332568
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Kooperation und 
Kollaboration sollen 

Antworten auf die 
steigende Komplexität 
der Wirtschaft geben. 
Das Zukunftsinstitut 

hat in seiner Trendstudie 
das Wir als treibenden 

Faktor analysiert.

Kinderschuhen, die To-do-Liste 
für Führungskräfte ist lang. So 
werden zwar neue Lernformate 
eingeführt, Barcamps organisiert 
und mit Open Innovation experi-
mentiert. Jedoch mit mäßigem Er-
folg, diese Prozesse scheitern 
häufig an den alten Gewohnhei-
ten. Kollaboration in Unterneh-
men hat viele Herausforderungen 
zu bewältigen und braucht eine 
neue Kultur. 

Und diese beginnt bei der Kom-
munikation, dem Rohstoff der 
Netzwerkökonomie, so die Zu-
kunftsforscher. Hier schnell auf 
den Punkt zu kommen sei ein we-
sentlicher Erfolgsgarant. Aber 
auch Einfühlungsvermögen gehö-
re zu den entscheidenden Fakto-
ren. Denn mit je mehr Welten Or-
ganisationen bei ihren Koopera-
tionsprojekten in Kontakt kom-
men, desto mehr brauche es die 
Fähigkeit zur Ankoppelung an 

Gemeinschaft haft ha als Wirtschafts Wirtschafts W treiber

Gudrun Ostermann

Frankfurt – Teilen, tauschen, ge-
meinsames Nutzen liegen hoch im 
Kurs. Talente, Fähigkeiten, Wis-
sen und Dienstleistungen werden 
schon jetzt gegenseitig zur Verfü-
gung gestellt. Geht es nach den 
Forschern des Zukunftsinstituts, 
wird sich dieser Trend zum Tei-
len, zur Kollaboration noch weiter 
verstärken. Dadurch könne auch 
ein neues „Wir“ entstehen. In 
ihrer aktuellen Trendstudie „Die 
neue Wir-Kultur – wie Gemein-
schaft zum treibenden Faktor 
einer künftigen Wirtschaft wird“ 
zeigt das Zukunftsinstitut den 
Weg dorthin, aber auch, was die-
ses Gemeinsame für Unterneh-
mensführungen bedeutet. 

Schon jetzt werden in Unter-
nehmen immer öfter Türen für Ex-
terne geöffnet, gemeinsam mit der 
Crowd wird nach neuen Ideen ge-
sucht oder diese weiterentwickelt, 
durch die neuen Kommunika-
tionsmöglichkeiten können Kun-
den und Geschäftspartner intensi-
ver in die Arbeitsabläufe einge-
bunden werden. Wenn sich ein 
Unternehmen aber für mehr Ko-
operation und Kollaboration mit 
Kunden, Lieferanten und Part-
nern entscheidet, muss auch die 
Kultur im Unternehmen dement-
sprechend gestaltet werden. 

Für Thomas Malone, Professor an 
der Sloan School of Management 
des MIT, steht fest, dass in zukünf-zukünf-zukünf
tigen Unternehmen Macht und 
Kontrolle viel breiter gestreut sein 
werden, als das heute noch der Fall 
ist. Erste Anzeichen für diese Ent-
wicklung sieht er vor allem in klei-
nen Unternehmen der IT-Branche, 
denn dort seien vom Kollektiv ge-
wählte Chefs und Mitarbeiter, die 
ihr Gehalt und ihren Urlaub selbst 
bestimmen, schon heute Realität. 

Für diese Gemeinschaftsidee 
identifizieren die Zukunftsfor-

scher einige wesentliche Treiber. 
Die technologische Vernetzung 
hat dafür einen wichtigen Impuls 
gegeben und wird auch weiterhin 
die entscheidende Rolle spielen. 
Enger zusammenzuarbeiten ist für 
die Zukunftsforscher ein weiterer 
Treiber und auch eine mögliche 
Antwort auf die Frage, wie mit der 
steigenden Komplexität umgegan-
gen werden kann. 

Darüber hinaus gilt, so die Zu-
kunftsforscher, Kollaboration 
schon jetzt als ein Treiber für In-
novation. Kollaboration und Ko-
operation können mittlerweile im 
Alltag vielfältig genutzt werden – 
Stichworte dafür: Carsharing, Co-
Working-Spaces oder auch Crowd -
funding-Plattformen. All diese 
Möglichkeiten zeigen den Nutzen 
der Gemeinschaft. Kollaboration 
besteht den Alltagstest. 

In Unternehmen hingegen 
steckt Kollaboration noch in den 

diese. Vertrauen sei eine weitere, 
wenn nicht die entscheidende Vo-
raussetzung. Die Vernetzungs-
kraft innerhalb der Organisation 
zu stärken werde zu einer wichti-
gen Fähigkeit für Führungskräfte. 

Darüber hinaus müssen, so die 
Zukunftsforscher, Kooperations-
gewohnheiten implementiert wer -
den. Dazu sei ein umfassendes Be-
wusstsein für alle Faktoren nötig, 
die das Verhalten der Mitarbeiter 
beeinflussen, und die Weitsicht, 
auf allen Ebenen etwas verändern 
zu wollen. 

Wir-Konstrukte in traditionell 
von Konkurrenz geprägten Set-
tings aufzubauen sei nicht einfach 
und erfordere einen doppelten Fo-
kus: zum einen auf die Weiterent-
wicklung der Organisation und 
zum anderen auf die Menschen, 
die in ihnen arbeiten, lautet das 
Fazit der Zukunftsforscher. 
p wp wp ww.zukunftsinstitut.de

In Zukunft werden Macht und Kontrolle in Unternehmen breiter gestreut sein, als dies heute der Fall ist.
Dafür braucht es in Unternehmen eine neue Kultur. Kommunikation wird zu einem wichtigen Faktor.
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▷ Fortsetzung von Seite K 1 
ten nachweisen, dass die Kran-
kenstandstage in Unternehmen, 
in denen sich Leute ungerecht be-
handelt fühlen, zunehmen.“ Zum 
einen verberge sich dahinter eine 
tatsächliche psychische oder phy-
sische Krankheit, manche würden 
aber nur blaumachen, weil sie 
sich denken, dass ihr Einsatz 
nicht entsprechend geschätzt wer-
de“, sagt Liebig. Die Generation Y 
zeichne sich hier durch eine noch 
höhere Sensibilität aus: „Die Jun-
gen wollen das Gefühl haben, ge-
braucht und eingebunden zu wer-
den. Ist das nicht der Fall, fühlen 
sich viele ungerecht behandelt.“ 

Hierarchie, auch in den Gehäl-
tern, ist akzeptiert. Die viel wich-
tigere Frage laute aber, wie viel 
Ungleichheit im Unternehmen ak-
zeptiert werde. Denn trotz aller 
Hierarchie: „Je größer die Einkom-
mensungleichheit, umso höhere 
Ansprüche an ihren Lohn haben 
die Mitarbeiter“, sagt Liebig. 

Vom guten Leben für alle 
Wie aber sieht eine gerechte 

Verteilung in Zahlen aus? Hier 
setzt unter anderem die „Gemein-
wohl-Ökonomie“ (GWO) an. Bei 
der GWO dreht es sich längst nicht 
nur um die Einkommensvertei-
lung, Hauptziel ist nachhaltiges 
Wirtschaften und das „gute Leben 
für alle“. Verteilungsgerechtigkeit 
in Einkommen ist dabei natürlich 
ein wichtiger Indikator. Für eine 
gerechte Verteilung nach GWO-
Modell sprächen aber auch zu-
nehmende Chancenungleichheit 
und ökologische Auswirkungen 
des „Immer-Mehr“. Einkommens-
unterschiede in tausendfacher 
Höhe könne man nicht mehr mit 
Leistung rechtfertigen, heißt es in 
den Empfehlungen. 

Für die Verteilung auf dem 
Lohnzettel heißt das Folgendes: 
Bei einem laut GWO vorbildlichen 
Unternehmen mit 20 bis 200 Mit-
arbeitern soll die Spreizung der 
Bruttolöhne 1:3 betragen – Füh-
rungskräfte dürfen also maximal 
dreimal mehr als Angestellte ver-
dienen. Als Mindesteinkommen 
werden für Österreich 1300 Euro 
genannt. Damit die von Liebig be-
tonte Verfahrensgerechtigkeit ge-
geben ist, sind außerdem die ge-
meinsame Festlegung und die Ver-
öffentlichung der Gehälter ein Ziel.

Positive Beispiele gibt es schon, 
Empfehlungen bezüglich der Ge-
haltsspreizung haben etwa Son-
nentor, Gea/Waldviertler und 
Gugler Cross Media umgesetzt. 
Bislang unterstützen über 8000 
Unternehmen die GWO. 

Die Sparkasse Niederösterreich Mitte West AG ist in der Region eine der führenden Banken. Von Kunden wird die Bank mit langjähriger Erfolgsgeschichte als starker und
verlässlicher Partner geschätzt, der Tradition und Zukunftsorientierung kompetent verbindet. Aufgrund einer bevorstehenden Pensionierung sucht die Bank mit Start
spätestens ab 1.1.2016 einen

Vorstand Marktfolge (m/w)

Aufgaben

• Verantwortung für alle Bereiche
der Marktfolge: Finanzen,
Strategisches Risikomanagement,
Kreditrisikomanagement,
Marktservices, Personal,
Organisation und Infrastruktur

• Zusammen mit dem
Vorstandskollegen Markt:
Unternehmensplanung,
Erarbeitung und Umsetzung

der Unternehmensstrategie sowie
Bankensteuerung

• Vorantreiben von Veränderungs-
prozessen und der damit
verbundenen Führungskultur

• Personalführung und -entwicklung
• Repräsentationsaufgaben im
Einzugsgebiet

Anforderungen

• Fundierte kfm. Ausbildung,
vorzugsweise betriebswirtschaft-
liches oder juristisches Studium

• Mehrjährige einschlägige
Berufserfahrung

• Sehr gutes bankfachliches
Know-how, iKnow-how, iKnow-how nsbesondere im
Kreditrisikomanagement

• Gute Kenntnisse in RW und
Controlling

Anforderungen

• Erfahrung in der
Bankensteuerung- und
Organisation

• Strategisches, unternehmerisches
und wirtschaftliches Denken und
Handeln

• Führungskompetenz
• Kunden- und Vertriebsorientierung
• Umsetzungsstärke

Wir wenden uns an erfahrene Führungspersönlichkeiten aus dem Bankenbereich, die umfassende Bankerfahrung, umfangreiches Bankwissen und Erfahrung mit
Veränderungsprozessen mitbringen, Verantwortung für die Region übernehmen und die Möglichkeit ergreifen möchten, strategisch, unternehmerisch und gesamt-
verantwortlich tätig zu sein. Für diese Position wird je nach konkreter Qualifikation und adäquater Berufserfahrung ein Jahresbruttogehalt ab € 130.000,- geboten.

Bitte bewerben Sie sich online unter www.jobs.recruitingservices.at
Unsere Beraterinnen Mag. Giovanna Ferraris und Marie-ThMarie-ThMarie- erese Praniess, MSc, freuen sich auf Ihre Bewerbung und stehen Ihnen für Fragen gerne
telefonisch unter 01/537 00 2637 zur Verfügung.

Deloitte Recruiting Services – Recruiting for Business
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I ndien durchläuft einen ge-
waltigen Wandlungsprozess. 
Ein rasantes wirtschaftliches 
Wachstum katapultierte das 

Land in die Ränge der zehn größ-
ten Wirtschaftsmächte der Welt. 
Der Schriftsteller Rana Dasgupta 
kam 2001 nach Delhi und sprach 
mit Milliardären und Slumbewoh-
nern, Drogenhändlern und Gurus, 
Unternehmern und Künstlern. In 
seinem neuen Buch beschreibt er 
diese ungezügelten menschlichen 
Energien sowie das bestürzende 
Elend und vermittelt eine Ahnung 
von der Zukunft der Welt im 21. 
Jahrhundert. 

Standard: Herr  Herr  H Dasgupta, seit sei-
ner wirtschaftlichen Öffnung 

Dasgupta, 
Öffnung 

Dasgupta, 
vor 

über zwei Jahrzehnten erlebt In-
dien gigantische Veränderungen. 
Was entsteht in diesem Land? 
Rana Dasgupta: Der Kapitalismus 
zeigt überall ein anderes Gesicht. 
In Indien sehen wir ihn derzeit in 
seiner reinen Form. Er agiert stark 
und gewaltsam und ohne die Re-
formen, die er in Europa erfuhr. 
All die Prozesse wie Vertreibung, 
Landraub oder Besiedelung, die 
im 19. Jahrhundert in verschiede-
nen Gebieten der Welt zu beob-

achten waren, finden hier inner-
halb eines Landes statt. Sie müs-
sen mit einer Bevölkerung bewäl-
tigt werden, die aus bestens aus-
gebildeten Menschen und An-
alphabeten besteht. Die Gegensät-
ze in Indien sind stärker, als ein 
einziges Land sie aushalten kann. 

Standard: Wie  Wie  W erklären Sie es 
sich, dass man in Indien mit sol-
cher Vehemenz den Kapitalismus 
einführt? 
Dasgupta: Die Angehörigen der in-
dischen Mittelklasse haben kein 
Interesse mehr an so-
zialistischen Vorstel-
lungen. Aus ihrer Sicht
waren die Jahre von 
1947 bis 1989 vergeu-
dete Zeit. Das ist natür-
lich eine falsche Be-
trachtungsweise. 
Denn ungeachtet aller 
Fehler gab es in der so-
zialistischen Ära bemerkenswerte 
Errungenschaften. Die werden 
ausgeblendet. Während der Sozia-
lismus dazu aufforderte, an Arme, 
Bauern und Arbeiter zu denken, 
geschieht jetzt geradezu das Gegen-
teil. Die 700 Millionen Menschen, 
die in den ländlichen Gebieten 

 leben, finden nicht einmal Er -
wähnung. 

Standard: Ähnlich  Ähnlich  Ä scheint es all 
den Millionen Menschen in den 
städtischen Slums zu ergehen. 
Sind sie die Verlierer des kapitalis-
tischen Umbruchs? 
Dasgupta: Das Problem der Slum-
bewohner ist ein globales. Zu-
künftig wird es in allen Staaten 
Menschen geben, die in das wirt-
schaftliche System nicht einbe -
zogen sind. Der Kapitalismus 
braucht einfach nicht jeden auf 

der Welt. Als typisches 
Bild für die Ausbeu-
tung in der Dritten 
Welt werden gewöhn-
lich minderjährige Ar -
beiterinnen in einem 
Textilunternehmen in 
Bangladesch gezeigt, 
die unter gefährlichen 
Bedingungen Klei-

dungsstücke für den westlichen 
Markt nähen. Dieses Bild ist längst 
überholt. Tatsächlich werden die-
se Menschen gar nicht mehr ge-
braucht. 

Standard: Der britisch-kanadische
Autor Doug Saunders nennt diese 

Stadtgebiete nicht Slums, sondern 
Ankunftsstädte ... 
Dasgupta: In vielen Städten erfül-
len die Slums diese Funktion. Die 
Menschen ziehen vom Land in die 
Stadt und finden im Slum das fa-
miliäre Netzwerk, das es ihnen er-
laubt, sich eine Existenz aufzu-
bauen. Die Probleme tauchten auf, 
als Städte wie De-
lhi und Bangalore 
begannen, sich als 
globale Städte zu 
verstehen. Sie 
wollten aussehen 
wie Singapur. Das 
hieß, dass es keine 
Slums mehr geben 
durfte. Hinzu ka-
men Grundstücks-
spekulationen mit 
Slumgebieten. Dadurch entstand 
dieses grausame Phänomen, dass 
die Menschen in den Slums kri -
minalisiert und vertrieben wur-
den. Sie verloren alle ihre wirt-
schaftlichen Bindungen an die 
Stadt. Die Kriminalisierung der 
Armut ist ebenfalls ein globaler 
Trend. 

Standard: Könnten  Könnten  K die Religionen 
dazu beitragen, eine solidarische 

Gesellschaft zu schaffen, oder be-
günstigen sie eher die Spaltung? 
Dasgupta: Der Unternehmenssek-
tor wird von Hindus dominiert, 
und der Hinduismus ist keine so-
ziale Religion. Die Muslime wur-
den aus vielen Bereichen der Wirt-
schaft systematisch ausgeschlos-
sen, nicht per Gesetz, aber in der 

Praxis. Insbeson-
dere für muslimi-
sche Männer ist es 
schwer, die Zulas-
sung zu einer Uni-
versität zu bekom-
men, eine Woh-
nung zu mieten 
oder eine Anstel-
lung zu erhalten. 
Es waren die Hin-
dus, die in diesem 

wirtschaftlichen Aufbruchprozess
der letzten Jahre reich wurden. 
Unter ihnen herrschen Furcht 
und Misstrauen gegenüber den 
Muslimen. Diese Ressentiments 
sind heute sogar noch stärker. 

Standard: Ist  Ist  I der Konflikt zwi-
schen Hindus und Muslimen nach 
wie vor einer der größten inneren 
Konflikte Indiens? 

Slumbewohner in Delhi: „Zukünftig wird es in allen Staaten Menschen geben, die in das wirtschaftliche System nicht einbezogen sind.“
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Der britisch-indische Schriftsteller Rana Dasgupta über sein neues Buch und die Slums von Delhi, die reichsten  
20 Prozent, das Kastenwesen und darüber, warum in Indien die Zukunft mehr zählt als die  Vergangenheit. 

INTERVIEW: Ruth Renée Reif

„Der Kapitalismus braucht nicht jeden“
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All die Prozesse wie 
Vertreibung, Landraub 
oder Besiedelung, die im 
19. Jahrhundert in ver-
schiedenen Gebieten der 
Welt zu beobachten wa-
ren, finden hier innerhalb 
eines Landes statt. 

„

“
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Ruth Renée Reif, geb. 
1959 in Wien, studier-
te Theaterwissenschaft 
und Kunstgeschichte 
an der Uni Wien. Seit 
ihrer Promotion 1987 
arbeitet sie als freie 
Journalistin. Foto: privat

seitigt auch nicht alle Ideologien. 
Eher ist es so, dass sich diese Ideo-
logien am Kapitalismus anlagern 
und durch das Marktsystem neue 
Wege finden, wieder an die Macht 
zu gelangen. Beseitigt sind immer-
hin einige Netzwerke, durch die 
Angehörige niederer Kasten aus 
bestimmten Positionen herausge-
halten wurden. Die Abschaffung 
von Kastenprivilegien 
löste allerdings eine 
Reihe von Gewaltaktio-
nen aus. Eines der 
schrecklichsten Verbre-
chen vor diesem Hinter-
grund geschah Anfang 
Juni letzten Jahres in 
einem Dorf in Uttar Pra-
desh, als zwei junge 
Frauen vergewaltigt und an einem 
Mangobaum erhängt wurden. 

Standard: Nachrichten  Nachrichten  N über scho-
ckierende Sexualverbrechen an in-
dischen Frauen tauchen auch hier 
im Westen auf. Sind diese Vor-
kommnisse typisch für eine Gesell-
schaft im Umbruch? 
Dasgupta: Viele dieser Vergewalti-
gungen sind eher spezifisch für 
das indische Umfeld. Wenn Sie 
andererseits Émile Zola lesen, fin-
den Sie in seinen Romanen genau 

diese Art von Ver-
brechen. Zola war 
besessen von den 
Morden und Ver-
gewaltigungen 
seiner Zeit, und er 
sah sie in einem 
Zusammenhang 
mit der Industria-
lisierung. Wenn 
Menschen aus 
ländlichen Gesell-

schaften, in denen jedes Verhalten 
geregelt ist, in die Stadt ziehen, wo 
sie unter schwierigen Umständen 
ihr Überleben 

schwierigen 
Überleben 

schwierigen 
meistern müssen, 

geraten sie mitunter in verzweifel-
te Situationen. So mögen diese 
Vergewaltigungen vielleicht einen
dunklen Teil in der großen Ge-
schichte der Moderne bilden. 

Standard: Aber man hat den Ein-
druck, dass es vorwiegend Männer 
sind, die mit den neuen Entwick-Entwick-Entwick
lungen nicht zurechtkommen. Lei-
den die Männer unter dem Verlust 
ihrer Rolle als Familienoberhaupt? 
Dasgupta: Es ist rätselhaft, wor -
unter diese Männer leiden. Gewiss 
haben sie von ihren Müttern ein 
Frauenbild vermittelt bekommen, 

das geprägt ist von Mütterlichkeit
und einem geschützten Zuhause. 
Ihre Ehefrauen entsprechen die-
sem Bild ganz und gar nicht. Und 
die Männer sind frus triert, dass es 
ihnen nicht gelingt, für ihre Kinder 
die Lebensumstände zu schaffen, 
in denen sie selbst aufwuchsen. 
Verschärfend kommt hinzu, dass 
es manchen nicht glückt, in dieser 

neuen Ökonomie 
glückt, 

Ökonomie 
glückt, 

einen Arbeitsplatz zu 
finden. Sie fühlen sich 
abgehängt und hegen 
Misstrauen gegenüber 
ihren emanzipierten, 
berufstätigen Frauen. 
Viele Gewaltverbre-
chen geschehen aus 
dem Motiv heraus, 

dass Vergeltung geübt werden soll 
an Frauen, ihnen wird die Lektion 
erteilt, dass sie eben nicht über 
sich verfügen sollen. 

Standard: Wie  Wie  W Sie in Ihrem Buch 
durchblicken lassen, sind viele Rei-
che mit ihrem Reichtum nicht wirk-wirk-wirk
lich glücklich. Wo liegt die Ursache 
für diese Unzufriedenheit? 
Dasgupta: Manche Reiche haben 
bestimmt ein schlechtes Gewis-
sen. Denn sie haben ihr Geld auf 
korrupte Weise verdient. Dann 
müssen sie mit diesem Geld leben 
und es ihren Kindern vererben. 
Die wiederum stellen fest, dass sie 
nicht nur das Geld geerbt haben, 
sondern auch die Art, wie es ver-
dient wurde. So kommt Gift in die 
Familie. Als vor Jahren Reiche 
und Arme nahe beieinander leb-
ten, fühlten die Reichen sich den 
Armen verbunden und empfan-
den auch eine Verpflichtung ih-
nen gegenüber. Mittlerweile aber 
isolieren sich die Reichen mehr 
und mehr. Sie lassen sich Häuser 
bauen, die völlig unzugänglich 
sind, schirmen sich mit Sicher-
heitsleuten ab und leben entkop-
pelt vom breiten Strom der Gesell-
schaft. Es ist nicht schwer, sich 
vorzustellen, dass sie sich einsam 
und unglücklich fühlen, denn sie 
sind tatsächlich isoliert. 

Standard: Welche  Welche  W Vorbilder hVorbilder hVorbilder aben
die Menschen in Indien? Ist Euro-
pa ein Vorbild für sie, oder ist es 
Amerika? 
Dasgupta: Europa zählt definitiv 
nicht zu den Vorbildern Indiens. 
Amerika dagegen ist nicht bloß ein 
Ideal, sondern für die Mehrheit der
Mittelklasse eine reale Erfahrung. 

Indien hat den größten Anteil an 
ausländischen Studenten in Ame-
rika. Und wenn diese Studenten 
nach Indien zurückkehren, wol-
len sie weiterhin amerikanische 
Produkte kaufen und den ameri-
kanischen Lebensstil fortsetzen. 
Viele Inder betrachten ihre ameri-
kanischen Jahre als die glücklichs-
te Zeit ihres Lebens. 

Standard: Und  Und  U wie steht es um die 
eigene Geschichte Indiens? Gibt es 
da Vorbilder? 
Dasgupta: Ihr eigenes Land erken-
nen die Inder zwar als geschichts-
trächtigen Ort an. Aber kein Inder 
im arbeitsfähigen Alter will auf ir-
gendwelche historischen Momen-
te zurückblicken. Für sie zählt nur 
die Zukunft. Und das macht das 
Leben so aufregend. 

Standard: Ist  Ist  I das der Grund dafür, 
dass Sie entgegen Ihrer ursprüngli-
chen Absicht, nur ein halbes Jahr zu
bleiben, bis heute in Delhi leben? 
Dasgupta: An Plätzen wie Delhi 
 erfährt man etwas, 
das in Europa 
schwer zu bekom-
men ist: Energie 
und Optimismus. 
Das wirkt unge-
mein inspirierend. 
In Europa vermit-
teln die Menschen 
den Eindruck, als 
wüssten sie nicht, 
was sie beginnen 
sollen. Sie sind pessimistisch und 
meinen, die beste Zeit sei die Ver-
gangenheit gewesen. Die Gesell-
schaft in Delhi dagegen ist sehr 
jung. Die meisten Bewohner der 
Stadt sind um die zwanzig. Sie 
sind begierig, etwas aufzubauen, 
und gründen Geschäfte, Zeitungen, 
Kunstgalerien. In diese energie -
geladenen Unternehmungen wird 
man unweigerlich einbezogen. 

Standard: „Das ist die Zukunft der 
Welt“, lautet Ihre zusammenfas-
sende Feststellung. An Delhi sehe 
man die Symptome des globalen 
21. Jahrhunderts in ihrer am wei-
testen fortgeschrittenen Form ... 
Dasgupta: Indien ist ein armes 
Land. Darum ist alles sehr sicht-
bar. Es kann seine Armut und Un-
gleichheit nicht verbergen. Aber 
diese Probleme bleiben nicht auf 
Indien beschränkt. Die Situation, 
die ich in Delhi beschreibe, ist die, 
auf die sich europäische Länder 
zubewegen. Noch merkt man 
nicht, wie schnell Ungleichheit 
und Armut wachsen. Aber der 
Konsens, dass der Kapitalismus 
sozialen Zielen zu dienen habe 
und diese am besten von den Re-
gierungen zu erreichen seien, be-
findet sich in allen reichen Län-
dern in Auflösung. Was wir in De-
lhi sehen, ist ein Symptom des Ka-
pitalismus im 21. Jahrhundert. 

Standard: Gibt es nach dem Schei-
tern des Kommunismus noch eine 
Alternative zum Kapitalismus? 
Dasgupta: Was wir 1990 verloren 
haben, war nicht nur der Kommu-
nismus, sondern die Utopie im 
Allgemeinen. Dieser nahezu reine 
Kapitalismus, wie wir ihn jetzt er-
leben, ist keine Utopie, sondern 
Realität. Wenn Utopien sterben, 
kommen immer die Marktprin -
zipien zum Zuge. Zu ihnen ist 
schwer eine Opposition aufzu-
bauen, auch wenn es gute Gründe 
dafür gäbe, wie etwa die Ökologie. 

gute 
Ökologie. 

gute 

Wir haben ein riesiges intellek-
tuelles Vakuum, das vom Tod der 
Utopien des 19. und 20. Jahrhun-
derts zurückgelassen wurde. 

Standard: Könnte  Könnte  K der Kapitalis-
mus an der Ökologie scheitern? 
Dasgupta: Gegenwärtig ist es so, 
dass die reichsten zwanzig Pro-
zent ein ansehnliches Monopol 
auf die Ressourcen des Planeten 
haben, seien es Land, Wasser oder 
Bodenschätze. Sie konsumieren 
weit mehr von diesen Ressourcen 
als die Ärmsten. Auch wenn die-
se Ressourcen schwinden, wer-
den sie ihren Lebensstil nicht än-
dern, sondern weiter versuchen, 

ihr Monopol zu verteidigen. In der 
Vergangenheit führten Klimaver-
änderungen zu Massenwanderun-
gen. Das ist heute nicht mehr mög-
lich. Wenn die Durchschnittstem-
peraturen auf der Welt um vier 
oder fünf Grad ansteigen, muss es 
eine Migration aus Afrika geben. 
Die Weiten Russlands könnten ein 
Ziel für diese Menschen sein. Um 
dahin zu gelangen, müssten sie al-
lerdings viele Grenzen überwin-
den, was eine Menge Gewalt mit 
sich bringen würde. 

Standard: Wie  Wie  W stellt sich für Sie die 
zukünftige geopolitische Lage dar? 
Wird, wenn Amerika an Bedeu-
tung verliert, China an seine Stelle 
 treten?  treten?  t
Dasgupta: Ich bezweifle, dass der 
Status der Supermacht, den Ame-
rika während des letzten Jahrhun-
derts hatte, von einem anderen 
Land übernommen werden wird. 
Weder Indien noch China will 
eine globale Supermacht sein. 
Diese Länder besitzen keine uni-

versellen Vorstel-
lungen von Politik. 
Anders als Ame -
rika und Großbri-
tannien, die letz-
ten beiden Super-
mächte, waren Chi-
na und Indien ehe-
mals kolonisiert. 
Daher rührt die Ab-
neigung Indiens, 
sich in andere Län-

der einzumischen oder zwischen 
Ländern vermitteln zu wollen. So 
kann ich mir von Indien nicht vor-
stellen, dass es Syrien, den Irak 
oder sonst ein Land bombardiert, 
nur weil es meint, seine Prinzipi-
en seien verletzt worden. Wahr-
scheinlicher erscheint es mir, dass 
wir eine Welt haben werden, 
die in regionale Mächte aufge- 
teilt ist. Das könnte eine gute Ent-
wicklung sein. Denn es bedeutet, 
dass postkoloniale Gesellschaften,
die sich derzeit ausgeschlossen 
fühlen und von Amerika bom -
bardiert werden, künftig einbe -
zogen werden in die globale Ge-
schichte. 

Standard: Und  Und  U was wünschen Sie 
sich für die Zukunft Delhis? 
Dasgupta: Ich wünsche mir für 
 Delhi, was ich allen Städten wün-
sche. Sie sollen ihre Vorstellungen 
von Erfolg und Wohlstand ver-
wirklichen können, ohne dass dies 
Menschen ausschließt oder sich 
gar zerstörerisch auf ihr Leben aus-
wirkt. Eine gute Stadt ist für mich 
eine, in der man mit wenig Geld 
gut leben kann. Paris im 19. Jahr-
hundert war eine solche. Daraus 
entstand eine beeindruckende Kul-
tur. Wenn man nur wenig Geld 
zum Leben benötigt, kann man 
sich der Kunst und der Literatur 
zuwenden. Ich hoffe, dass es ge-
lingt, neue Ideen vom städtischen 
Leben und einen Wohlstand für 
viele zu entwickeln. 

Rana Dasgupta, geb. 1971 im englischen 
Canterbury, studierte in Oxford, Aix-en-
Provence und an der University of Wiscon-
sin-Madison. Seit 2001 lebt er als Schrift-
steller in Delhi. In deutscher Sprache er-

schienen von ihm 
der Erzählband 
„Die geschenkte 
Nacht“ (2006), der 
Roman „Solo“ 
(2010) und zuletzt 
das Stadtporträt 
„Delhi. Im Rausch 
des Geldes“ (Suhr-
kamp-Verlag, Berlin 
2014).

Dasgupta: Es ist nicht so, dass man 
im öffentlichen Leben keine Mus-
lime sieht. Sogar einige indische 
Staatspräsidenten waren Musli-
me. Auch zahlreiche Film- und 
Musikstars bekennen sich zum Is-
lam. Dennoch gibt es wenig direk-
te Kontakte zwischen Hindus und 
Muslimen. Es handelt sich um ein 
typisches Problem von National-
staaten, die im 20. Jahrhundert 
aus Reichen gebildet wurden und 
die sich mit der Frage konfrontiert 
fanden, wer zur neuen Nation ge-
hören solle und wer nicht. Diese 
Frage wird irgendwie mitgetragen 
und bricht immer wieder hervor. 

Standard: Die Teilung von 1947 in 
ein neues Indien und Pakistan habe
die alte gemeinsame Kultur ver-
nichtet, betonen Sie. Wäre die Ent-
wicklung Indiens ohne die Teilung 
friedvoller verlaufen? 
Dasgupta: Ohne die Teilung wäre 
vieles besser verlaufen. Es hätte 
nicht diesen gewaltigen Umbruch 
und dieses Schlachten gegeben 
mit den ungeheuren Verlusten an 
Leben und Eigentum. Auch wäre 
Indien nicht in die pakistanischen 
Kriege gezwungen worden. Und 
vor allem hätten wir heute eine in-
disch-afghanische 
Grenze und nicht 
eine pakistanisch-
afghanische. Damit 
hätten wir eine 
friedlichere Region.
Indien ist demokra-
tisch viel stabiler 
und eine stärkere 
Gesellschaft als Pa-
kistan. 

Standard: An  An  A der Demokratie In-
diens bestehen allerdings Zweifel. 
Die Schriftstellerin Arundhati Roy 
zeigt ein nahezu völliges Versagen 
des demokratischen Systems auf. 
Ist Indien eine Demokratie? 
Dasgupta: Arundhati Roy würde 
Ihnen in der Tat mit Nein antwor-
ten, weil man es nicht eine Demo-
kratie nennen könne, wenn die 
Menschen zu arm und ungebildet 
seien, um politische Entscheidun-
gen zu treffen, oder wenn die In-
formationen, die um den demo-
kratischen Prozess zirkulieren, 
von Aktiengesellschaften finan-
ziert werden. Ich dagegen betrach-
te Indien durchaus als eine Demo-
kratie. Denn es unterscheidet sich 
sehr von Gesellschaften, die keine 
Demokratien sind. Der alle fünf 
Jahre wiederkehrende Moment, 
wenn die Inder zur Wahl gehen, 
ist jener, in dem die Inder sich tat-
sächlich als Nation begreifen. 

Standard: Halten  Halten  H Sie eine Erneue-
rung des Landes auf demokrati-
schem Weg für möglich? 
Dasgupta: Viele hoffen darauf. Die 
Wahl Narendra Modis zum Minis-
terpräsidenten erfolgte genau aus 
diesen Motiven, dass unter ihm 
ein Rückgang der Korruption zu 
erwarten ist. Ob sich die Lage der 
Armen ändern wird, ist schwer ab-
zusehen. Wir stehen hier einer 
Her ausforderung gegenüber, die 
jeden erschlagen muss. Allein für 
die, die ins Erwerbsleben eintre-
ten, müsste man pro Jahr 15 Mil-
lionen Arbeitsplätze schaffen. Das 
kann nur durch eine Industriali-
sierung im großen Maßstab ge-
schehen. Und das wird die länd -
lichen Gebiete völlig verändern. 
Über eine lange Zeit werden nur 
massive Zusammenbrüche tradi-
tioneller Strukturen stattfinden. 

Standard: Abgeschafft ist das Kas-
tenwesen. Dennoch scheint es nicht 
verschwunden zu sein. Spielt es 
noch eine Rolle oder nicht? 
Dasgupta: Wirklich abschaffen 
kann man dieses System nicht. Es 
ist tief in der Gesellschaft verwur-
zelt. Beim Heiraten zum Beispiel 
spielt die Kastenzugehörigkeit 
eine große Rolle. Auch das politi-
sche System ist nach wie vor von 
diesem Kastensystem geprägt. Der 
Kapitalismus ist kein neutrales 
System. Er schafft keinen gleichen 
Stand für alle Menschen und be-
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Beim Heiraten 
zum Beispiel spielt die 
Kastenzugehörigkeit 
eine große Rolle. 
Auch das politische 
System ist nach wie 
vor von diesem Kasten-
system geprägt. 

„

“

Mittlerweile isolieren 
sich die Reichen mehr 
und mehr. Sie lassen sich 
Häuser bauen, die völlig 
unzugänglich sind, 
schirmen sich mit Sicher-
heitsleuten ab und 
leben entkoppelt ...

„

“

Rana Dasgupta: geboren in Großbritannien, 
lebt heute als Schriftsteller in Delhi.
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Samstag, 14. März 2015 Ich frage frage mich... Album A 3

Zwei Megatrends der 2010er 
stehen jetzt schon fest: Drinnen 
wird häufiger gefacebookt, 
draußen häufiger kopuliert. Face-
book ist ja deshalb solch ein Er-
folg, weil es einem erlaubt, mit 
„Freunden“, die man weder 
kennt noch braucht, „sozial“ zu 
verkehren, ohne bei jedem Sau-
wetter ins Freie zu müssen. 

Im Aufwärtstrend ist aber auch 
der aushäusige GV, möglicher-
weise als Ausgleich für die ver-

mehrte Stubenhockerei. Ein 
besonders markanter Fall von 
Freiluftsex hat diese Woche 
die internationalen Medien auf-auf-auf
hecheln lassen: Im Internet – wo 
sonst – ist ein Video aufgetaucht, 
in dem das russische Pornostar-
let „Aurita“ (23) vor den ägypti-
schen Pyramiden schweinigelt. 
Die Ägypter 

Pyramiden 
Ägypter 

Pyramiden 
fanden’s nicht lus-

tig. Ihnen sind die Pyramiden 
an sich spitz genug. 

Aber so ist das nun einmal: 
Die Leute stehen einfach darauf, 
vor berühmten Bauwerken zu 
kopulieren, wurscht ob vor dem 
Petersdom, dem Pentagon oder 
dem Hypo-Hauptquartier in Kla-
genfurt. Hernach wird die Doku-
mentation auf Youporn hochge-
laden, um alle neidisch zu ma-

chen, die es sich nicht leisten 
können, anderswo als zu Hause 
in ihrer öden Kiste herumzukoi-
tieren. Das Ganze ist zum Volks-
sport geworden. Die französi-
schen Flics verbringen die Hälfte 
ihrer Arbeitszeit damit, Nackerte 
vom Eiffelturm herunterzuscheu-
chen, während die britischen 
Bobbys kaum mehr damit nach-
kommen, den Buckingham 
Pa lace rammelfrei zu halten. 

Hier ein Vorschlag des stets 
konstruktiven Krisenkolumnis-
ten: Auch Österreich sollte sich 
diesem obszönen Freizeittrend 
anschließen und mit seinen 
pittoresken Kopulationskulissen 
zur Kasse bitten. Selbstverständ-
lich muss das Angebot gut gestaf-gestaf-gestaf
felt sein. Ein GV auf einem Acker 

Beschnackselbares 
Kärnten. 

Lustvolle Auswege aus 
der Finanzkrise.   

DA MUSS 
MAN DURCH

Die Krisenkolumne 
Von Christoph Winder

in Hinterstoder kommt billig, 
für einen GV im Musikvereins-
saal muss man tief in die Tasche 
greifen – vor allem während des 
Neujahrskonzerts. 

Für unser südliches Problem-
bundesland schlage ich die Wer-
belinie „Beschnackselbares Kärn-
ten“ vor: Ausgreifen in Griffen, 
biologisch-dynamisches Gedenk-
schmaucheln im gamsigen Gurk, 
feuchte Wohlfühl-Wochenende 
auf dem Bauernhof der Gebrüder 
Scheuch. Sex vor dem Lind-
wurm gibt’s um 250 Euro, Sex 
mit dem Lindwurm nur gegen 
Aufpreis. Geld können die Kärnt-
ner derzeit gut gebrauchen, und 
auf die Art kommt etwas zusam-
men. Und das Beste: lustvoll 
noch dazu!        

Für das Text-Objekt „Friedrich August von Hayek – Prices and Production“ verwob Künstler Jochen 
Höller Sätze aus dem Werk des 1899 in Wien geborenen Ökonomen. Die Texte dieses Vertreters 

der Österreichischen Schule der Nationalökonomie hatten enormen Einfluss auf die Wirtschaftswissen-
schaften, wofür Hayek auch 1974 gemeinsam mit Gunnar Myrdal mit dem Nobelpreis ausgezeichnet 
wurde. Sein Werk überschritt Büchergrenzen und gehört zu den Grundlagentexten des Liberalismus.

Fo
to

: L
ea

 T
it

z;
 Jo

ch
en

 H
öl

le
r;

 C
ou

rt
es

y 
G

al
er

ie
 M

ar
io

 M
au

ro
ne

r C
on

te
m

po
ra

ry
 A

rt
 S

al
zb

ur
g-

Vi
en

na

Standard: Woher  Woher  W kommt das Be-
dürfnis nach Gerechtigkeit? Liegt es 
in der Natur des Menschen, oder ist 
es eine kulturelle Leistung? 
Peter Koller: Wahrscheinlich ist es 
beides. Man findet auch bei Natur-
völkern immer Vorstellungen vom 
fairen Tauschen oder Teilen. Es 
scheint eine anthropologische 
Konstante zu sein. Sie ist aber 
auch in hohem Maße kulturell ge-
prägt. Gerechtigkeit hat etwa sehr 
viel mit sprachliche Kommunika-
tion zu tun. Wir geraten immer 
wieder in die Lage, unser Handeln 
anderen gegenüber rechtfertigen 
zu müssen. Wenn diese Kommu-
nikation friedlich ablaufen soll, 
müssen die vorgebrachten Grün-
de auch von anderen akzeptiert 
werden können. Sie müssen eine 
unparteiische Perspektive wider-
spiegeln. Es ist eine Vorausset-
zung jeder Moral, dass man zu 
einer gewissen Empathie fähig ist. 
Wir bringen das schon den Kin-
dern bei, wenn wir sagen: Versetz 
dich in die Lage des anderen.   

Standard: Welche  Welche  W Gerechtigkeits-
vorstellungen sind verhandelbar, 
und welche blieben im Lauf der 
Geschichte immer gleich? 
Koller: Moral- und Gerechtigkeits-
vorstellungen wandeln sich im 
Lauf der Zeit. Gewisse Konstanten 
lassen sich feststellen, was die 
überlieferte Tradition seit der An-
tike betrifft. Aristoteles hat eine 
Reihe von Prinzipien herausge-
schält, mit denen wir noch immer 
etwas anfangen können: eine all-
gemeine Gerechtigkeit, die darauf 
hinausläuft, dass wir andere nach 
gleichen Regeln behandeln sollen, 
und besondere Arten von Gerech-
tigkeit, wie die Verteilungsgerech-
tigkeit, die Tauschgerechtigkeit 
und die korrektive Gerechtigkeit, 
also die Berichtigung von Un-
recht. Diese Einteilung ist in der 
akademischen Philosophie noch 
einigermaßen Standard. Das All-
tagsdenken selbst wurde nicht un-
wesentlich durch die Philosophie 
geprägt. Es sind Vorstellungen, 
die seit der Antike über verschie-
dene Zivilisationen wie die Römer 
oder die Mittelalterkultur bis ins 
Heute transportiert wurden. 

Standard: Wie  Wie  W hat sich die Idee 
von Gerechtigkeit von der Antike 
ins Mittealter gewandelt? 
Koller: Die griechische Philoso-
phie wurde von den Philosophen 
der mittelalterlichen Hochscho-
lastik wie Albertus Magnus oder 
Thomas von Aquin aufgenom-
men. Sie haben sich die Grundzü-
ge der aristotelischen Philosophie 
zu eigen gemacht, sie weiter aus-

„Das Glück lück lüc in Kooperation schmschmsc ieden“
Von Aristoteles bis Finanzkrise: Rechtsphilosoph Peter Koller eKoller eKoller rklärt, wie sich die Idee 

der Gerechtigkeit Gerechtigkeit Gerechtig im Lauf der Geschichte entwickelte und transformierte. 

gearbeitet und an die neue sozio-
ökonomische Situation der mittel-
alterlichen Gesellschaft ange-
passt. Das politische Denken von 
Aristoteles war sehr stark auf die 
Polis, den griechischen Stadtstaat, 
konzentriert, während die mittel-
alterlichen Denker schon einen 
wesentlich breiteren Horizont ins 
Auge fassten – insbesondere was 
das wirtschaftliche Handeln be-
trifft. Man kann sogar sagen, dass 
sie eine Theorie einer Marktge-
rechtigkeit entwickelt haben. Ver-
teilungsgerechtigkeit war dabei 
allerdings noch kein Thema. 

Standard: Der Aufstieg des Bür-
gertums in der Neuzeit brachte fun-
damentale Veränderungen. 
Koller: Gerechtigkeitstheorien, die 
die Gesamtverfassung einer Ge-
sellschaft im Auge haben, werden 
seit der frühen Neuzeit entwi-
ckelt. Es setzte eine unglaubliche 
Konjunktur von Theorien des Ge-
sellschaftsvertrags ein. Langsam 
taucht auch die Idee der Vertei-
lungsgerechtigkeit auf. Mit der 
Idee, dass alle Mitglieder einer Ge-
sellschaft die Regeln ihres Zusam-
menlebens in einem anfänglichen 
Zustand von Freiheit und Gleich-
heit beschließen, kommt die dis-
tributive Gerechtigkeit langsam 
ins Spiel. Je mehr die Gesellschaft 
als zusammenhängendes und ge-
meinsames Gebilde der Daseins-
bewältigung gesehen wird, desto 
stärker wird der Gedanke. Bis er 
dann im 19. Jahrhundert mit der 

Idee der sozialen Gerechtigkeit in 
den Vordergrund tritt. 

Standard: Die Industrialisierung 
brachte neue soziale Bewegungen, 
die für Gerechtigkeit kämpften. 
Koller: In der Tat glaube ich, dass 
der soziale Wandel eine wesentli-
che Rolle spielt. Es wird auch in 
den akademischen Theorien der 
sozialen Gerechtigkeit 
übersehen, welche Rol-
le die Gesellschaftsvor-
stellung hat, also die 
Auffassung, was eine 
Gesellschaft eigentlich 
ist. Die frühneuzeitli-
chen Gerechtigkeits-
theorien gehen von 
einem mehr oder min-
der atomistischen Modell der Ge-
sellschaft aus. Sie wird als Aggre-
gat vieler selbstständiger Personen 
gedacht. Man stellte sich die Ge-
sellschaft ähnlich einem Markt-
platz vor, wo selbstverantwortli-
che Privatpersonen zusammen-
treffen und etwa Tauschgeschäfte 
machen. Die Industrialisierung 
hat ins Bewusstsein gebracht, wie 
stark die Menschen durch die 
arbeitsteilige Kooperation vonei-
nander abhängig sind. Man kann 
nicht mehr sagen, dass jede Person 
ihres Glückes Schmied ist, son-
dern dass Glück von allen in Ko-
operation geschmiedet wird.   

Standard: Welchen  Welchen  W Einfluss hat-
ten die Theorien von Karl Marx auf 
den Gerechtigkeitsbegriff? 

Koller: Im 19. Jahrhundert hat der 
Anarchist Pierre-Joseph Prou dhon 
den Begriff der sozialen Gerechtig-
keit vorgeprägt, was allerdings 
noch wenig Resonanz gefunden 
hat. Marx hat von ihm einiges ab-
gekupfert. Ein schönes Beispiel für 
die veränderte Gesellschaftsauffas-
sung gegenüber den Denkern der 
Aufklärung ist das Kommunisti-

sche Manifest, das den 
Skandal der kapitalisti-
schen Gesellschaft da-
rin sieht, dass die Pro-
duktion gemeinschaft-
lich ist, und die Aneig-
nung des Nutzens pri-
vat. Die Marx ’sche Vor-
stellung, dass jedes 
Mitglied freiwillig zur 

Produktion nach seinen Fähigkei-
ten beiträgt und nach seinen Be-
dürfnissen nehmen kann, hat sich 
als unrealistisch erwiesen. Ein 
Erbe der marxistischen Tradition 
ist aber, dass man Gesellschaften 
als ganze sozioökonomische Ord-
nungen und zusammenfassende 
Systeme betrachtet. 

Standard: Welche  Welche  W Umdeutung er-
fuhr die soziale Gerechtigkeit im 
20. Jahrhundert? 
Koller: Sehr viele Reformen der 
Zwischenkriegszeit sind im Na-
men der sozialen Gerechtigkeit 
durchgeführt worden. Soziale Ge-
rechtigkeit hatte sehr stark die 
Deutung von mehr Chancen -
gleich eit bekommen. Auch die 
Politik des Roten Wien wurde mit 

der Parole der sozialen Gerechtig-
keit gerechtfertigt. In der Nach-
kriegszeit ist das wieder stark auf-auf-auf
gekommen. Überraschend ist, 
dass sich zuerst die damaligen Li-
beralen, besonders in Deutsch-
land, dieses Begriffs bedient ha-
ben, um eine faire Regelung der 
Marktwirtschaft zu begründen. 
Man hat soziale Gerechtigkeit in 
den vergangenen Jahrzehnten 
sehr stark in sozioökonomischen 
Begriffen gedacht und vergessen, 
dass die Gestaltung der bürgerli-
chen und politischen Freiheiten 
auch ein wesentlicher Teil davon 
ist. Das sehen wir heute: Die Un-
gleichheiten, die sich entwickelt 
haben, haben zur Folge, dass die 
demokratischen Regeln ausgehe-
belt werden. Die Vermögenden 
haben einen derartigen Einfluss 
auf das politische Geschehen ge-
wonnen, dass damit die Demokra-
tie ausgehöhlt wird. 

Standard: Mit  Mit  M der Bankenkrise 
hört man den Gedanken von Marx 
wieder oft: Die Verluste werden so-
zialisiert, die Gewinne privatisiert. 
Koller: Das ist das Hauptproblem 
eines kapitalistischen Systems. 
Wenn es der Politik nicht gelingt, 
die Ungleichheiten in den Griff zu 
bekommen, wird die Machtkon-
zentration der Vermögenden die 
politische Ordnung zunehmend 
aus den Angeln haben. Man kann 
diese beiden interagierenden 
Sphären, die politische und die 
ökonomische Ordnung, nicht von-
einander trennen. Ökonomische 

Ordnung, 
Ökonomische 

Ordnung, 

Macht übersetzt sich schnell in 
politische Macht und macht die 
demokratische Gleichheit zunich-
te. Das ist ein schleichender Pro-
zess, der in den vergangenen Jahr-
zehnten an Fahrt gewonnen hat. 
Es gibt keinen Anhaltspunkt, wo-
nach die immer größer werdenden 
Ungleichheiten mit irgendeinem 
plausiblen Argument gerechtfer-
tigt werden könnten. In den ein-
zelnen Nationalstaaten ist wegen 
des Standortwettbewerbs wenig 
zu machen. Wenn wir die Millio-
näre besteuern, flüchten sie in 
Steueroasen. Wir brauchen dafür 
starke Institutionen auf interna-
tionaler Ebene. 

Peter Koller (67) ist 
Professor für Rechts-
philosophie, Rechts-
theorie und Rechts -
soziologie an der 
Karl-Franzens-Univer-
sität Graz. Seine For-

schungsbereiche umfassen politische
Theorie, Moralphilosophie, Rechtstheorie, 
Fragen der sozialen Gerechtigkeit bis hin 
zu rechtlicher Bewältigung ökologischer
Probleme. Foto: privat

INTERVIEW: Alois Pumhösel



sozialen Ungleichheit und einer 
tendenziell menschheitsgefähr-
denden Umweltzerstörung, wel-
che Kapitalismuskritik zu einer 
Notwendigkeit mache, um „das 
Schlimmste zu verhindern“. 

 Dennoch ist es ein Charakte -
ristikum des Buches, dass weder 
Sedláček noch Graeber rabiate 
Systemkritiker sind – beide kon-
zedieren mühelos, dass der Kapi-
talismus Hunderttausende aus der 
Armut geholt hat –, wohl aber ra-
dikale, zu den Wurzeln gehende. 
Sie machen sich sehr grundlegen-
de Gedanken zu archaischen Be-
griffen wie „Schuld“ oder „Zins“
und warnen davor, unbedacht an 
diesen „alten Dingen“, die es lan-
ge vor den Wirtschaftswissen-
schaften gab, herumzudrehen. 

Im Prinzip geht es beiden dar -
um, andere menschliche Kompo-
nenten in ein neoliberales Denk-
system einzuführen als ein bloßes 
Nützlichkeits- und Bereicherungs-
streben: Mitgefühl, ein kollektives 
Wollen von Nachhaltigkeit, den 
Drang, auch andere Werte zu le-
ben als bloß ökonomische. Sedlá-
ček setzt auf eine „evolutionäre-
re“, Graeber auf eine umwälzen-
dere Umgestaltung des Kapitalis-
mus: Die beiden wirken aber we-
niger voneinander entfernt, als es 
der Titel dieses anregenden Bu-
ches glauben machen will. 

Thomáš Sedláček, 
David Graeber, 
„Revolution oder 
Evolution. Das Ende 
des Kapitalismus?“. 
Aus dem Engl. 
von Hans Freundl. 
€ 12,– / 144 Seiten. 
Hanser-Verlag, 
München 2015

Zwei Bücher thematisieren den Umgang mit der ökonomischch
analysiert faktenreich die Situation in den USA, Vater und SohnSohn S

Wie Politik ReRe
Alexandra Föderl-Schmid

D ie USA sind das Land der
unbegrenzten Möglichkei-
ten. Mitnichten meint der

Wirtschaftsnobelpreisträger Jo-
seph Stiglitz und führt anhand
vieler Beispiele aus, wie sehr die
Ungleichheit in seinem Heimat-
land zugenommen hat. Seiner An-
sicht nach hat die Ungleichvertei-
lung ein besorgniserregendes
Ausmaß angenommen und ist ver-
gleichbar mit der Situation vor der
Weltwirtschaftskrise der 1930er-
Jahre. 93 Prozent der Einkom-
menszuwächse, die zwischen
2009 und 2010 dort erzielt wur-
den, fielen dem einen Prozent der
Amerikaner mit dem höchsten
Einkommen zu, rechnet Stiglitz
aus. 99 Prozent gingen somit leer
aus oder hätten es noch schwerer.

Das Vermögen sei noch unglei-
cher verteilt, schreibt Stiglitz und
liefert dafür konkrete Zahlen. Von
Wachstumseffekten profitierten
weder ärmere Schichten noch
die sogenannte Mittelklasse. Der
an der Columbia University leh-
rende Ökonom sieht deshalb die
Trickle-down-Theorie diskredi-

tiert. Es gebe keinen Beweis dafür,
dass Reichtum gleichsam von
oben nach unten durchsickere.
Vielmehr geschehen die Vermö-
genszuwächse der Reichen auf
Kosten der Armen.

Schuld an diesem immer stär-
keren Auseinanderdriften in den
USA ist nach Ansicht des Ökono-
men die Politik. Sie befördere
hemmungsloses „Rent-Seeking“.
Darunter versteht Stiglitz Aktivi-
täten, die nicht dazu
dienen, sich Wohl-
stand durch Produkti-
vität zu sichern, son-
dern die einzig und al-
lein der Wegnahme
des Wohlstandes an-
derer gelten.

Dies kann in ver-
schiedenen Formen
geschehen: „Einmal geht es um
verdeckte und offene staatliche
Transferzahlungen und Subven-
tionen, ein andermal um Gesetze,
die den Wettbewerb auf Märkten
einschränken, dann wieder wer-
den bestehende wettbewerbs-
rechtliche Normen nachlässig
durchgesetzt“, schreibt Stiglitz. Es
könnten auch Verbraucher unfair

Ein künstlerischer Steinbruch: Jochen Höller meißelte aus Karl Marx’ „Das Kapital“ die ganze „Arbeit“, die drinsteckte,drinsteckte,

ausgenutzt werden. Monopole be-
günstigten diese Entwicklung. 

Starkes Lobbying trägt dazu bei, 
dass sich an diesen profitablen Si-
tuationen für einige wenige nichts 
ändere, meint Stiglitz, der als 
einer der Helden der Antiglobali-
sierungskritiker gilt. Als Antikapi-
talist kann er aber nicht bezeich-
net werden, denn an die positiven 
Kräfte des Marktes glaubt der ehe-
malige Chefvolkswirt der Welt-

bank. 
Die Politik müsse 

nur mehr tun, um Rah-
menbedingungen zu 
setzen, so seine Forde-
rung. Dies gelte insbe-
sondere für den Fi-
nanzsektor. Stiglitz 
verlangt eine schärfere 
Bankenregulierung 

und strengere Regeln für die Ver-
gabe von Krediten, die er als 
Hauptursache für den Ausbruch 
der Finanzkrise 2008 sieht. 

Stiglitz hat sich in seinem neu-
esten Buch vor allem auf die Situ-
ation in seinem Heimatland kon-
zentriert. Das wird vor allem deut-
lich, wenn er sehr ausführlich die 
Notwendigkeit, eine Krankenver-
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Die NotwenNotwenNot digkeit, das 
Schlimmste zu verhindern

Wohin strebt der untote Homo oeconomicus? 
Zwei Stars der Kapitalismuskritik debattieren über 

die Zukunft eines Systems.

Christoph Winder 

E in Gespenst geht um in die-
sem Buch: der Zombie. Der 
Zombie ist untot, ernährt 

sich von Menschenfleisch und 
dient Tomáš Sedláček und David 
Graeber, zwei „Stars der Kapita -
lismuskritik“, als Symbolfigur für 
denselben. Denn Zombies sind, 
wie der Kapitalismus, hocheffi-
zient (Liebhaber von Zombiefil-
men können ein Lied davon singen,
wie gekonnt sich Zombies durch 
frische Menschenleiber fressen). 
Mitfühlend sind sie nicht. Zom-
bies kennen nur das Fressen, kei-
ne Moral, und wenn es ums Fres-
sen geht, gehen sie über Leichen. 

Tomáš Sedláček, Chefökonom 
der größten tschechischen Bank, 
hat 2011 mit Die Ökonomie von 
Gut und Böse einen internationa-
len Bestseller geschrieben; der 
US-Ethnologe David Graeber hat 
sich als Autor von Schulden: Die 
ersten 5000 Jahre sowie als einer 
der Initiatoren der Protestbewe-
gung „Occupy Wall Street“ einen 
Namen gemacht. In ihrem buch-
langen Zwiegespräch – Moderator 
ist der tschechische Journalist Ro-
man Chluptý – geht es um die Fra-
ge, was das Wesen des „Zombies“, 
sprich des Kapitalismus, gegen-
wärtig ausmache und welche Zu-
kunft man für ihn anstreben solle 
bzw. zu erwarten habe. 

 Einig sind sich die beiden in der 
Diagnose, dass die neoliberale 
Glaubensformel, wonach sich al-
les zum Guten wenden werde, 
wenn man nur die Märkte und den 
Homo oeconomicus sich selbst 
überlässt, obsolet ist. Diese „reli-
göse Deutung“ zerschellt an finan-
ziellen Megakrisen wie jener der 
Jahre 2008 ff.,  ff.,  f der zunehmenden 

wirst. Friedrichs hat nach etli- 
chen Absagen ein erstaunlich 
breites Panoptikum der Erben -
gesellschaft für ihr interessantes 
Buch zusammengetragen, das er-
staunlich gut darüber Auskunft 
gibt, was dieses Erbe mit Men-
schen macht, was das Geld der El-
tern den Erbenden ermöglicht – 
wie hoch manchmal der Preis da-
für sein kann und wer daran gut 
mitverdient. Und: Sie skizziert 
immer wieder sehr bildlich, wie 
eine eu ropäische Gesellschaft 
ausschauen könnte und sehr 
wahrscheinlich wird, deren 
Wohlstand sie eher lähmt als vo-
rantreibt. Wer seinen Thomas Pi-
ketty (Das Kapital im 21. Jahrhun-
dert) noch nicht gelesen hat, der 
bekommt ihn und seine U-Kurve 
bei Friedrichs quasi mit einer 
Menge an sehr plas tischen Bei-
spielen nachgeliefert und die im-
mer wiederkehrende Frage, wa-
rum Erbe in Deutschland (und 
auch in Österreich) so begünstigt 
ist und Arbeit so belastet – und wa-
rum es über diese Form der Un-

gleichheit aber 
trotzdem – 
noch – kaum 
Debatten gibt. 

Julia Friedrichs, 
„Wir Erben. Was 
Geld mit Menschen 
macht“. € 20,60 / 
318 Seiten. Berlin-
Verlag, 2015

Das Geld dGeld dGeld er Alten
Die ungerechte Frage der Zukunft lautet: Bist du Erbe?

Mia Eidlhuber 

E ine Zahl mit zehn Nullen: 
250 Milliarden Euro. Das ist 
die geschätzte Summe, die 

allein in Deutschland Jahr für Jahr 
vererbt werden wird. Auf diese gi-
gantische Zahl stößt uns das neue 
Buch der deutschen Journalistin 
und Sachbuchautorin Julia Fried-
richs. Und sie beschreibt damit 
nicht nur ein Phänomen, das un -
sere Gesellschaft nachhaltig prä-
gen oder besser gesagt einholen 
wird, sondern auch ein Thema, 
über das kaum jemand, der davon 
betroffen ist, spricht – zumindest 
nicht in der Öffentlichkeit: 

spricht 
Öffentlichkeit: 
spricht 

Erb-
schaft und Erben. 

Gewissermaßen wachgerüttelt 
durch persönliche Beobachtungen 
im eigenen Umfeld – warum sich 
mittelalte Leute plötzlich Woh-
nungen um eine halbe Million 
Euro leisten können und andere 
eben nicht –, nimmt die Autorin, 
Jahrgang 1979, die interessierte 
Leserschaft an der Hand und führt 
sie von Fall zu Fall. Denn Julia 
Friedrichs stützt sich nicht nur 
auf ihr sorgfältig zusammengetra-
genes Datenmaterial, sondern sie 
tut das, was noch kaum jemand in 
dieser Intensität gemacht hat: Sie 
spricht mit den Erben selbst. 

Denn, so die harte These von 
Friedrichs, in Zukunft wird die 
Antwort auf die Frage „Bist du 
Erbe oder nicht?“ ganz entschei-
dend dafür sein, wie du leben 

Album A 4 Samstag, 14. März 2015Bücher Album A 5BücherSamstag, 14. März 2015

moralischem Handeln sind sie
sich mit Stiglitz einig. Die Stärke
der beiden Bücher ist, dass sie
gute Argumente für die aktuellen
Debatten über Umverteilung lie-
fern, wobei das Buch von Stiglitz
zahlenlastiger ist und dafür ethi-
sche Fragen im Buch von Vater
undSohnSkidelsky ausführlicher
und fundierter behandelt werden.

Robert & Edward
Skidelsky,
„Wie viel ist genug?
Vom Wachstums-
wahn zu einer Öko-
nomie des guten
Lebens“. € 20,60 /
318 Seiten. Kunst-
mann, München,
2013

Joseph Stiglitz,
„Der Preis der Un-
gleichheit. Wie die
Spaltung der Ge-
sellschaft unsere
Zukunft bedroht“.
€ 15,50 / 544 Sei-
ten. Pantheon-Ver-
lag, München 2014

gegangen bist, ohne ein Wort und 
ohne sie je loszulassen. Ich kann 
es nicht glauben, aber ich würde 
mich gerne daran gewöhnen.“ 

Frederike, die früher zur See 
fuhr, arbeitet als freiwillige Helfe-
rin im Gebärhaus der Stadt. Als 
Marta in Frederikes Beisein ein 
Kind zur Welt bringt, wissen bei-
de noch nicht, dass ihre Männer 
Brüder sind und sie bald zu fünft 
die Stadt verlassen und im längst 
verwaisten Garten eine letzte Zu-
flucht suchen würden. „Seit Wo-
chen stand sie am Tag viele Stun-
den über die schmutzigen Betten 
gebeugt oder nachts mit einem 
Säugling im Arm in der Dunkel-
heit am Fenster, wiegte sich und 
das Kind hin und her und starrte 
hinaus in die Stadt. Fasziniert von 
dem, was die Erde auseinander-
reißt, und dem, was sie zusam-
menhält: dem Lieben und dem 
Grauen.“ 

Die Sprache, mit der Valerie
Fritsch von jenem Riss, der durch
dieWeltund jedenEinzelnengeht,
erzählt, ist von einer betörenden
Schönheit, wie man sie in der
deutschsprachigen Gegenwarts-
literatur lange schon nicht mehr
vorgefunden hat. Sie zeichnet sich
durch eine schonungslose Zärt-
lichkeit aus und nicht zuletzt

durch jene Genauigkeit, deren es
so dringend bedarf, wenn man
nicht Gefahr laufen will, mit ein,
zwei falschen Bildern, ein paar
misslungenen Sätzen einen gan-
zen Text zu Fall zu bringen. Auch
die grobschlächtigsten Falsifika-
tionisten des Betriebs werden
gegen diesen Roman nichts aus-
richten; seine vorbeugende Be-
weisführung besorgt er textimma-
nent. Wenn also – und nichts an-
deres ist zu erwarten, falls die
deutschsprachige Literaturkritik
ihren Restverstand noch nicht zur
Gänze verpfändet hat – Winters
Garten breitflächig als große Ent-
deckung gefeiert und mit den han-
delsüblichen Superlativen ver-
sehen werden wird, gilt es daran
zu erinnern, dass die 25-jährige
Autorin nicht aus dem literari-
schen Niemandsland kommt, son-
dern mit Die VerkörperungENVerkörperungENVerkörperungE oder
etwa auch dem Band Die Welt ist
meine Innerei (Septime 2012) be-
reits ehedem mehrere Arbeiten
vorgelegt hat, die längst zu entde-
cken gewesen wären und es nach
wie vor sind, leisten sie doch alle-
samt, was neben der Liebe einzig
ganz große Kunst zu leisten ver-
mag: dass sie an den Nervenenden

beginnt und im
Verstand nicht
aufhört.

Valerie Fritsch, 
„Winters Garten“.
€ 17,50 / 154
Seiten. Suhrkamp-
Verlag, Berlin 2015

sicherung für alle einzuführen, 
analysiert. Den nicht für alle ge -
gebenen Zugang zu Bildung kriti-
siert er ebenso. Europa preist er in 
diesem Zusammenhang als Vor-
bild an. 

Umgekehrt lobt er die amerika-
nische Steuerpolitik. Die Ver-
einigten Staaten besteuern das 
Einkommen ihrer Bürger welt-
weit. Ein griechischer Staatsbür-
ger könne dagegen seinen Wohn-
sitz nach Luxemburg verlegen 
und sich dem Zahlen von Steuern 
in seinem Heimatland entziehen, 
kritisiert der Ökonom. 

Wenig Positives findet er auch 
am Krisenmanagement rund um 
den Euro. Griechenland derart 
strikte Sparvorgaben zu machen 
sei falsch, meint Stiglitz. Er setzt, 
wie die meisten US-Ökonomen, 

Stiglitz. 
US-Ökonomen, 

Stiglitz. 

dagegen auf höhere Ausgaben des 
Staates zur Ankurbelung der Wirt-
schaft und fordert ein aktiveres 
Eingreifen der Europäischen 
Zentralbank. 

Die Enttäuschung über die Poli-
tik von Barack Obama, die wenig 
zum Abbau der Ungerechtigkeiten 
beigetragen hat, ist dem früheren 
Wirtschaftsberater von Bill Clin-

ton anzumerken. Er plädiert vehe-
ment für den Ausbau der Erb-
schaftssteuer. Eine Rebellion, wie 
sie im Arabischen Frühling statt-
gefunden hat, kann sich Stiglitz 
jedenfalls vorstellen. 

Stiglitz argumentiert als Öko-
nom, wenngleich er sich auch 
kurz mit den Auswirkungen der 
Ungleichheit auf die Demokratie 
beschäftigt. Die Verbindung von 
Wirtschaftswissenschaften und 
Philosophie stellen dagegen Ro-
bert Skidelsky und sein Sohn Ed-
ward her. Sie beschäftigen sich 
mit der Frage, wie viel genug ist 
und wozu Reichtum eigentlich da 
ist. 

Es ist eine grundsätzliche, his-
torisch fundierte Auseinanderset-
zung mit diesem Thema, die einen 
breiten Bogen spannt und zu kon-
kreten Vorschlägen für die Politik 
führt: Die beiden treten für mehr 
progressive Elemente bei der Aus-
gestaltung von Steuern ein und 
fordern ein bedingungsloses 
Grundeinkommen für alle. Ange-
sichts des erreichten Wohlstands 
sei das finanzierbar, meinen die 
beiden Autoren. 

In ihrer Forderung nach mehr 

henhenhen Ungleichheit. Wirtschaftsnobelpreisträger Joseph Stiglitz
SkidelSkidelSkidelsky setzen sich grundsätzlichgrundsätzlichgrundsä mit GeldfragenGeldfragenGeldf auseinander.

eicheicheichtum fördertm fördertm f
, u, u, und das „Geld“, um das es ging, heraus und verglich die Mengen. Ist mehr denn zwangsläufig mehr wert als weniger?

Vom Lieben und vom Grauen
Nichts Geringeres als der Weltuntergang steht in
ValerieFritschsDebüt „Winters Garten“ bevor.

Josef BichlerJosef BichlerJosef

Ö fters schon hatte Anton
jene Menschen gesehen,
die hinter den Fenstern mit

den Händen über ihre Habselig-
keiten strichen, erwacht aus der
Lähmung der Tage sich fahrig
einen Hut aufsetzten, verstohlen
aus der Tür traten und sich auf der
Straße wie zufällig zu einer Men-
ge zusammenfanden, die auf das
gleiche Ziel zuging. Sie schossen
einander mit den Waffen, die sie
an den Bahnhofshallen gekauft
hatten, in die Schädel und in die
Herzen.“ Die Stadt, in der Anton
Winter, der 42-jährige Vogelzüch-
ter und Protagonist in Valerie
Fritschs Suhrkamp-Debüt Winters
Garten, die unerhörten Gescheh-
nisse beobachtet, befindet sich
im Ausnahmezustand. Seit unbe-
stimmter Zeit wird sie von Natur-
und anderen Gewalten heimge-
sucht. Nichts Geringeres als der
Weltuntergang steht bevor. Dieses
eine Mal findet die angekündigte
Katastrophe tatsächlich statt; das
große Verstummen wird mit den
verzweifelten Exzessen des Lie-
bens und des Tötens nicht abzu-
wenden sein. „Es ist leise gewor-
den in unserer Stadt, entsetzlich
leise, und die Menschen so dünn.
An ihnen erkennt man, dass es zu
Ende geht. Den einsamsten aller
Planeten hat mein Großvater die
Erde genannt, weil hier jeder für
sich allein kämpft und jeder für
etwas stirbt, für das man so gerne
leben würde.“

Die Eindringlichkeit, mit der
Valerie Fritsch eine sich nach der
apokalyptischen Vorhut in Auflö-
sung befindende Gesellschaft be-
schreibt, ist fraglos beklemmend
und doch sternenfern der dystopi-
schen Genreliteratur. Anton wird
den vermeintlich elysisch anmu-
tenden Garten, in dem er auf-auf-auf
wächst, früh verlassen und – wie
jeder verstand- und herzbegabte
Mensch – schlussendlich erken-
nen, dass man sich nicht ent-
kommt. „Die Kindheit erschien
ihm jetzt als ein Ort, an dem man
später groß sein möchte, um end-
lich für nichts mehr zu klein zu
sein, und gleichzeitig als einer,
vor dem man sich sein Leben lang
retten muss.“ Als sein Vater stirbt,
wird der Sohn eines eigenbrötleri-
schen Geigenbauers und einer
Mutter, die „die Notwendigkeiten
dieser Welt erkannt und ange-
nommen hatte“, zum ersten Mal
nach langem in den Garten zu-
rückkehren und keine Worte ha-
ben. Später, bei seiner endgülti-
gen Rückkehr, wird Anton zu
Leander, seinem unvermisst wie-
dergefundenen Bruder, sagen: „Es
ist traurig, wenn der Tod das grö-
ßere Spektakel ist als das Leben.
Und man sich erst dann findet.“

Schon inValerieFritschsDebüt-
roman Die VerkörperungEN (Ley-
kam 2011) gibt sich die Lebens-
undSterbenskatastrophe eher bei-
läufig, wenn etwa der Gedichte
schreibende Bordellbesitzer Mon-
sieur Candisi feststellt, dass sich
das Unglück einem selbst un-
glücklicherweise immer beson-
ders literarisch verkaufe. Aber an-
ders als in den VerkörperungEN
umkreist Winters Garten nicht die
sogenannte (ver)käufliche Liebe,
sondern deren gemeinhin vermu-
tetes Gegenteil. „Nur Wochen be-
vor die Welt untergehen würde“,
verliebt sich Anton Winter „das
erste Mal in zweiundvierzig Jah-
ren unsterblich“, nämlich in Fre-
derike, deren Anwesenheit „an
den Nervenenden begonnen und
im Verstand nicht aufgehört“ hat.
„Dass ich einmal nichtmehr allein
leben würde, hätte ich nie für
möglich gehalten, weißt du. Dass
wir uns begegnet sind und du an
meiner Hand mit mir nach Hause

Suhrkamp-Autorin 
Valerie Fritsch.

Foto: privat
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40.Stock oder so, kei-
ne Ahnung, nichts 
deutet auf die Etage 
hin, auf der man 

sich gerade befindet. Die genaue 
Position wird den Journalisten an 
diesem Tag nur so circa mitgeteilt. 
Die Aussicht von hier oben aber, 
die ist genial. Hinter der karierten 
Glashaut ragen hinten, irgendwo 
im alten Zentrum dieser nun poly-
zentrischen Stadt, wie der Wiener 
Architekt Wolf Prix das neue 
Frankfurt am Main immer wieder 
gerne bezeichnet, die Türme der 
Konkurrenzbanken hoch, der 
Commerzbank, der Deutschen 
Bank, der Länderbanken und wie 
sie nicht alle heißen mögen. 

„Ja, wir hätten höher bauen kön-
nen“, sagt Andrea Jürges, Presse-
sprecherin für den EZB-Neubau. 
„Aber das wollten wir nicht, denn 
dann hätten wir auf die anderen 
Banken im Frankfurter Zentrum 
herabgesehen, und das hätte nicht 
gepasst.“ Mit 185 Meter Höhe, 
 exklusive Antenne, versteht sich, 
denn das rechnen die anderen ge-
nauso, habe sich die Europäische 
Zentralbank ihre eigene, freiwilli-
ge Höhenbeschränkung auferlegt. 
Ein Beitrag zur symbolischen Ge-
rechtigkeit zwischen den Großen 
und den noch Größeren. 

Doch dafür ist alles andere di-
cker, fetter, mächtiger, beeindru-
ckender und vor allem doppelter. 
Denn streng genommen handelt es 
sich beim neuen EZB-Tower, der 
kommenden Mittwoch, am 18. 
März, im Rahmen einer Sitzung 
des EZB-Rats mit sämtlichen Gou-
verneuren und Präsidenten der 
nationalen Zentralbanken der EU-
Länder feierlich eröffnet wird, 
nicht um einen Turm, sondern um 
zwei getrennte Scheiben, die mit-
tels Atriums und viel, viel Strebe-
werks dazwischen miteinander 
verbunden sind. 

Die Form der beiden Bauteile, 
die je nach Blickwinkel einmal 
wie Bergmassive, einmal wie tan-
zende, stürzende, balancierende 
Riesen erscheinen, leitet sich aus 
einem quaderförmigen Block ab, 
der in der Mitte entlang einer dop-
pelt gekrümmten Hyperboloid -
fläche auseinandergesägt wurde. 
Anschließend wurden die beiden 
Elemente so zueinander verdreht, 
dass die geraden Flächen nach in-
nen und die gekrümm-
ten Glasfassaden nach 
außen zeigen. Die Vor-
stellung, die beiden 
Bausteine im Hirn wie-
der zusammenfügen 
zu müssen, ist eine 
Challenge für jeden 
Geometrie-Geek. 

„Wir wollten die 
Masse luftiger gestalten, daher 
 haben wir das Haus in der Mitte 
geteilt und um ein paar Meter, ich 
darf nicht sagen, wie viele, aus -
einandergeschoben“, sagt Wolf 
Prix von Coop Himmelb(l)au, der 
2003 – ausgerechnet er, dieser alte 
Haudegen, der damals noch, in 
seinen Anfängen, cyberästhe -
tische Wohnblasen baute, Dach -

böden auseinandersägte und auf-auf-auf
gehängte Stahlteile abfackelte – 
unter insgesamt 80 Mitbewerbern 
den zweistufigen Wettbewerb der 
EZB für sich beanspruchen konn-
te. „Mit diesem Trick bringen wir 
Licht und Luft ins Gebäude. An 
schönen Tagen, wenn die Sonne 
scheint, kann man sogar durchs 
Haus durchschauen.“ 

Der Durchblick durch die archi-
tektonische Masse, das ist so ziem-

lich das Einzige, das 
an diesem Bau trans-
parent ist. Wie sind die 
beiden Häuser mit -
einander verbunden? 
Wie funktioniert das 
statisch genau? Wie 
viele Verstrebungen 
sind das? Ist das Stahl 
oder Beton? Und gibt 

es besondere Betonfestigkeitsklas-
sen und Sicherheitsauflagen, die 
erfüllt werden mussten? „Kein 
Kommentar“, heißt es seitens 
der EZB. „Sie wissen schon. Eine 
Sicherheitsmaßnahme.“ 

Und auch Klaus Bollinger von 
Bollinger+Grohmann Ingenieu-
re, er hat das Haus berechnet, er 
muss es ja wissen, meint etwas 

verlegen: „Ich glaube, die EZB ist 
nicht unglücklich darüber, dass 
ich mir keine Zahlen und Fakten 
merken kann.“ Nur so viel: „An 
sich könnten die Türme auch ge-
trennt voneinander, ohne Verbin-
dung und Verstrebung zueinan-
der stehen, ohne dass sie einstür-
zen oder zu wanken beginnen 
würden. Aber so stehen sie besser, 
sicherer für den Fall der Fälle.“ 

Euromünzengraue Möbel 
Das Angebot für die 2600 Mit-

arbeiter, die hier tätig sind, ist 
unter dem Hochhausblickwinkel 
kein schlechtes. Abgesehen von 
der Tatsache, dass die Teppiche, 
Trennwände und Möbel erwar-
tungsgemäß euromünzengrau 
sind und wenig Aussicht auf 
einen bunten Arbeitstag bieten, 
gibt es allen erdenklichen Komfort 
mit Heizung, Kühlung und Lüf-Lüf-Lüf
tung, Letzteres sogar mit öffenba-
ren Fenstern bis ins letzte Stock-
werk. Eine Doppelfassade mit 30 
Zentimeter Luftraum und manu-
ell bedienbaren Ausstellfenstern, 
die sich wie eine Ziehharmonika 
in den Zwischenraum stülpen, 
macht’s möglich. 

Gekühlt wird mittels Fluss -
wassers aus dem Main, der sich 
nur  wenige Meter neben dem 
 neuen Stammsitz der Mächtigen 
seinen Weg durch die Stadt bahnt. 
Geheizt wird mit Fernwärme und 
Geothermie. Der größte Energie-
zuschuss kommt aus dem Rechen-
zentrum im Basisgebäude. Die Ab-
wärme der Server und Computer 
wird direkt in den Haustechnik-
kreislauf gespeist. Unterm Strich, 

Kommenden Mittwoch wird in Frankfurt dFrankfurt dFrankfurt as neue Headquarter der 
Europäischen Zentralbank eröffnet. Der 185 Meter hohe EZB-Tower 

am Main gibt sich offen, gläsern, transparent. Zumindest optisch.

Bankgeheimnis

erklärt der Architekt, verbrauche 
der EZB-Tower um 30 Prozent we-
niger Energie, als in der Energie-
verordnung 2007, zum Zeitpunkt 
der Detailplanung, gefordert war. 

Das Basisgebäude, wie die alte, 
denkmalgeschützte Großmarkt-
halle hier so gerne und unverfäng-
lich bezeichnet wird, erregte im 
Vorfeld des Baus die Gemüter. Der 
Grund: Der von Martin Elsaesser 
1928 errichtete Bau steht unter 
Denkmalschutz, denn die 220 mal 
50 Meter große Betonhalle war – 
neben all ihren technischen und 
ästhetischen Raffinessen – für 
Frankfurt ein bedeutender Schritt 
in Richtung Metropole. Ein Teil 
dieses konstruktiven Meisterbaus 
wurde abgerissen und machte 
Platz für das neue Konferenzzen -
trum, das nun wie Mario Draghis 
Zeigefinger durch die alte Klinker-
fassade stößt. 

„Wir haben lange und intensiv 
mit der Denkmalschutzbehörde 
zusammengearbeitet, und ich ver-
wehre mich gegen den Vorwurf, 
hier Altes zerstört zu haben, wie 
ich ihn oft von Kollegen höre“, 
sagt Prix mit starken Gesten. „Die 
Originalbausubstanz aus den 
Zwanzigern haben wir nicht ange-
tastet. Wir haben nur jenen klei-
nen Teil bearbeitet, der im Zwei-
ten Weltkrieg von Fliegerbomben 
zerstört wurde und bei dem es sich 
um eine Nachkriegsrekonstruk-
tion handelt.“ Man dürfe nicht 
päpstlicher als der Papst, nicht 
denkmalschützender als der 
Denkmalschutz sein, so Prix. 

Der abgeschottete EZB-Tower 
(Gesamtinvestitionsvolumen 1,3 
Milliarden Euro), von dem weder 
Grundrisse noch Schnitte in Um-
lauf gebracht werden durften, ist 
ein Symbol für Macht. Ja, das ist 
er, sagt der Architekt. „Geld regiert 
die Welt. Aber ohne Geld würde 
unsere Gesellschaft nicht funktio-
nieren. Ich halte die mentalen 
 Angriffe auf die EZB für naiv. Die 
wahre Macht nämlich, die liegt bei 
Apple, Google und Facebook. Das 
sind die, die unsere Zukunft be-
herrschen werden.“ 

Wolf Prix, nach einer kurzen 
Nachdenkpause: „Ich weiß schon, 
neue Formen rufen Widerspruch 
hervor. Doch das, das ist die 
 gotische Kathedrale der Neuzeit. 
Mehr denn je nämlich braucht die 
Europäische Union dreidimensio-
nale Ikonen.“ 
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Beim 
EZB-Tower 
handelt es sich 
nicht nur um 
einen Turm, 
sondern um 
zwei getrennte 
Scheiben, 
die mittels 
Atriums und 
viel, viel 
Strebewerks 
dazwischen 
miteinander 
verbunden 
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Michael Landau, Präsident der Caritas Österreich, 
beäugt die bevorstehende Steuerreform mit Skepsis. 

Wojciech Czaja tCzaja tCzaja raf ihn in der Gruft, wo Obdachlose für 
ein paar Stunden so etwas wie Wohnen erleben.

Nachdenklich stimmt mich, 
dass die Zahl der Obdachlosen 
stetig steigt. Im Vorjahr haben wir 
110.000 warme Mahlzeiten ausge-
teilt – um 50 Prozent mehr als 
noch vor zehn Jahren. Und trotz-
dem ist die akute 
sichtbare Woh-
nungslosigkeit, auf 
die wir hier in der Gruft zu reagie-
ren versuchen, nur die Spitze des 
Eisbergs. In der Regel denkt man 
an ältere Männer mit rauschenden 
Bärten, doch tatsächlich handelt 
es sich oft um junge Leute zwi-
schen 18 und 30 Jahren, die als 
Obdachlose gar nicht auffallen – 

und auch nicht auffal-
len wollen. 

Armut ist meist un-
sichtbar. Circa 230.000 
Menschen in Öster-
reich leben in Woh-
nungen, die sie nicht 
warm halten können, 
weil sie kein Geld zum 
Heizen haben. Das ist 

eine sehr basale Form von Not. Be-
denkt man, dass die Wohnung so 
etwas wie die zweite, wie die drit-
te Haut des Menschen ist, so kann 
ich nur sagen, dass diese Haut für 
zunehmend mehr Leute immer 
dünner und dünner wird. 

Ich selbst habe das Glück, eine 
recht dicke und robuste Haut ge-
nießen zu dürfen. Ich habe früher 

Aktuell gibt es in Wien ei-
nige hundert Menschen, 

die akut obdachlos sind. Hier im 
Tageszentrum der Gruft wollen 
wir ihnen zumindest für einige 
Stunden eine Art Zuhause bieten. 
Hier bekommen sie ein Dach über 
dem Kopf, eine warme Mahlzeit 
und frische Kleidung. Ich hoffe, es 
klingt nicht vermessen, wenn ich 
sage, dass unsere Be-
sucherinnen und Be-
sucher hier zumindest 
für einige Stunden so 
etwas wie Wohnen er-
leben können. 

Das Haus wurde im 
Herbst 2013 eröffnet, 
und ich bin sehr froh 
darüber, denn es bietet 
unseren Klienten die Möglichkeit, 
den Tag in schönem Ambiente mit 
Tageslicht zu verbringen. Es ist 
nämlich ein Unterschied, ob je-
mand den Tag mit künstlicher Be-
leuchtung verbringt, wie das in 
der alten Gruft der Fall war, die 
wir nun ausschließlich als Schlaf-Schlaf-Schlaf
quartier nutzen, oder mit Blick auf 
Wiese und Bäume. 

lange Jahre in einem unserer Cari-
tas-Seniorenhäuser in Hütteldorf 
gewohnt, wo ich nach wie vor 
Seelsorger bin. Vor einiger Zeit 
bin ich in ein kirchliches Haus 
hinterm Stephansdom gezogen. 

Ich genieße das Grät-
zel sehr. An man-
chen Tagen kommt 

mir die Innere Stadt, vor allem 
ganz früh, wenn noch keine Tou-
risten unterwegs sind, wie ein 

kleines Dorf vor. Jeder kennt je-
den, man sagt einander Hallo und 
tauscht ein paar freundliche Wor-
te aus. Das ist für mich Heimat. 

Meine Wohnung, mit weißen 
Billy-Regalen für die Bücher und 
einer alten Kredenz, die ich von 
meinen Eltern geerbt habe, ist ein 
Rückzugsort, wo ich die Tür zu-
machen und zur Ruhe kommen 
kann. Wenn ich es schaffe, koche 
ich mir einen Teller Spaghetti, set-
ze mich hin und lege eine CD ein. 
Aber ich muss gestehen, dass ich 
für meinen Geschmack allzu sel-
ten in diesen Genuss komme. Ich 
bin viel unterwegs, komme spät 
heim, wohne oft in Gästezimmern 
und lebe aus dem Koffer. Je älter 
ich werde, desto mehr weiß ich 
mein eigenes Bett zu schätzen. 

Die Steuerreform, vor der wir 
jetzt stehen, wird daran zu messen 
sein, ob sie den sozial benachtei-
ligten Menschen in unserem Land 
mehr Luft zum Atmen gibt und ob 
sie den Menschen am Rande der 
Gesellschaft eine Lebensperspek-
tive eröffnen wird oder nicht. Das 
ist der zentrale Lackmustest. Ich 
bin geborener Optimist, so glaube 
ich, dass das gut über die Bühne 
gehen wird. Aber ich bin auch 
Realist, und daher werden wir 
nicht aufhören, die Verantwortli-
chen in ihre Verantwor-
tung zu nehmen.

Michael Landau, geboren 1960
in Wien, studierte Biochemie, 
Philosophie und Katholische 
Theologie. Noch während sei-
ner Studienzeit trat er 1988
ins Priesterseminar ein. 1992 
wurde er in Rom zum Priester 
geweiht. 1995 übernahm er 
die Leitung der Caritas Wien. 
Seit  2013 ist er auch Präsident 
der Caritas Österreich. Er ist 
Träger des Großen Ehrenzei-
chens für Verdienste um die 
Republik Österreich und er-
hielt 2012 das Goldene Ehren-
zeichen für Verdienste um 
das Land Wien.
Spendenkonto: 
IBAN: AT16 3100 0004 0405 0050
BIC: RZBAATWW   
Kennwort: „Gruft Winterpaket“
p www.gruft.at

„ WOHNGESPRÄCHWOHNGESPRÄCH

“

Wie geht es mit dem Wohnen weiter? Caritas-Chef Michael Landau und József Blaskó, der seit 20 Jahren in Österreich lebt und seit kurzem obdachlos ist, in der Gruft in Wien-Mariahilf.

Wenn ich Zeit habe, habe, ha koche ich mir Smir Smir paghepaghepag tti
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BESUCHEN SIE UNS
AUF DER WIENER
IMMOBILIEN MESSE!

14. und 15. März 2015
Halle CC, STANDSTANDST B02a

www.ehl.at

Wir leben
Immobilien.

www.wohnung.at

Schöner Wohnen
in Floridsdorf

Für nähere Informationen
kontaktieren Sie bitte
Frau Janine Baron unter
+43-1-512 76 90-403
oder j.baron@ehl.at

Erstbezug im 21. Bezirk

58-84 m2 Wohnfläche

2-4 Zimmer

hochwertige Ausstattung

Loggia und Freiflächen

ausgezeichnete Nahversorgung

ausgezeichnete öffentliche

Verkehrsanbindung

Freizeitsgestaltungsmöglichkeiten

HWB 32,60 kWh/m²a (B)
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T 01-71706-100
www.raiffeisenevolution.com

T 01-5127777
www.otto.at

Wohnenen am
CCamamppuussss LLeoeoppooldldldldststadadtt
1020 Wien, E, Engerthstraße 228

– Freifinanzierte
Eigentumswohnungen

– 2–5 Zimmer von
52m² bis 167m²

– Unmittelbare Nähe
zu Prater und WU

– Direkt an der
U2 Station Krieau

– Niedrigenergiebauweise
Klasse A
(HWB 21, 41kWh/m2a, fgee 0,70)
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